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Das Absicherungspaket der KKH-Allianz und der Allianz Privaten Krankenversicherung (APKV) – 
umfangreicher Schutz für Jungmediziner. Eine Kombination, die Sie sich merken sollten: Mit 
der KKH-Allianz genießen Sie zuverlässigen gesetzlichen Krankenversicherungsschutz. Und dank 
der vielfältigen Zusatzversicherungen der APKV die Vorteile eines Privatpatienten – zu besonders 
günstigen, maßgeschneiderten Konditionen. Nutzen Sie die über 40-jährige Erfahrung der APKV
als Partner des Marburger Bundes und der meisten Ärztekammern sowie die spezielle Kundenbe-
treuung, die die APKV jungen Ärzten bietet. Mehr Informationen bei Ihrer Allianz vor Ort, unter 
www.aerzte.allianz.de oder www.medkompetent.de.

Allianz Private Krankenversicherung

Zum Thema Gesundheit kennen Sie mehr als 60.000 Begriffe. 
Heute kommen noch zwei wichtige hinzu: KKH-Allianz und APKV.
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Ich nehme an der wissenschaftlichen 
Veranstaltung:

 am 04. - 05.06.2010 teil 
 (Teilnehmer: 90,00 EUR)

 am 04.06.2010 teil (Tageskarte: 60,00 EUR)

 am 05.06.2010 teil (Tageskarte: 40,00 EUR)
 Für Medizinstudenten (nach Vorlage des    
 Studentenausweises) Teilnahme kostenfrei.

 am Gesellschaftsabend am 04.06.2010   

 mit insgesamt           Personen teil.

 (Kosten p. Person: 35,00 EUR)

 am Begleitprogramm am 04.06.2010

 mit insgesamt           Personen teil.
 (Kosten p. Person: 30,00 EUR)

Bei Anmeldungen nach dem 28.05.2010 erhöhen sich die 

Preise um jeweils 10,00 EUR!

Magdeburg, 03. bis 05. Juni 2010
Maritim-Hotel Magdeburg

Fortbildungsveranstaltung des

Instituts für Neuroradiologie der 
Otto-von-Guericke Universität Magdeburg

in Zusammenarbeit mit der

Akademie für Medizinische Fort- und Weiterbildung
der Landesärztekammer Sachsen-Anhalt

(anerkannt mit 13 Fortbildungspunkten)

XIX. Interdisziplinäres neuroradiologisches Symposium*

Faxanmeldung: +49 391 56390143

Organisation: Max-i-vent Friederike Costa, Joseph-von-Fraunhofer-Str. 3, 39106 Magdeburg
Telefon: +49 391 5849181, E-Mail: info@max-i-vent.de

„Hirneigene Tumoren“

* Fortsetzung des von Kachel und Kohlmeyer 1992 in Erfurt gegründeten
Interdisziplinären neurowissenschaftlichen Symposiums

Ich habe die Gebühren auf das Konto:
Max-i-vent Friederike Costa
Konto-Nr.: 2676 48 3101 BLZ.: 810 101 11

SEB Magdeburg; Verwendungszweck: Neuroradiolog. Tagung

überwiesen.

Name, Vorname:

Klinik:

Straße:

PLZ, Ort:

Telefon:

Datum:

Stempel und Unterschrift:
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Meine sehr verehrten Damen und Herren,

der heutige Nachmittag könnte ein langer werden, wenn 
wir uns wirklich mit den Themen beschäftigen, die im 
Bundesgesundheitsministerium in Berlin mit jugendli-
chem Elan auf die Tagesordnung gesetzt werden. So zum 
Beispiel der Wunsch, die Pharmaindustrie zu reglemen-
tieren oder die Abschaffung des Numerus clausus in der 
Medizin, verbunden mit dem Ruf nach mehr Studienplät-
zen für zukünftige Ärzte. Auch könnten wir uns mit dem 
Weiterbildungsgang eines Landarztes beschäftigen und 
vielleicht ein Curriculum erstellen. Sie wissen, in aller 
Munde sind die fundierten Vorschläge für die Etablierung 
eines solchen. 
Aber im Grunde hat Herbert Lichtenfeld diese Arbeit 
schon bewältigt, denn seit 1986 hat er als Autor damit 
begonnen uns zu zeigen und 237 x konnte man bisher im 
ZDF sehen, wie interessant und abwechslungsreich die 
Tätigkeit eines Landarztes sein kann. Man braucht eigent-
lich keine Reklame mehr zu machen, denn jeder poten-
tielle Medizinstudent kann sich schon frühzeitig für die-
sen Weiterbildungsgang entscheiden. Er weiß ja, was auf 
ihn zukommt! 
Vielleicht aber sollten wir die Wahlen in NRW abwarten, 
um zu sehen, was übrig bleibt bzw. wie sich dann Spreu 
vom Weizen trennen lässt.
Diese einleitenden Sätze sind auch nicht zu relativieren 
nach der Vorstandssitzung der Bundesärztekammer am 
letzten Freitag. Der Bundesgesundheitsminister hatte 
ursprünglich die Absicht, die Vorstandssitzung der BÄK 
zu besuchen, aber die Wolke, die alle Flughäfen außer 
Betrieb setzte, vereitelte den Plan. Wir haben dennoch 
getagt! Was gab es zu besprechen? Unter anderem 
berichtete Herr Prof. Hoppe über ein Gespräch mit der 
Deutschen Krankenhausgesellschaft, in dem es um das 
Verhältnis beider Institutionen auf Bundesebene, aber 
auch auf Landesebene ging. Themen waren zudem ord-
nungspolitische Rahmenbedingungen und Wettbewerb, 
ärztliche Arbeitsbedingungen, Ärztemangel, Kranken-

hausrechnungsprüfungen, ganz besonders in Bezug auf 
die Arbeitsweise und das Verhalten des MDK. 
Ein Thema war auch die Ankündigung, dass die DKG sich 
bemüht, Einfluss auf die Planungen für Niederlassungs-
willige zu nehmen. Ein Aspekt, der eine gewisse Verwun-
derung hervorrief, ist dies doch das Aufgabengebiet der 
KV‘n. Einzelheiten dazu wurden aber nicht mitgeteilt. 
Von Minister Rösler hätte man auch die Haltung der Bun-
desregierung erfahren wollen, wie sie zur Forderung der 
EU steht, in der Medizin die Bachelor /Master- Struktur 
einzuführen. Die Hochschulgremien der Bundesrepublik 
haben in einer Tagung Anfang März eine klare Position 
bezogen und dies  gemeinsam abgelehnt. Neben dem 
Verband der Universitätsklinika Deutschlands (VUD) 
und dem Deutschen Fakultätentag (MFT), hat auch die 
Rektorenkonferenz die Einführung als für die Medizin 
ungeeignet bezeichnet. Unterstützung kam dabei von 
den Ländern, die das System übernommen haben. Auf 
der Tagung sprachen sich Vertreter von Großbritannien 
und den Niederlanden klar und deutlich gegen diesen 
Ausbildungsgang aus.
Das Thema Ärztemangel ist nun verstärkt auch in den 
„alten“ Ländern angekommen. Jetzt wird es auch von der 
Presse vielfältig wahrgenommen.
Der Spitzenverband der gesetzlichen Krankenkassen ist 
jedoch der Ansicht, dass von einem generellen Ärz-
temangel keine Rede sein kann. Die Ärzte sind nur falsch 
verteilt. Aber wer soll denn die Ärzte verteilen? Soll der 
Staat per Order dieses tun? Wie wäre das mit unserem 
freiheitlichen System zu vereinbaren? Oder soll es unter 
dem uns bekannten Motto „Einsicht in die Notwendig-
keit“ stattfinden? Mag ja sein, dass zu viel Ärzte nicht 
kurativ tätig sind, ich kenne auch einige, wo ich ins grü-
beln komme und denke, bevor die jungen Kollegen alte, 
gestandene Chefärzte beraten, müssten sie doch selbst 
erst einmal einen Klinikablauf kennen lernen. Aber es 
wäre schon wünschenswert, die Politik und natürlich 
auch die Kassen würden mal vertiefend über die Situation 
nachdenken, warum das so ist und Schnellschüsse ver-

Rede des Präsidenten 
zur Kammerversammlung
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meiden. Die Selbstverwaltungen versuchen pragmati-
sche Lösungen zu finden.  Stipendienprogramme, Praxis-
börsen und ähnliches, wie wir es auch in Sachsen-Anhalt  
handhaben, sind sicherlich Wege in die richtige Rich-
tung. Wenn es nun auch noch gelänge, den Vertrag mit 
der Österreichischen Ärztekammer mit Leben zu erfüllen, 
wären wir etwas zufriedener. Ganz zufrieden könnte 
man sein, wenn die 20 Jahre alten Länder als gleichbe-
rechtigter Teil der Bundesrepublik anerkannt würden. Ich 
denke da z.B. an die gleichberechtigte Honorierung  für 
erbrachte Leistungen.

Zurück zur Vorstandssitzung ohne den verhinderten 
Minister. Nebenthema war auch die sich abzeichnende 
Privatisierung der medizinischen Forschung in Deutsch-
land. Finanzkräftige Organisationen wie die Helmholtz-
Gesellschaft, Fraunhofer-, Leibniz-
Bertelsmann u. a. bestimmen zunehmend das For-
schungsgeschehen. So auch hier in Magdeburg, wo die 
Neurowissenschaften angesiedelt sind und wo die 
Demenzforschung mit Mitteln der Helmholtz-Gesell-
schaft sich im Aufbau befindet.
Eine Entwicklung, die sehr wohl Auswirkungen auf die 
flächendeckende Forschung an den 36 Medizinischen 
Fakultäten in Deutschland haben wird.
Ein weiterer Besprechungspunkt mit dem Minister hätte 
die Novellierung der GOÄ werden sollen. Von Seiten der 
Ärzteschaft liegt dazu ein Entwurf vor. Er würde die Fas-
sung von 1983 ablösen. Es ist übrigens schon interessant 
zu wissen, dass der GOÄ-Punktwert seit 1983 - also 
innerhalb von 27 Jahren - lediglich um 14% angehoben 
wurde, nämlich von 10 auf 11,4 Pfennig, das entspricht 
5,82 Cent. 

Ein Dauerthema in den Sitzungen der BÄK ist die Weiter-
bildung. Das ist nur allzu berechtigt, denn trotz aller 
theoretischen Ansätze sie zu verbessern, sieht die Praxis
in den meisten Fällen noch immer ganz anders aus. Es 
betrifft unverändert die großen Fächer an den großen 
Einrichtungen. Das fachbezogene Denken verhindert die 
Rotation. Wir bekommen zwar schöne Zeugnisse und 
Bestätigungen, aber im ehrlichen vier-Augen-Gespräch 
wird schon mal über die Realität gesprochen.
Und das Ergebnis der Evaluation der Weiterbildung?
Die Züricher Kollegen der ETH haben eine positive Lesart 
vorgelegt. Im Einzelnen ist zu konstatieren, dass es eine 
hohe Beteiligung der Weiterbildungsbefugten gegeben 
hat und eine grundsätzliche Zufriedenheit der Weiterbil-
dungsassistenten. Bestnoten werden der Weiterbildung 
in der Allgemeinmedizin ausgestellt. Die Resultate in den 
einzelnen Ärztekammern sind  weitgehend homogen. 
Auch gibt es keine auffälligen Unterschiede zwischen 
konservativen und operativen Facharztgruppen.
Und die kritischen Ergebnisse der Befragung?
Die Beteiligung der Weiterbildungsassistenten war ein-
deutig  zu gering. Die Unzufriedenheit mit dem Weiter-
bildungsgang konzentriert sich auf die Rahmenbedingun-

gen, also hohe Arbeitsbelastung, Zeitdruck, Bürokratie 
und Überstunden. Fast die Hälfte der Assistenten erhält 
weder einen strukturierten Weiterbildungsplan noch 
werden Lern- bzw. Weiterbildungsziele vereinbart. Im 
Einzelnen werden die Länderergebnisse veröffentlicht 
z.B. im Internet. 
Insgesamt aber müssen wir nachdenken, was die Institu-
tion Ärztekammer machen muss, um vor allem bei den 
Assistenten bessere Ergebnisse zu erreichen.
Dazu muss aber auch gesagt werden, dass die Kammer 
genaue Zahlen über Weiterzubildende nicht hat. Es gibt 
keine Anzeigepflicht. Ich persönlich bedauere das und 
würde mir wünschen, dass auf dem jährlichen Veranla-
gungsbogen zum Beitrag ein kleines Kästchen platziert 
wird, wo der junge Kollege ankreuzen kann, ob er sich in 
Weiterbildung befindet. Ein solches Vorgehen wird aber 
von meinen Präsidentenkollegen eher kritisch gesehen, 
was ich nicht nachvollziehen kann.

Nur kurz wurde am letzten Freitag das Thema Tarifausei-
nandersetzung behandelt. Rudolf Henke, Vorsitzender 
des Marburger Bundes, hält eine Einigung vor einem 
Streik für nicht wahrscheinlich.
Aus Niedersachsen wurde berichtet, dass es von Seiten 
der Pflegekräfte Bestrebungen gibt, das niedersächsische 
Heilberufsgesetz so zu ändern, dass  eine 
Pflegekammer etabliert werden kann. Auswirkungen auf 
die gesamte Bundesrepublik sind nicht auszuschließen. 
Einen rechtfertigenden Grund konnten die Vorstandsmit-
glieder jedoch nicht erkennen. 

Was hat es an konkreten Veränderungen im gesetzgebe-
rischen Bereich seit der Herbstsitzung unserer Kammer-
versammlung gegeben? Ich möchte einiges erwähnen, 
ohne auf Details einzugehen.
Die 15. Novelle des Arzneimittelgesetzes, datiert zwar 
schon vom 23.Juli 2009, ist aber auch vom Inhalt für 
unsere Versammlung lediglich von zu registrierendem 
Interesse.
Ähnliches gilt für die Novelle des Medizinproduktegeset-
zes und der DIMDI- Verordnung. Es sind geänderte Vor-
schriften bei der Durchführung klinischer Prüfungen von 
Medizinprodukten. Sie bedürfen jetzt der Genehmigung 
der zuständigen Bundesoberbehörde und der Ethikkom-
mission. Einzelheiten sind bei Bedarf zu hinterfragen.
Im Bearbeitungs- und Beratungsverfahren befindet sich 
eine Neuregelung der Bestimmung zur Leichenschau. 
Im Justizministerium befasst man sich mit Themen, wie:
- 	 Entkopplung der Todesfeststellung von der Leichen-

schau,
- 	 Einrichtung eines Leichenschaudienstes bei den 

Gesundheitsämtern,
- 	 Festlegung einer besonderen Qualifikation für den die 

Leichenschau vornehmenden Arzt.
Die Bundesärztekammer ist aufgefordert, Zuarbeit  zu 
leisten, Herr Dr. Schöning gehört der Arbeitsgruppe der 
BÄK an.
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Was gibt es aus Sachsen-Anhalt zu berichten?
Ohne der Bundesebene Konkurrenz machen zu wollen, 
haben auch wir, also der Kammervorstand, unseren 
neuen Gesundheitsminister in eine Vorstandssitzung ein-
geladen und er hat zugesagt. Jetzt hoffen wir, dass nichts 
dazwischen kommt.
Themen der Beratung sollen sein: 

•	 Situation der ambulanten ärztlichen Versorgung in 
Sachsen-Anhalt, insbesondere Terminvergabe und 
IGEL- Leistungen 

•	 Probleme und Auswirkungen des Ärztemangels und 
der Gestaltung des ärztlichen Not- und Rettungsdiens-
tes, wobei ein Problemaufriss dem Sozialministerium 
bereits übermittelt wurde;

•	 Diskrepanz zwischen den bei den Patienten durch 
Politik und Medien vermittelten Erwartungen und 
dem, was in der Praxis möglich ist und den Patienten 
durch den Arzt vermittelt werden muss

•	 Spannungsfeld zwischen dem Haftpflichtrecht für 
Ärzte und dem gesetzlichen Wirtschaftlichkeitsgebot

•	 Ausstattung der Krankenhäuser mit mittlerem medizi-
nischen Personal und Zunahme ausländischer Ärzte 
in den Krankenhäusern

•	 Investitionsstau in den Krankenhäusern des Landes

•	 Erhöhung der Studienzahlen im Fach Medizin

Meine Damen und Herren, 
Veränderungen wird es sicherlich in der Arbeit unserer 
KOSTA geben. Die DKG, die KBV und die Spitzenver-
bände der GKV haben in Berlin festgelegt, wie die Koor-
dinierungsstellen zusammengesetzt sein könnten. Neu 
ist, dass die Krankenhausgesellschaft und die Kassenärzt-
lichen Vereinigungen das Ruder übernehmen sollen. 
Hier bei uns gibt es noch keine neuen diesbezüglichen 
Vereinbarungen. Natürlich sind aber Gespräche mit der 
KGSA vorgesehen.
Ungeachtet dessen sind wir, was die Förderung der All-
gemeinmedizin  anbelangt, nicht untätig. Ich verweise u. 
a. auf den Artikel in der Aprilausgabe unseres Ärzteblat-
tes.

Lassen Sie mich diesen kleinen Überblick beenden. The-
men, die ich vergessen habe, können wir in der jetzt 
folgenden Aussprache besprechen, wenn sie nicht ohne-
hin in den Tagesordnungspunkten abgehandelt werden.
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

Ehrenamtliche 
Richterinnen und Richter 
für das Finanzgericht 
gesucht

Beschlüsse der 7. Sitzung 
der Kammerversammlung 
der Ärztekammer 
Sachsen-Anhalt, 
V. Wahlperiode (2007-2011) 
am 21. April 2010Die Amtszeit der derzeit beim Finanzgericht des 

Landes Sachsen-Anhalt tätigen ehrenamtlichen 
Richterinnen und Richter endet im September 
2010. 

Für die folgenden fünf Jahre müssen erneut Rich-
terinnen und Richter gewählt werden.

Der Präsident des Finanzgerichts hat die Ärzte-
kammer gebeten, eine Vorschlagsliste zu über-
mitteln.

Kammermitglieder, die bereit sind, das Ehrenamt 
zu übernehmen, wenden sich bitte an Frau Kleim 
(Tel.: 0391/6054-7210). Weitere Unterlagen 
werden dann zugesandt.

Dr. R. Schöning

Tätigkeitsbericht 2009 der Ärztekammer 
Sachsen-Anhalt
(Veröffentlichung erfolgt in der Juni-Ausgabe des 
Ärzteblattes)

1. Satzung zur Änderung der Reisekosten-
ordnung für ehrenamtlich tätige 	
Kammermitglieder der Ärztekammer 	
Sachsen-Anhalt.
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Neu erteilte Weiterbildungsbefugnisse gemäß der Weiterbildungsordnung 
vom 16.04.2005 (siehe auch im Internet unter www.aeksa.de) 

Monatlich möchten wir an dieser Stelle die Ärztinnen und Ärzte benennen, 
die erfolgreich ihre Facharztprüfung an der Ärztekammer 
Sachsen-Anhalt abgelegt haben.

Im Monat März konnten wir folgende Ärztinnen und Ärzte zum Erwerb des Facharztes beglückwünschen:

Ärztliche Weiterbildung in Sachsen-Anhalt

Facharzt für Anästhesiologie
Marcin Kubicki, Magdeburg
Dr. med. Carsten Pohl, Halle (Saale)

Facharzt für Orthopädie und Unfallchirurgie
Dr. med. Lars Becherer, Leipzig
Dr. med. Susanne Schmoz, Leipzig
Dr. med. Tankred Schuschke, Magdeburg
Dr. med. Holger Welsch, Wolfen

Facharzt für Frauenheilkunde und Geburtshilfe
Dr. med. Katja Mohr, Halle (Saale)
Dr. med. Anja Radusch, Halle (Saale)

Facharzt für Innere Medizin
Alexander Jahn, Staßfurt
Stefan Kotte, Halle (Saale)
Brigitte Prokop, Leuna
Dr. med. Alexandra Schiefer, Magdeburg

Facharzt für Innere Medizin und Gastroenterologie
Dr. med. Jochen Weigt, Magdeburg

Facharzt für Innere Medizin und Kardiologie
Dr. med. Robert Flieger, Halle (Saale)
Dr. med. Martin Ruß, Halle (Saale)

Facharzt für Innere Medizin und Pneumologie
Dr. med. Carmen Röder, Halle (Saale)

Facharzt für Kinder- und Jugendpsychiatrie und 
-psychotherapie
Daniela Schulze, Magdeburg
Dipl.-Med. Sylvia Sroka, Magdeburg

Facharzt für Radiologie
MUDr. Vladimir Sloboda, Wollbach

Facharzt für Transfusionsmedizin
Dr. med. Hans-Jürgen Burger, Dessau-Roßlau

Facharzt für Urologie
Jana Sahling, Lutherstadt Eisleben

Facharztbezeichnungen:

Anästhesiologie
Dr. med. Harry Bromber
54 Monate 
Im Verbund mit
Dr. med. Thomas Eberle ist die volle 
Befugnis von 60 Monaten einschließlich 
12 Monaten Intensivmedizin gegeben.
Paul Gerhardt Diakonie Krankenhaus 
und Pflege GmbH

Klinik für Anästhesiologie und
Operative Intensivmedizin
Paul-Gerhardt-Straße 42-45
06886 Lutherstadt Wittenberg

Anatomie
Prof. Dr. med. habil. Elmar Peschke
48 Monate
Martin-Luther-Universität 
Halle-Wittenberg/Med. Fakultät
Institut für Anatomie und Zellbiologie
Große Steinstraße 52
06108 Halle (Saale)

Augenheilkunde
Dr. med. Claudia Grünauer-Kloevekorn
60 Monate im Verbund mit
Prof. Dr. med. Gernot Duncker
Martin-Luther-Universität Halle-
Wittenberg/Med. Fakultät
Klinik und Poliklinik für
Augenheilkunde
Ernst-Grube-Straße 40
06120 Halle (Saale)
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Orthopädie und Unfallchirurgie
Dr. med. Alexander Krumnow
Dr. med. Olaf Schaeper
24 Monate Basisweiterbildung
Chirurgie im Verbund mit
Dr. med. Stephan Schwitalla und
Klaus-Hermann Schmidt
und 24 Monate Orthopädie und
Unfallchirurgie im Verbund 
Klinikum Dorothea Christiane 
Erxleben Quedlinburg
Klinik für Unfall-, Handchirurgie und 
Orthopädie 
Ditfurter Weg 24
06484 Quedlinburg

Priv.-Doz. Dr. med. Konrad Mahlfeld
24 Monate Basisweiterbildung
Chirurgie im Verbund mit
PD Dr. med. habil. Karsten Ridwelski 
und PD Dr. med. habil. Fred Draijer
und 24 Monate Orthopädie und
Unfallchirurgie im Verbund mit
PD Dr. med. habil. Fred Draijer
Klinikum Magdeburg gGmbH
Abteilung für Orthopädie
Birkenallee 34
39130 Magdeburg

Dr. med. Karlheinz Müller
24 Monate Basisweiterbildung
Chirurgie im Verbund mit
Dr. med. Rainer Honkisch und
Dr. med. Martin Lehmann
und 24 Monate Orthopädie und
Unfallchirurgie im Verbund mit
Dr. med. Jörg Peter Woltersdorf
MEDIGREIF Kreiskrankenhaus 
Burg GmbH
Klinik für Unfallchirurgie
August-Bebel-Straße 55 a 
39288 Burg

Innere Medizin
PD Dr. med. habil. Till Höfs
36 Monate Basisweiterbildung Innere 
Medizin und Allgemeinmedizin im 
Verbund mit
Prof. Dr. med. habil. Ulrich Nellessen
und 24 Monate Innere Medizin einschl. 
6 Monate internistische Intensivmedizin 
im Verbund mit Dr. med. Jens Rau
Johanniter Krankenhaus Genthin-Stendal 
gGmbH
Klinik für Innere Medizin
Karower Straße 1-3
39307 Genthin

Innere und Allgemeinmedizin
Dipl.-Med. Anett Hoppe
12 Monate
Arztpraxis
Kirchstraße 28
39606 Osterburg (Altmark)

Dr. med. habil. Helmut Pein
18 Monate, davon 6 Monate in der 
ambulanten hausärztlichen Versorgung 
und 12 Monate in der internistischen 
Patientenversorgung
Arztpraxis
Ernst-Kamieth-Straße 11
06112 Halle (Saale)

Dr. med. Matthias Rubach
12 Monate
Arztpraxis
Mendelssohnstraße 22 a
06366 Köthen (Anhalt)

Innere Medizin und Pneumologie
Dr. med. Doris Jäger
18 Monate
Gemeinschaftspraxis
Steinweg 27
06110 Halle (Saale)

Urologie
Dr. med. Ralf Eckert
12 Monate
Arztpraxis
Küstergasse 4
06295 Lutherstadt Eisleben

Schwerpunktbezeichnungen:

Kinder-Pneumologie
Dr. med. Christiane Wöhrle
24 Monate
AMEOS Klinikum St. Salvator 
Halberstadt GmbH
Klinik für Kinder- und Jugendmedizin
Gleimstraße 5
38820 Halberstadt

Neuroradiologie
Prof. Dr. med. Arne-Jörn Lemke
36 Monate
Städtisches Klinikum Dessau
Klinik für Diagnostische und Interventio-
nelle Radiologie und Neuroradiologie
Auenweg 38
06847 Dessau-Roßlau

Zusatzbezeichnungen:

Allergologie
Dr. med. Carsten-Erik Spichale
12 Monate
Arztpraxis
Leipziger Straße 98
06766 Wolfen

Betriebsmedizin
Lutz Fredrich
24 Monate
Arztpraxis
Am Steintor 14
06112 Halle (Saale)

Geriatrie
Dr. med. Dieter Kasten
18 Monate
MEDIGREIF Bördekrankenhaus gGmbH
Abteilung Innere Medizin
Kreiskrankenhaus 4
39387 Oschersleben (Bode)

Anästhesiologische Intensivmedizin
Dr. med. Harry Bromber
18 Monate 
Im Verbund mit Dr. med. Thomas Eberle 
ist die volle Befugnis von 24 Monaten 
gegeben.
Paul Gerhardt Diakonie Krankenhaus 
und Pflege GmbH
Klinik für Anästhesiologie und 
Intensivmedizin
Paul-Gerhardt-Straße 42-45
06886 Lutherstadt Wittenberg

Dr. med. Christiane Milde
12 Monate
Altmark-Klinikum gGmbH Krankenhaus 
Gardelegen
Abteilung für Anästhesiologie, 
Intensivmedizin und Schmerztherapie
Ernst-von-Bergmann-Straße 22
39638 Gardelegen

Proktologie
Dr. med. Jan Wieland
12 Monate
Klinikum Aschersleben-Staßfurt GmbH
Klinik für Allgemein- und 
Visceralchirurgie
Eislebener Straße 7 a
06449 Aschersleben

Spezielle Unfallchirurgie
Dr. med. Wolfram Seelbinder
24 Monate
Krankenhaus Köthen GmbH
Zentrum für Chirurgie/Unfall- und 
Wiederherstellungschirurgie
Friederikenstraße 30
06366 Köthen (Anhalt)
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Referat „Ausbildung zur/zum Medizinischen Fachangestellten“ informiert

Erloschene 
Weiterbildungsbefugnisse:

Für die Unterstützung der Kammerar-
beit im Rahmen der Weiterbildung 
möchten wir nachfolgenden Ärzten 
herzlich danken:

-	 Dr. med. Matthias Kerl, Eisenmoor-
bad Bad Schmiedeberg-Kur-GmbH, 
Befugnis für Physikalische und Reha-
bilitative Medizin endete am 
28.02.2010

- 	 SR Dr. med. Reinhild Lotz, Arztpraxis 
in Hohendodeleben, Befugnis für In-
nere und Allgemeinmedizin endete 
am 08.01.2010 

Beendigung der Ausbildung durch Bestehen der Abschluss
prüfung.
Die Abschlussprüfung für die Ausbildung der Medizini-
schen Fachangestellten findet zu folgenden Terminen statt:
	 Schriftliche Prüfung: 	 27.04.2010, 08.00 Uhr
	 Praktische Prüfung: 	 in der Zeit vom
	 	 	 	 08.05. bis 05.06.2010

Wir erinnern daran, dass lt. Berufsausbildungsvertrag (§ 2 
Abs. j) die Auszubildende für die Teilnahme sowie den Ar-
beitstag, der der schriftlichen Abschlussprüfung unmittelbar 
vorangeht, freizustellen ist.
Gleichzeitig möchten wir darauf hinweisen, dass das Aus-
bildungsverhältnis mit dem Tag der Bekanntgabe des Er-
gebnisses durch den Prüfungsausschusses endet (§ 1 Abs. 
3 - Berufsausbildungsvertrag) 

Am letzten Prüfungstag erhalten die Auszubildenden vom 
Prüfungsausschuss eine Bestätigung über das Bestehen (oder 
Nichtbestehen) der Prüfung, die dem Ausbilder vorzulegen 
ist. Bei Übernahme der jungen Medizinischen Fachange-
stellten in die Praxis muss der Arbeitsvertrag zum Tag nach 
der Prüfung geschlossen werden. Wird die Medizinische 
Fachangestellte nicht in ein Arbeitsverhältnis übernommen, 
endet die Ausbildung und somit die Beschäftigung in der 
Ausbildungspraxis am Prüfungstag.
Das im Vertrag vereinbarte Datum der Beendigung der Aus-
bildung hat dann nur noch Bedeutung für den Fall, dass die 
Abschlussprüfung nicht bestanden ist oder keine Anmel-
dung bzw. Teilnahme an der Abschlussprüfung erfolgte.

Sonderprogramm Einstiegsqualifizierung für Jugendliche 
(EQ)
Die Förderung der Einstiegsqualifizierung wurde im Okto-
ber 2007 als Arbeitgeberleistung gesetzlich verankert.
Die Einstiegsqualifizierung ist auf die Vermittlung und Ver-
tiefung von Grundlagen für den Erwerb beruflicher Hand-
lungsfähigkeit ausgerichtet. Die zu vermittelnden Kenntnis-
se und Fertigkeiten bereiten auf die Ausbildung zur/zum 
Medizinischen Fachangestellten vor.
Soweit sie zu Beginn der Förderung das 25. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, können folgende Jugendliche 
gefördert werden:

Ausbildungsplatzbewerber, die nach den bundeswei-
ten Nachvermittlungsaktionen keinen Ausbildungsplatz 
erhalten haben. Jugendliche, die noch nicht in vollem 
Maße über die erforderliche Ausbildungsbefähigung 
verfügen.

Die Agentur für Arbeit zahlt dem privaten Arbeitgeber ei-
nen Zuschuss bis zu 192 € monatlich. Der Vertrag über die 
Einstiegsqualifizierung muss mindestens 6 Monate betragen 
und darf 12 Monate nicht überschreiten.
Diese Qualifizierung soll letztendlich in einen regulären 
Ausbildungsvertrag münden. Allerdings kann eine Anrech-
nung auf die Dauer einer nachfolgenden Berufsausbildung 
zur/zum Medizinischen Fachangestellten nicht erfolgen.
Vorgehensweise:
1.	 Vermittlungsauftrag an die Arbeitsagentur geben
2. 	Die Agentur sucht und schickt geeignete Praktikanten
3. 	Abschluss des Vertrages „Einstiegsqualifizierung“
	 - Unterlagen erhalten Sie von der Ärztekammer
4. 	Sie beantragen die Leistungen zur Förderung bei der  
	 Arbeitsagentur

- 	 Joachim Mahn, Diakoniekranken-
haus Halle (Saale), Befugnis für Inne-
re Medizin endete am 31.12.2009

- 	 Dr. med. Thomas Telschow, KMG 
Klinikum Havelberg GmbH, Befugnis 
für Allgemeine Chirurgie endete am 
16.03.2010, Übertragung der Befug-
nis an Dr. med. Peter Monschau 

Neu zugelassene
Weiterbildungsstätten:

AMEOS Klinikum St. Salvator Halber-
stadt GmbH
Gleimstraße 5
38820 Halberstadt

Klinik für Kinder- und
Jugendmedizin
zugelassen für Neuropädiatrie

Altmark-Klinikum gGmbH Krankenhaus 
Gardelegen
Ernst-von-Bergmann-Straße 22
39638 Gardelegen

Abteilung für Anästhesiologie,
Intensivmedizin und 
Schmerztherapie
zugelassen für Anästhesiologische 
Intensivmedizin

Klinikum Schönebeck GmbH
Köthener Straße 13
39218 Schönebeck (Elbe)

Klinik für Anästhesiologie und 
Intensivmedizin
zugelassen für Notfallmedizin

Klinikum Aschersleben-Staßfurt GmbH
Eislebener Straße 7 a
06449 Aschersleben

Klinik für Allgemein- und Visceral-
chirurgie
zugelassen für Proktologie
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Ärztinnen und Ärzte in Deutschland
bewerten die Weiterbildung

Ergebnissausschnitte des Landesberichtes 
Sachsen-Anhalt

Über den Ablauf der Evaluation der Weiterbildung (EVA) 
durch die Eidgenössische Hochschule Zürich (ETHZ) hat-
ten wir seit etwa einem Jahr monatlich berichtet. Hinter-
gründe des Gesamtprojektes sind:

1.	 Beurteilung einzelner Weiterbildungsstätten
2.	 Aufzeigen von Stärken und Schwächen der  
	 Weiterbildung
3.	 Fachbezogener Vergleich von Weiterbildungsstätten  
	 auf Landes- und Bundesebene
4.	 Darstellung der Rahmenbedingungen ärztlicher  
	 Tätigkeit
5.	 Entwicklung von Verbesserungspotentialen/Struktur- 
	 konzepten für die Weiterbildung

Neben der Überprüfung der Qualität der Weiterbildung 
geht es auch darum, Hintergründe zu erfragen, welche 
zum Ausstieg von Ärztinnen und Ärzten aus der Patien-
tenversorgung, zum Wechsel in andere Berufsfelder und/
oder zur Abwanderung ins Ausland führen.

Nunmehr liegen die Länderrapporte vor:
Von bundesweit 16.343 aktiv gemeldeten Befugten nah-
men 9.876 (60,4%) an der Befragung teil. Bei den in 
Weiterbildung befindlichen Ärztinnen und Ärzten war 
das Ergebnis mit einer Beteiligung von nur 32,8% (18.858 
von 57.564) deutlich schlechter. Eine von mehreren 
Ursachen liegt aus meiner Sicht darin, dass der Weg zu 
den in Weiterbildung befindlichen Kolleginnen und Kol-
legen nur über die Weiterbildungsbefugten möglich war. 
Wer es also als Befugter vergaß oder auch nicht wollte, 
dass seine Tätigkeit evaluiert wird, konnte es durch ein-
fache Nichtweitergabe der Zugangs-Codes verhindern. 
Dieses Verfahren wurde von vielen Seiten kritisiert. Man-
gels einer besseren Methode (es gibt kein Melderegister 
für Ärztinnen und Ärzte in Weiterbildung) kam es jedoch 
zur Anwendung.

Im Ländervergleich lagen unsere zur Weiterbildung 
befugten Ärztinnen und Ärzte mit einer Rücklaufquote 
von 58,03 % unter dem Bundesdurchschnitt. 

WBB-Befragung
Rücklaufquote (RLQ) pro LÄK (tabellarisch)

WBB-Befragung
Acht Fragenkomplexe LÄK vs. DE

LÄK
Anzahl WBB                       

(aktiv)
Anzahl WBB 
geantwortet RLQ

Ärztekammer Schleswig-Holstein ÄKSH 573 440 76,79

Ärztekammer Westfalen-Lippe ÄKWL 1.395 1.062 76,13

Ärztekammer Bremen ÄKHB 179 133 74,30

Bayerische Landesärztekammer BLÄK 2.458 1.825 74,25

Ärztekammer Mecklenburg-Vorpommern ÄKMV 396 261 65,91

Ärztekammer des Saarlandes ÄKSaar 254 163 64,17

Ärztekammer Nordrhein ÄKNO 1.904 1.177 61,82

Landesärztekammer Brandenburg LÄKB 588 353 60,03

Landesärztekammer Thüringen ÄKTH 526 307 58,37

Ärztekammer  Berlin ÄKB 528 308 58,33

Ärztekammer Sachsen-Anhalt ÄKSA 548 318 58,03

Ärztekammer Niedersachsen ÄKN 1.615 901 55,79

Ärztekammer Hamburg ÄKHH 500 273 54,60

Landesärztekammer  Baden-Württemberg LÄKBW 2.495 1.342 53,79

Landesärztekammer Rheinland-Pfalz LÄKRLP 945 489 51,75

Landesärztekammer Hessen LÄKH 1.439 524 36,41

DEUTSCHLAND 16.343 9.876 60,43

WBA-Befragung
Rücklaufquote (RLQ) pro LÄK (tabellarisch)

LÄK
Anzahl WBA 

gemeldet
Anzahl WBA 
geantwortet RLQ

Ärztekammer Bremen ÄKHB 796 346 43,47
Ärztekammer Mecklenburg-Vorpommern ÄKMV 1.315 515 39,16
Landesärztekammer Brandenburg LÄKB 1.562 591 37,84
Ärztekammer Sachsen-Anhalt ÄKSA 1.602 582 36,33
Landesärztekammer Thüringen LÄKTH 1.663 603 36,26
Ärztekammer Westfalen-Lippe ÄKWL 5.471 1.976 36,12
Ärztekammer Schleswig-Holstein ÄKSH 2.376 848 35,69
Ärztekammer Nordrhein ÄKNO 7.102 2442 34,38
Ärztekammer Hamburg ÄKHH 1.746 562 32,19
Bayerische Landesärztekammer BLÄK 10.640 3.389 31,85
Ärztekammer  Berlin ÄKB 2.177 682 31,33
Landesärztekammer  Baden-Württemberg LÄKBW 8.650 2.700 31,21
Ärztekammer des Saarlandes ÄKSaar 953 286 30.01
Landesärztekammer Rheinland-Pfalz LÄKRLP 2.924 864 29,55
Ärztekammer Niedersachsen ÄKN 5.183 1.531 29,54
Landesärztekammer Hessen LÄKH 3.404 941 27,64
Deutschland 57.564 18.858 32,76

WBA-Befragung
Ergebnisse zu weiteren Fragen: Arbeitssituation

LÄK DE
Mittelwert N Mittelwert N

In der vertraglich geregelten Arbeitszeit kann ich die Arbeit zu 
meiner vollen Zufriedenheit erfüllen. 

2,87 541 3,08 17.513

In der vertraglich geregelten Arbeitszeit kann ich die  
Weiterbildung zu meiner vollen Zufriedenheit erfüllen. 

3,44 541 3,50 17.492

Die notwendige Infrastruktur (z.B. PC-Arbeitsplatz, Internetzugang) 
ist vorhanden, damit ich meine Arbeit effizient ausführen kann. 

2,00 541 2,11 17.518

Durch administrative Auflagen werde ich bei meiner Arbeit am 
Patienten eingeschränkt. 

3,18 537 2,92 17.467

Durch administrative Auflagen werde ich bei meiner  
Weiterbildung eingeschränkt. 

3,32 539 3,05 17.469

Über wichtige Entscheidungen der Krankenhausleitung, welche 
meine Weiterbildung betreffen, werde ich rechtzeitig informiert.

3,09 534 3,35 17.263

Die vom Gesetz vorgeschriebene Arbeitszeitregelung wirkt sich 
negativ auf meine Arbeit am Patienten aus. 

4,31 537 4,34 17.341

Die vom Gesetz vorgeschriebene Arbeitszeitregelung wirkt sich 
negativ auf meine Weiterbildung aus. 

4,27 540 4,30 17.351

Werden die für Ihren Arbeitsbereich tariflich vereinbarten 
Regelungen bezüglich der Arbeitszeit eingehalten? 

2,56 538 2,81 17.415

Tabelle 1

 Kennen Sie Eva schon ?

Evaluation 
  der ärztlichen Weiterbildung
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Tabelle 3

Für die im Frühjahr 2011 stattfindende Befragung ist eine 
deutlich höhere Beteiligung erforderlich. In der ersten 
Befragung wurde bewusst auf die Einsicht für die Not-
wendigkeit einer solchen Studie gesetzt. Die schlechte 
Rücklaufquote muss nunmehr aber Anlass sein, auf die 
Richtlinien über die Befugnis zur Weiterbildung vom 
04.07.2007 hinzuweisen, worin festgelegt ist, dass die 
Teilnahme an von der Ärztekammer beschlossenen 

externen Qualitätssicherungsmaßnahmen Vorausset-
zung für eine Befugniserteilung ist.
Bei den Weiterbildungsassistenten konnten wir im Län-
dervergleich deutlich besser abschneiden (Tabelle 2). 
Bemerkenswert ist aus meiner Sicht, dass unter den ersten 
fünf Platzierten alle ostdeutschen Bundesländer vertreten 
sind. Insgesamt zeigten sich die Rücklaufquoten aber mit 
einem bundesweiten Durchschnitt von 32,76% erschre-
ckend niedrig.

Tabelle 2

WBB-Befragung
Rücklaufquote (RLQ) pro LÄK (tabellarisch)

WBB-Befragung
Acht Fragenkomplexe LÄK vs. DE

LÄK
Anzahl WBB                       

(aktiv)
Anzahl WBB 
geantwortet RLQ

Ärztekammer Schleswig-Holstein ÄKSH 573 440 76,79

Ärztekammer Westfalen-Lippe ÄKWL 1.395 1.062 76,13

Ärztekammer Bremen ÄKHB 179 133 74,30

Bayerische Landesärztekammer BLÄK 2.458 1.825 74,25

Ärztekammer Mecklenburg-Vorpommern ÄKMV 396 261 65,91

Ärztekammer des Saarlandes ÄKSaar 254 163 64,17

Ärztekammer Nordrhein ÄKNO 1.904 1.177 61,82

Landesärztekammer Brandenburg LÄKB 588 353 60,03

Landesärztekammer Thüringen ÄKTH 526 307 58,37

Ärztekammer  Berlin ÄKB 528 308 58,33

Ärztekammer Sachsen-Anhalt ÄKSA 548 318 58,03

Ärztekammer Niedersachsen ÄKN 1.615 901 55,79

Ärztekammer Hamburg ÄKHH 500 273 54,60

Landesärztekammer  Baden-Württemberg LÄKBW 2.495 1.342 53,79

Landesärztekammer Rheinland-Pfalz LÄKRLP 945 489 51,75

Landesärztekammer Hessen LÄKH 1.439 524 36,41

DEUTSCHLAND 16.343 9.876 60,43

WBA-Befragung
Rücklaufquote (RLQ) pro LÄK (tabellarisch)

LÄK
Anzahl WBA 

gemeldet
Anzahl WBA 
geantwortet RLQ

Ärztekammer Bremen ÄKHB 796 346 43,47
Ärztekammer Mecklenburg-Vorpommern ÄKMV 1.315 515 39,16
Landesärztekammer Brandenburg LÄKB 1.562 591 37,84
Ärztekammer Sachsen-Anhalt ÄKSA 1.602 582 36,33
Landesärztekammer Thüringen LÄKTH 1.663 603 36,26
Ärztekammer Westfalen-Lippe ÄKWL 5.471 1.976 36,12
Ärztekammer Schleswig-Holstein ÄKSH 2.376 848 35,69
Ärztekammer Nordrhein ÄKNO 7.102 2442 34,38
Ärztekammer Hamburg ÄKHH 1.746 562 32,19
Bayerische Landesärztekammer BLÄK 10.640 3.389 31,85
Ärztekammer  Berlin ÄKB 2.177 682 31,33
Landesärztekammer  Baden-Württemberg LÄKBW 8.650 2.700 31,21
Ärztekammer des Saarlandes ÄKSaar 953 286 30.01
Landesärztekammer Rheinland-Pfalz LÄKRLP 2.924 864 29,55
Ärztekammer Niedersachsen ÄKN 5.183 1.531 29,54
Landesärztekammer Hessen LÄKH 3.404 941 27,64
Deutschland 57.564 18.858 32,76

WBA-Befragung
Ergebnisse zu weiteren Fragen: Arbeitssituation

LÄK DE
Mittelwert N Mittelwert N

In der vertraglich geregelten Arbeitszeit kann ich die Arbeit zu 
meiner vollen Zufriedenheit erfüllen. 

2,87 541 3,08 17.513

In der vertraglich geregelten Arbeitszeit kann ich die  
Weiterbildung zu meiner vollen Zufriedenheit erfüllen. 

3,44 541 3,50 17.492

Die notwendige Infrastruktur (z.B. PC-Arbeitsplatz, Internetzugang) 
ist vorhanden, damit ich meine Arbeit effizient ausführen kann. 

2,00 541 2,11 17.518

Durch administrative Auflagen werde ich bei meiner Arbeit am 
Patienten eingeschränkt. 

3,18 537 2,92 17.467

Durch administrative Auflagen werde ich bei meiner  
Weiterbildung eingeschränkt. 

3,32 539 3,05 17.469

Über wichtige Entscheidungen der Krankenhausleitung, welche 
meine Weiterbildung betreffen, werde ich rechtzeitig informiert.

3,09 534 3,35 17.263

Die vom Gesetz vorgeschriebene Arbeitszeitregelung wirkt sich 
negativ auf meine Arbeit am Patienten aus. 

4,31 537 4,34 17.341

Die vom Gesetz vorgeschriebene Arbeitszeitregelung wirkt sich 
negativ auf meine Weiterbildung aus. 

4,27 540 4,30 17.351

Werden die für Ihren Arbeitsbereich tariflich vereinbarten 
Regelungen bezüglich der Arbeitszeit eingehalten? 

2,56 538 2,81 17.415

WBB-Befragung
Rücklaufquote (RLQ) pro LÄK (tabellarisch)

WBB-Befragung
Acht Fragenkomplexe LÄK vs. DE

LÄK
Anzahl WBB                       

(aktiv)
Anzahl WBB 
geantwortet RLQ

Ärztekammer Schleswig-Holstein ÄKSH 573 440 76,79

Ärztekammer Westfalen-Lippe ÄKWL 1.395 1.062 76,13

Ärztekammer Bremen ÄKHB 179 133 74,30

Bayerische Landesärztekammer BLÄK 2.458 1.825 74,25

Ärztekammer Mecklenburg-Vorpommern ÄKMV 396 261 65,91

Ärztekammer des Saarlandes ÄKSaar 254 163 64,17

Ärztekammer Nordrhein ÄKNO 1.904 1.177 61,82

Landesärztekammer Brandenburg LÄKB 588 353 60,03

Landesärztekammer Thüringen ÄKTH 526 307 58,37

Ärztekammer  Berlin ÄKB 528 308 58,33

Ärztekammer Sachsen-Anhalt ÄKSA 548 318 58,03

Ärztekammer Niedersachsen ÄKN 1.615 901 55,79

Ärztekammer Hamburg ÄKHH 500 273 54,60

Landesärztekammer  Baden-Württemberg LÄKBW 2.495 1.342 53,79

Landesärztekammer Rheinland-Pfalz LÄKRLP 945 489 51,75

Landesärztekammer Hessen LÄKH 1.439 524 36,41

DEUTSCHLAND 16.343 9.876 60,43

WBA-Befragung
Rücklaufquote (RLQ) pro LÄK (tabellarisch)

LÄK
Anzahl WBA 

gemeldet
Anzahl WBA 
geantwortet RLQ

Ärztekammer Bremen ÄKHB 796 346 43,47
Ärztekammer Mecklenburg-Vorpommern ÄKMV 1.315 515 39,16
Landesärztekammer Brandenburg LÄKB 1.562 591 37,84
Ärztekammer Sachsen-Anhalt ÄKSA 1.602 582 36,33
Landesärztekammer Thüringen LÄKTH 1.663 603 36,26
Ärztekammer Westfalen-Lippe ÄKWL 5.471 1.976 36,12
Ärztekammer Schleswig-Holstein ÄKSH 2.376 848 35,69
Ärztekammer Nordrhein ÄKNO 7.102 2442 34,38
Ärztekammer Hamburg ÄKHH 1.746 562 32,19
Bayerische Landesärztekammer BLÄK 10.640 3.389 31,85
Ärztekammer  Berlin ÄKB 2.177 682 31,33
Landesärztekammer  Baden-Württemberg LÄKBW 8.650 2.700 31,21
Ärztekammer des Saarlandes ÄKSaar 953 286 30.01
Landesärztekammer Rheinland-Pfalz LÄKRLP 2.924 864 29,55
Ärztekammer Niedersachsen ÄKN 5.183 1.531 29,54
Landesärztekammer Hessen LÄKH 3.404 941 27,64
Deutschland 57.564 18.858 32,76

WBA-Befragung
Ergebnisse zu weiteren Fragen: Arbeitssituation

LÄK DE
Mittelwert N Mittelwert N

In der vertraglich geregelten Arbeitszeit kann ich die Arbeit zu 
meiner vollen Zufriedenheit erfüllen. 

2,87 541 3,08 17.513

In der vertraglich geregelten Arbeitszeit kann ich die  
Weiterbildung zu meiner vollen Zufriedenheit erfüllen. 

3,44 541 3,50 17.492

Die notwendige Infrastruktur (z.B. PC-Arbeitsplatz, Internetzugang) 
ist vorhanden, damit ich meine Arbeit effizient ausführen kann. 

2,00 541 2,11 17.518

Durch administrative Auflagen werde ich bei meiner Arbeit am 
Patienten eingeschränkt. 

3,18 537 2,92 17.467

Durch administrative Auflagen werde ich bei meiner  
Weiterbildung eingeschränkt. 

3,32 539 3,05 17.469

Über wichtige Entscheidungen der Krankenhausleitung, welche 
meine Weiterbildung betreffen, werde ich rechtzeitig informiert.

3,09 534 3,35 17.263

Die vom Gesetz vorgeschriebene Arbeitszeitregelung wirkt sich 
negativ auf meine Arbeit am Patienten aus. 

4,31 537 4,34 17.341

Die vom Gesetz vorgeschriebene Arbeitszeitregelung wirkt sich 
negativ auf meine Weiterbildung aus. 

4,27 540 4,30 17.351

Werden die für Ihren Arbeitsbereich tariflich vereinbarten 
Regelungen bezüglich der Arbeitszeit eingehalten? 

2,56 538 2,81 17.415
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Die Befragung der in Weiterbildung befindlichen Ärztin-
nen und Ärzte beinhaltete 8 Fragenkomplexe, welche im 
Sinne unseres Schulsystems, von „1“ = „trifft voll und 
ganz zu“ bis „6“= „trifft überhaupt nicht zu“, zu benoten 
waren. Hierbei ging es um
-	 Globalbeurteilung
-	 Vermittlung von Fachkompetenz
-	 Lernkultur
-	 Führungskultur
-	 Kultur zur Fehlervermeidung
-	 Entscheidungskultur
-	 Betriebskultur und
-	 Anwendung evidenzbasierter Medizin
Die Einzeldarstellungen finden Sie auf der Homepage der 
Ärztekammer Sachsen-Anhalt (www.aeksa.de).
Im Ländervergleich Sachsen-Anhalt vs. Bundesrepublik 
(Tabelle 3) liegt unser Bundesland bis auf eine bessere 
Bewertung in den Kriterien „Vermittlung von Fachkom-
petenz und Anwendung evidenzbasierter Medizin“, 
nahezu überall im Niveau des Bundesdurchschnitts.
Hinsichtlich der Beurteilung der Arbeitssituation von in 
Weiterbildung befindlichen Assistentinnen und Assisten-

ten gab es durchschnittliche Noten. Am besten wurde die 
Infrastruktur der Weiterbildungsstätte (2,0) eingeschätzt. 
Die Einzelergebnisse finden Sie in Tabelle 4.
Die individuellen Befugtenberichte sind über
www.evaluation-weiterbildung.de
abrufbar. Den Zugang erhalten Sie über die Codes der 
Erstbefragung. Falls Ihnen diese entfallen sind, können 
Sie direkt einen neuen Code anfordern oder Sie wenden 
sich an die Ärztekammer Sachsen-Anhalt, Abteilung 
Weiterbildung.
Für den individuellen Befugten–Bericht sind folgende 
Filterkriterien zu berücksichtigen:
-	 Für die Qualitätsbeurteilung wurden nur Fragebögen 

von Ärztinnen und Ärzten in Weiterbildung berück-
sichtigt, welche länger als zwei Monate an der Wei-
terbildungsstelle tätig waren.

-	 Wahrung der Anonymität durch erforderliche Einver-
ständniserklärung, wenn weniger als vier Ärztinnen 
und Ärzte in Weiterbildung tätig waren

-	 Wahrung der Anonymität, wenn in der Vergleichs-
gruppe weniger als vier Weiterbildungsstätten exis-
tierten.

Zusammenfassung

Den gesamten Länderrapport finden 
Sie auf der Homepage der Ärztekam-
mer-Sachsen-Anhalt
(www.aeksa.de) 
Unsere Befragungsergebnisse wei-
chen nur gering bzw. vereinzelt vom 
Bundesdurchschnitt ab.
Für eine Erhöhung der Aussagekraft 

sind bei der zweiten Befragung im 
Jahre 2011 die Rücklaufquoten 
sowohl bei den Befugten, als auch 
bei den in Weiterbildung befindli-
chen Ärztinnen und Ärzten zu erhö-
hen.
Der Übersichtscharakter des Länder-
rapports wird durch die Einzelaus-
sage jedes Befugten präzisiert. Die 
Ergebnisse sind jeweils für die Betei-

ligten online abrufbar.
Wenn Sie Ihre Ergebnisse im Ärzte-
blatt veröffentlichen wollen, würden 
wir das gern für Sie tun.

Für weiterführende Fragen stehen 
wir Ihnen gern zur Verfügung.

Dr. med. Rüdiger Schöning
Ärztlicher Geschäftsführer

Tabelle 4

WBB-Befragung
Rücklaufquote (RLQ) pro LÄK (tabellarisch)

WBB-Befragung
Acht Fragenkomplexe LÄK vs. DE

LÄK
Anzahl WBB                       

(aktiv)
Anzahl WBB 
geantwortet RLQ

Ärztekammer Schleswig-Holstein ÄKSH 573 440 76,79

Ärztekammer Westfalen-Lippe ÄKWL 1.395 1.062 76,13

Ärztekammer Bremen ÄKHB 179 133 74,30

Bayerische Landesärztekammer BLÄK 2.458 1.825 74,25

Ärztekammer Mecklenburg-Vorpommern ÄKMV 396 261 65,91

Ärztekammer des Saarlandes ÄKSaar 254 163 64,17

Ärztekammer Nordrhein ÄKNO 1.904 1.177 61,82

Landesärztekammer Brandenburg LÄKB 588 353 60,03

Landesärztekammer Thüringen ÄKTH 526 307 58,37

Ärztekammer  Berlin ÄKB 528 308 58,33

Ärztekammer Sachsen-Anhalt ÄKSA 548 318 58,03

Ärztekammer Niedersachsen ÄKN 1.615 901 55,79

Ärztekammer Hamburg ÄKHH 500 273 54,60

Landesärztekammer  Baden-Württemberg LÄKBW 2.495 1.342 53,79

Landesärztekammer Rheinland-Pfalz LÄKRLP 945 489 51,75

Landesärztekammer Hessen LÄKH 1.439 524 36,41

DEUTSCHLAND 16.343 9.876 60,43

WBA-Befragung
Rücklaufquote (RLQ) pro LÄK (tabellarisch)

LÄK
Anzahl WBA 

gemeldet
Anzahl WBA 
geantwortet RLQ

Ärztekammer Bremen ÄKHB 796 346 43,47
Ärztekammer Mecklenburg-Vorpommern ÄKMV 1.315 515 39,16
Landesärztekammer Brandenburg LÄKB 1.562 591 37,84
Ärztekammer Sachsen-Anhalt ÄKSA 1.602 582 36,33
Landesärztekammer Thüringen LÄKTH 1.663 603 36,26
Ärztekammer Westfalen-Lippe ÄKWL 5.471 1.976 36,12
Ärztekammer Schleswig-Holstein ÄKSH 2.376 848 35,69
Ärztekammer Nordrhein ÄKNO 7.102 2442 34,38
Ärztekammer Hamburg ÄKHH 1.746 562 32,19
Bayerische Landesärztekammer BLÄK 10.640 3.389 31,85
Ärztekammer  Berlin ÄKB 2.177 682 31,33
Landesärztekammer  Baden-Württemberg LÄKBW 8.650 2.700 31,21
Ärztekammer des Saarlandes ÄKSaar 953 286 30.01
Landesärztekammer Rheinland-Pfalz LÄKRLP 2.924 864 29,55
Ärztekammer Niedersachsen ÄKN 5.183 1.531 29,54
Landesärztekammer Hessen LÄKH 3.404 941 27,64
Deutschland 57.564 18.858 32,76

WBA-Befragung
Ergebnisse zu weiteren Fragen: Arbeitssituation

LÄK DE
Mittelwert N Mittelwert N

In der vertraglich geregelten Arbeitszeit kann ich die Arbeit zu 
meiner vollen Zufriedenheit erfüllen. 

2,87 541 3,08 17.513

In der vertraglich geregelten Arbeitszeit kann ich die  
Weiterbildung zu meiner vollen Zufriedenheit erfüllen. 

3,44 541 3,50 17.492

Die notwendige Infrastruktur (z.B. PC-Arbeitsplatz, Internetzugang) 
ist vorhanden, damit ich meine Arbeit effizient ausführen kann. 

2,00 541 2,11 17.518

Durch administrative Auflagen werde ich bei meiner Arbeit am 
Patienten eingeschränkt. 

3,18 537 2,92 17.467

Durch administrative Auflagen werde ich bei meiner  
Weiterbildung eingeschränkt. 

3,32 539 3,05 17.469

Über wichtige Entscheidungen der Krankenhausleitung, welche 
meine Weiterbildung betreffen, werde ich rechtzeitig informiert.

3,09 534 3,35 17.263

Die vom Gesetz vorgeschriebene Arbeitszeitregelung wirkt sich 
negativ auf meine Arbeit am Patienten aus. 

4,31 537 4,34 17.341

Die vom Gesetz vorgeschriebene Arbeitszeitregelung wirkt sich 
negativ auf meine Weiterbildung aus. 

4,27 540 4,30 17.351

Werden die für Ihren Arbeitsbereich tariflich vereinbarten 
Regelungen bezüglich der Arbeitszeit eingehalten? 

2,56 538 2,81 17.415
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Prof. Dr. med. 
Markus Herrmann

Prof. Dr. med. Markus Herrmann, MPH, M.A., Jahrgang 
1961, Arzt für Allgemeinmedizin, Psychotherapie, Psycho-
analyse, Homöopathie, Suchtmedizin ist in Wiesbaden auf-
gewachsen. Seine Ärztliche Prüfung absolvierte er 1988 in 
Marburg, 1991 promovierte er. Während seines Medizinstu-
diums nahm er ein Zweitstudium der Soziologie auf, das er 
1995 als Magister Artium (M.A.) abschloss. Gleichzeitig 
absolvierte er von 1992 bis 1994 ein postgraduiertes Stu-
dium Public Health/Gesundheitswissenschaften an der TU 
Berlin. 1995 erhielt Prof. Herrmann seine Anerkennung zum 
Arzt für Allgemeinmedizin. In seiner allgemeinmedizini-
schen Kassenarztpraxis in Berlin-Tempelhof, die er 1999 
gründete und seitdem führt, gehören die Psychotherapie und 
klassische Homöopathie sowie die Suchtmedizin zu den 
Schwerpunkten. In seiner wissenschaftlichen Arbeit beschäf-
tigt sich Prof. Herrmann vorrangig mit der Herz-Kreislauf-
prävention und Risikokommunikation, Leitlinienarbeit, 
Professionsentwicklung, Versorgungsforschung sowie der 
Psychosomatischen Grundversorgung.

Prof. Dr. med. 
Thomas Lichte

Professur für Allgemeinmedizin künftig 
unbefristet
Personalia an der Medizinischen Fakultät Magdeburg

Die Medizinische Fakultät der Otto-von-Guericke-Universi-
tät Magdeburg hat zum 15. März 2010 die bisherige Stif-
tungsprofessur Allgemeinmedizin in den Stellenplan der 
Fakultät übernommen und folgt damit einer Empfehlung des 
Wissenschaftsrates vom Juli vergangenen Jahres. Die Profes-
sur für Allgemeinmedizin ist je zur Hälfte mit den Professo-
ren Markus Herrmann und Thomas Lichte besetzt.
Der Lehrstuhl Allgemeinmedizin war im März 2005 als Stif-
tungsprofessur für einen Zeitraum von zunächst fünf Jahren 
eingerichtet worden. Stifter war der von der Kassenärztli-
chen Vereinigung Sachsen-Anhalt initiierte Förderverein zur 
Errichtung eines Lehrstuhls für Allgemeinmedizin in Sach-
sen-Anhalt. Den Ruf erhielten die heutigen Lehrstuhlinhaber 
nach positiver Evaluation ihrer Tätigkeit auf der Stiftungspro-
fessur. Sie leiten seitdem gemeinsam das Institut für Allge-
meinmedizin an der OvGU. 
Gemäß Stiftungsvertrag und Zielvereinbarung wurde die 
Stelle nun in eine unbefristete Professur umgewandelt. 
Damit leistet die Medizinische Fakultät Magdeburg einen 
Beitrag, den ärztlichen Nachwuchs für die allgemeinmedi-
zinische Versorgung in Sachsen-Anhalt zu fördern.

Prof. Dr. med. Thomas Lichte, Jahrgang 1951, wurde in 
Hannover geboren. In seiner Heimatstadt studierte er 
Humanmedizin. Er promovierte 1981, drei Jahre darauf 
erlangte er die Anerkennung als Arzt für Allgemeinmedizin 
und gründete im selben Jahr eine Praxis für Allgemeinmedi-
zin in Lauenbrück (Landkreis Rotenburg/Wümme). 1994 
erhielt Prof. Lichte die Anerkennung als Rettungsmediziner. 
Ein Jahr später übernahm er einen Lehrauftrag für Allgemein-
medizin an der Medizinischen Hochschule Hannover. 1999 
erfolgte die Anerkennung im Fach Psychotherapie und 2006 
die in der Palliativmedizin. Er übernahm mehrere Ämter in 
der Ärztekammer Niedersachen und in der wissenschaftli-
chen Fachgesellschaft für Allgemeinmedizin DEGAM (Vor-
standsmitglied/Sektion Weiterbildung). Die Arbeitsschwer-
punkte von Prof. Lichte sind Kommunikation, 
Qualitätsmanagement, Leitlinien, Medizin des Alter(n)s, Pal-
liativmedizin sowie Versorgungsforschung

In den vergangenen Jahren haben Professor Herrmann und 
Professor Lichte über ihre eigene Lehrtätigkeit hinaus ein 
enges Netzwerk mit den Hausarztpraxen der umliegenden 
Region ausgebaut. Mittlerweile haben ca. 80 niedergelas-
sene Ärzte eine Anerkennung als „Akademische Lehrpraxis 
für Allgemeinmedizin“ der Otto-von-Guericke-Universität 
erhalten. Sie machen die Medizinstudenten in einem Pflicht-
praktikum vor Ort mit den Aufgaben eines Hausarztes ver-
traut. Im Rahmen der komplementären Kooperation wurden 
von den beiden Lehrstuhlinhabern ebenfalls in der Stiftungs-
phase an der  Medizinischen Fakultät Halle die allgemein-
medizinische Lehre und ein Netzwerk von Hausarztpraxen 
aufgebaut.
 
Der Förderverein wird auch nach der 5-jährigen Anlauffi-
nanzierung Ausbildung und Forschung in der Allgemeinme-
dizin weiter fördern. Eine Professur für Allgemeinmedizin 
wird in Sachsen-Anhalt im Rahmen der komplementären 
Kooperation der Medizinischen Fakultäten nur in Magde-
burg vorgehalten. Die Medizinische Fakultät Halle hat neu-
erdings eine Sektion Allgemeinmedizin eingerichtet. 

Pi UKMD
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Ursprünglich auf Initiative des 
Arbeitskreises der Leiter psychiat-
risch-psychotherapeutischer Klini-
ken in Sachsen-Anhalt zur Weiterbil-
dung der Facharztkandidaten 
entstanden, wurde die nunmehr jähr-
lich stattfindende Tagung des Institu-
tes für psychiatrische Begutachtung 
(IPB) des Harz-Klinikums Wernige-
rode – Blankenburg vor über 6 Jahren 
für die Teilnahme von Psychologen 
und Juristen geöffnet. Gerade diese 
Interprofessionalität wird sowohl 
von den erfahrenen Gutachtern als 
auch Neueinsteigern als besonders 
fruchtbringend angesehen. In 
bewährter Weise lag die organisato-
rische Leitung wieder in den Händen 
von Oberarzt Dr. Stephan Pecher 
und die wissenschaftliche von Chef-
arzt Dr. Wolf-Rainer Krause. Als Ver-
anstaltungsort hat sich das Kurhotel 
„Fürstenhof“ Blankenburg bewährt. 
Im Eröffnungsvortrag stellte Dr.  
Stephan Pecher bisher zumindest 
von den psychiatrischen Gutachtern 
häufig vernachlässigte Aspekte der 
Tatortauswertung dar. Die Tatortana-
lyse ist durch objektive Daten ein 
wichtiger Bestandteil der Tatanalyse. 
Sie hat eine große Bedeutung zur 
Beurteilung des Steuerungsvermö-
gens im Erkenntnisverfahren sowie 
bei der Tatanalyse, selbstredend 
auch für Therapie und die Prognose-
beurteilung.

Prof. Dr. Dr. Paul Hoff von der Uni-
versitätsklinik Zürich referierte 
anschließend zum Wahn – Psycho-
pathologie und forensische Bedeu-
tung. Umfassend stellte er den Wahn 
als ein Schlüsselproblem der psychi-
atrischen Forschung unter besonde-
rer Berücksichtigung von Nosologie 
und Ätiologie dar. Umfassend wur-
den Wahnkonzepte und deren Prot-
agonisten des 19. und 20. Jahrhun-
derts beschrieben. Er kam zu dem 
Resümee: Wahn ist ein zentrales, 

wissenschaftlich anspruchsvolles 
psychopathologisches Phänomen, 
kann nahezu bei allen psychischen 
Störungen auftreten und hat diagnos-
tisch, therapeutisch und forensisch 
eine hohe Relevanz. Ohne eine 
umfassende und subtile psychopa-
thologische Befunderhebung und 
Analyse ist die forensische Beurtei-
lung eines wahnhaften Zustandes 
nicht möglich.

Zum Wahn aus juristischer Sicht 
nahm Kurt Rüdiger Maatz, Richter 
am Bundesgerichtshof in Karlsruhe, 
aufgrund seiner jahrzehntelangen 
Erfahrungen ausführlich Stellung. 
Seine theoretischen Ausführungen 
untermauerte er mit Fallbeispielen 
wie: Der eifersüchtige Vergewalti-
ger, der mörderische Vater-Sohn-
Konflikt, der Querulantenwahn usw.

Als Diplompsychologe des IBP 
berichtete Herr Dr. rer. nat. Wolf-
gang Trittschack über die Qualitäts-
kriterien für (Hirn-)Leistungsdiagno-
sik. Er plädierte für eine fachgerechte 

Anwendung und den gezielten Ein-
satz entsprechender Testbatterien. 
Die Aufgaben könnten nur von spe-
ziell weitergebildeten Ärzten oder 
Psychologen ausgeführt werden. 
Selbstverständlich führt auch hier 
eine falsche Anwendung zu falschen 
Ergebnissen. Die Tests sehen häufig 
scheinbar einfach durchführbar aus, 
aber sind häufig schwer interpretier-
bar. Die Rahmenbedingungen müs-
sen grundsätzlich beachtet werden. 
Einzelergebnisse dürfen nicht über-
bewertet werden. Normierung und 
Geltungsbereiche müssen beachtet 
werden. So sind z. B. manche Tests 
gar nicht in der Jugend oder im höhe-
ren Alter anwendbar.
Zum Abschluss stellten Pecher und 
Krause aktuelle Problemfälle bei der 
Unterbringung nach § 63 und § 64 
StGB vor. Diese Fallbeispiele wur-
den besonders intensiv sowohl von 
juristischer als auch medizinischer 
Seite diskutiert.
Die 7. Tagung ist für den 23. 3. 2011 
geplant.

W.-R. K.

Herr Chefarzt Dr. Wolf-Rainer Krause begrüßt die in der ersten Reihe sitzenden 
Referenten der 6. Forensik-Tagung (von links nach rechts): Dr. Wolfgang Trittschack, 
Kurt Rüdiger Maatz, Prof. Dr. Paul Hoff und Oberarzt Dr. Stephan Pecher

6. Forensik-Tagung am Harz-Klinikum
Wernigerode – Blankenburg



16
Ärzteblatt Sachsen-Anhalt 21 (2010) 5 

Am 26. und 27. Februar 2010 fanden 
die 8. Hallenser Gespräche zu Psy-
chotherapie, Religion und  Naturwis-
senschaften  statt, die sich der The-
matik „Der Mensch und die Heimat 
– Psychotherapeutische Relevanz 
eines alten Themas“ widmeten. Ver-
anstalter des Symposiums waren die 
Klinik für Psychosomatische Medizin 
und Psychotherapie sowie die Katho-
lische Akademie des Bistums Magde-
burg.

Nach der Eröffnung durch Herrn 
Schwarte, dem Geschäftsführer der 
Katholischen Wohltätigkeitsanstalt 
zur heiligen Elisabeth, erfolgte die 
musikalische Einstimmung durch 
Frau Juliane Tautz am Flügel. Frau 
Dr. Bahn befasste sich in ihren einlei-
tenden Gedanken insbesondere mit 
der Begriffsbestimmung sowie der 
therapeutischen Relevanz der The-
matik. Letztere erschließt sich 
zunächst nur bedingt, da zahlreiche 
Aspekte in einer hintergründigen 
Ebene liegen. Deshalb erschien es 
lohnenswert, die begrifflichen Ebe-

nen zu klären und zu versuchen, die 
komplexen Beziehungen zum Indivi-
duum aufzudecken. Namhafte Refe-
renten unterschiedlicher Fachrich-
tungen stellten sich dieser 
schwierigen Aufgabe, so Herr Kultus-
minister Prof. Dr. Jan-Hendrik 
Olbertz, der Historiker Prof. Dr. 
Michael G. Müller, die Kommunika-
tionswissenschaftlerin Frau C. Lang-
hans, die Religionswissenschaftlerin 
Frau Prof. Dr. Hanna-Barbara Gerl-
Falkovitz, der Mediziner Herr Dr. 
Piskorz sowie der Theologe Prof. Dr. 
Klaus Tanner.

Zunächst stellte Frau Langhans in 
ihrem Vortrag die Ergebnisse ihrer 
Masterarbeit zur Thematik „Vom 
Heimatbegriff in Ostdeutschland – 
Untersuchungen an 3 Generationen 
ostdeutscher Bevölkerung“ vor. 
Deutlich wurde hierbei, dass die 
meisten Ostdeutschen den Heimat-
bezug unabhängig von politischen 
und ideologischen Einstellungen 
erlebten.
Prof. Olbertz befasste sich  in diffe-

renzierter, bisweilen sehr humorvol-
ler Weise mit der Thematik der Hei-
mat, insbesondere auch im Kontext 
der spezifisch ostdeutschen 
Geschichte. Eine bemerkenswerte 
Verdichtung bot er mit dem Hertha 
Müller-Zitat „Sprache ist Heimat, 
Sprache als letzter Besitz“ und eröff-
nete den Blick auf moderne Noma-
den in unserer zunehmend globali-
sierten Welt.
In sehr anschaulicher, fast poetischer 
Weise bezog Frau Prof. Gerl-Falko-
vitz die Zuhörer in religionsphiloso-
phische Überlegungen zur Thematik 
ein. Das Spektrum ihrer Betrachtun-
gen reichte von Überlegungen 
Blochs „Heimat: Kultivierter Raum 
nach innen und außen“, Rilkes, Tho-
mas Manns, Novalis „Wohin gehen 
wir? Immer nach Hause“ und gipfelte 
in der Sinnfrage, der Frage nach Gott, 
also der Frage nach Transzendenz 
bei der nomadischen Weltreise unse-
rer Existenz.

Den geschichtlichen Aspekt des Hei-
materlebens und die entsprechende 
Begriffsentwicklung beleuchtete 
Prof. Müller, wobei eine ergiebige 
Quelle die Auswertung von Feld-
postbriefen aus der Zeit des Ersten 
Weltkrieges war. Dabei wurde 
erkennbar, dass die „Verteidigung 
der Heimat“ nur sehr regional akzep-
tiert wurde.  Zum Thema „Flucht und 
Vertreibung als Folge des Zweiten 
Weltkrieges“ fand er heraus, dass die 
Heimatvertriebenen erst retrospektiv 
ihre Gruppenidentitäten als Schle-
sier, Sudetendeutsche usw. entwi-
ckelten, während zuvor regional eng 
begrenzt das Dorf oder die Stadt für 
die heimatliche Identität prägend 
waren.

Herr Dr. Piskorz ließ in seinem Vor-
trag auf einer imaginären Landkarte 
das vergangene Jahrhundert mit sei-
nen Vertreibungen und Entwurze-

8. Hallenser Gespräche 
zu Psychotherapie, Religion und Naturwissenschaften
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Abb. 1 Abgangsstenose der A. carotis 
interna vor und nach Stent-Einlage

lungen anschaulich werden und 
zeichnete ein plastisches Bild des 
„klaglosen Aufstiegs“ vieler Vertrie-
bener. Er sprach über die Schwierig-
keit, den Schmerz über die Entwur-
zelung zu verarbeiten und 
gleichzeitig das Leben in der „neuen 
Heimat“ gestalten zu können. Die 
Thematik des verdrängten Schmer-
zes beträfe auch die nachfolgenden 
Generationen.
Prof. Tanner beschäftigte sich in sei-
nem Vortrag mit der theologischen 
Dimension des Heimaterlebens. 

Diesbezüglich setzte er sich mit der 
Bedeutung des „Tragenden Grun-
des“ auseinander. Er veranschau-
lichte die Polarität zwischen Ruhe 
und Bewegung, welche erst Identi-
tätsentwicklung ermöglicht.

Im Rahmen der Vorträge, aber auch 
der Podiumsdiskussion wurde einer-
seits die sehr individuelle und emoti-
onale Besetzung des Heimatbegriffes 
deutlich, andererseits aber auch die 
Komplexität der Thematik. Trotz 
unterschiedlicher Sichtweisen gab es 

eine erstaunliche Zahl von Gemein-
samkeiten. Am wichtigsten scheint 
die Tatsache zu sein, dass erst ein 
inneres Bild der Heimat es ermög-
licht, die Welt zu entdecken und die 
eigene Identität zu entwickeln. Hei-
mat beinhaltet somit einen bedeutsa-
men salutogenetischen Aspekt.

Dr. Claudia Bahn
Antje Klaiberg
Jana Mohr

Während des interdisziplinären 
Arbeitskreises Interventionelle 
Therapie (AKIT), der am 3.3.2010 auf 
dem Schloß Wernigerode stattfandt, 
wurde überraschenderweise im  
Kleinen erreicht, was im Großen  
bisher unmöglich bleibt: ein Konsens 
hinsichtlich der Indikationsstellung 
zur minimalinvasiven Therapie der 
Stenosen der A. renalis und A. carotis 
interna.
Der Kreis, bestehend aus 44 Kolle-
gen der unterschiedlichen Fach
gebiete (Angiologie, Gefäßchirurgie, 
Nephrologie, Neurologie, Neuro
radiologie, Radiologie) nahm die 
Übersichts-Referate von Dr. T. Schil-
ling (Angiologie, Wernigerode) und 
Dr. H. Sahl (Neuroradiologie,  
Braunschweig) als Grundlage für die 
Diskussion und Festlegung der  
Indikationen.
Die Stenose der A. renalis ist ja eine 
potentielle Ursache eines therapiere-
fraktären arteriellen Hypertonus oder 
einer zunehmenden Niereninsuf
fizienz aufgrund einer ischämischen 
Nephropathie. Stenosen der A.  
carotis interna führen nicht zu einer 
„Claudicatio cerebralis“, stellen 
jedoch eine Embolie-Quelle und 

somit eine Ursache für cerebrale 
Insulte dar. Die konkurrierenden 
Behandlungs-Verfahren bei der  
Nierenarterienstenose (NAST) sind 
die rein medikamentöse vs. die 
zusätzliche angiographisch-endo-
vaskuläre Stentbehandlung, bei der 
Carotis-Stenose die operative Caro-
tis-Endarteriektomie (CEA) vs. das 
angiographisch-endovaskuläre Caro
tis-Arterien-Stenting (CAS). Von bei-
den Referenten wurde kurz das  
Prinzip der Stent-Behandlung der 
Stenosen inkl. einiger Tipps und 
Tricks erläutert, vor allem aber die 
aktuelle Datenlage präsentiert und 
insbesondere hinsichtlich der Validi-
tät der Studiendesigns gewertet. 
Haben doch rezent publizierte 
Ergebnisse randomisierter und kont-
rollierter Studien der minimalin
vasiven Behandlung der Nieren
arterienstenose (ASTRAL, STAR) und 
Carotis-Stenose (SPACE2, ICSS) 
bestenfalls zu Verwirrungen, meist 
jedoch zur Instrumentalisierung für 
die Propagierung eigener Therapie
optionen durch die einzelnen Fach-
gebiete geführt. Allerdings weisen 
die erwähnten Studien bei näherem  
Hinsehen erhebliche Mängel– insbe-

Arbeitskreis Interventionelle Therapie: 
Konsensus zur Behandlung der Nierenarterien-   
und Carotis-Stenose
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sondere bei Patienten-Selektion, 
Therapeutenauswahl sowie der 
Power - im Studiendesign auf, die die 
extrahierten Schlüsse z.T. gar nicht 
zulassen.
So wurden die Daten gemeinsam 
erstaunlich differenziert und harmo-
nisch bewertet und darauf basierend 
die Indikationen für die minimalin-
vasiven Verfahren unter Achtung der 
etablierten Therapieoptionen festge-
legt.
So sind als Indikation zur Stent
behandlung der Nierenarterienste-
nose (NAST) akzeptiert:

–		 jede bilaterale NAST
–		 progressive Verschlechterung 

der Niereninsuffizienz bei uni-
lateraler NAST

–		 NAST bei funktioneller Einzel-
niere

–		 NAST und chronische Nieren-
insuffizienz mit GFR >10ml/
min/1,73 m2

–		 ungenügende RR-Einstellung ≥ 
3 Pharmaka /linksventrikuläre 
Dysfunktion

–		 Lebenserwartung mindestens 2 
Jahre

–		 Flash pulmonary oedema

Kein Benefit bringt die NAST-Sten-
tung bei hämodynamisch nicht  
relevanter Stenose (< 70%) sowie bei 
terminaler Niereninsuffizienz (GFR 
<10ml/min/1,73m2)
Die Indikationen zur invasiven 
Behandlung der Stenose der A.  
carotis interna (konservativ, CEA 
oder CAS) sind derzeit ebenfalls in 
der Diskussion. Vor diesem Hinter-
grund wurden folgende Indikationen 
für die Stentbehandlung der A.  
carotis interna vereinbart:

Abb. 2 Stenose der linken A. renalis vor und nach Stenteinlage

	 Symptomatische, nicht 
	 operable hochgradige 
	 Stenosen >70 % (NASCET):
- 	 chirurgisch schwer / nicht zu 

erreichen (prox. A. carotis 
comm. / hohe Carotis-Gabel / 
distale A. carotis interna)

- 	 bei hohem OP-Risiko
- 	 bei Tandemstenosen/
	 Dissektionen
- 	 bei Z. n. Radiatio / CEA
- 	 bei fibromuskulärer Dysplasie 

(FMD), Takayasu-Arteriitis
- 	 Patient lehnt OP ab

	 Asymptomatische Stenosen 
≥(60 -) 80 %

- 	 bei Patienten < 70 Jahren 
	 (bes. Männer), insbesondere:
• 	mit kontralateralem 
	 ACI-Verschluss
• 	mit schlechter Kollateralisation
• 	mit rascher Progredienz
• 	mit stummen Infarkten
- 	 hochgradige Rezidivstenosen 

≥80 %
• 	nach CEA
• 	nach C-PTA

Grundvoraussetzung für die Behand-
lung der Nierenarterien- und Carotis
stenose – auch hierin war man sich 
einig – ist jedoch der individuell  
patientenadaptierte Therapieent
scheid in einem interdisziplinären 
Kreis von Angiologen, Gefäßchirur-
gen, Nephrologen und Radiologen 
(z.B. Gefäßzentrum). Mit den  
aktualisierten Richtlinien der 
Behandlung der Patienten, jedoch in 
der Bewusstheit der Notwendigkeit 
des kontinuierlichen Updates auch 
im Rahmen des AKIT basierend auf 
noch ausstehenden Ergebnissen der-
zeit laufender Studien (NITER, 
CORAL) trennte man sich in der 
Hoffnung auf die Generierung von 
Therapie-Leitlinien und Implemen-
tierung minimalinvasiver Verfahren. 

Dr. med. U. Redlich
Dr. med. T. Schilling
Harz-Klinikum 
Wernigerode-Blankenburg GmbH
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Das AWO Krankenhaus Calbe und 
das KLINIKUM MAGDEBURG arbei-
ten enger zusammen. Die Einrich-
tungen haben eine Kooperation bei 
der Krankenversorgung sowie der 
Qualifizierung von Fachkräften ver-
einbart.

So sichert nun das AWO Kranken-
haus Calbe als geriatrisches Zentrum 
die akutgeriatrische Versorgung von 
Patienten des Klinikums Magdeburg 
ab. Menschen mit akut auftretenden 
Erkrankungen aus dem Bereich der 
Altersheilkunde werden auf kurzem 
Weg vom Klinikum Magdeburg zur 
Behandlung an das AWO Kranken-
haus Calbe weitergeleitet.

Im Gegenzug sichert das KLINIKUM 
MAGDEBURG die Versorgung der 
im AWO Krankenhaus Calbe unter-
gebrachten Patienten ab, die nicht 
im Salzlandkreis behandelt werden 
können. Davon profitieren beispiels-
weise Menschen, die spezielle inva-
sive Herzuntersuchungen und 
Behandlungen benötigen, Patienten 
der Neurochirurgie und Orthopädie 

Aufgabe der akutstationären Geriatrie ist 
es, eingetretene Funktionseinschrän-
kungen durch Wiedererlernen, Trainieren 
und Fördern körperlicher, geistiger und 
sozialer Fähigkeiten zu reaktivieren. Die 
Akute Geriatrie dient zur Verminderung 
oder Vermeidung von Hilfs- und Pflegebe-
dürftigkeit

sowie Patienten mit komplizierten 
Verläufen der Diabetologie, speziell 
mit diabetischem Fußsyndrom.

“Nicht mehr jedes Krankenhaus 
muss zwingend das gesamte medizi-
nische Leistungsspektrum vorhalten. 
Wir sehen die Notwendigkeit einer 
stärkeren Spezialisierung, die wir in 
Calbe als anerkanntes geriatrisches 
Zentrum und als Klinik für Innere 
Medizin bereits vollzogen haben. 
Uns geht es vor allem um die beste 
Behandlung zum Vorteil für die Pati-
enten. Dazu wollen wir  im Verbund 
mit leistungsfähigen Partnern zusam-
menarbeiten“, so AWO Geschäfts-
führer Wolfgang Schuth.

“Durch die Kooperation kann die 
medizinische und pflegerische Pati-
entenversorgung, vor allem in den 
Bereichen, die das AWO Kranken-
haus Calbe nicht abdecken kann,  
optimiert werden“, ergänzte Dr. 
Andreas Brakmann, Geschäftsführer 
der KLINIKUM MAGDEBURG 
gGmbH. Beide Kliniken organisieren 
den jeweiligen Patiententransport. 

Vereinbart wurde zudem, bei der 
Qualifizierung von Fachkräften zu 
kooperieren.
Mehr Informationen unter
www.klinikum-magdeburg.de

Pi AWO Landesverband Sachsen-
Anhalt e.V.

diabetesDE und DDG empfehlen neue Richtwerte
Blutdruck bei Diabetikern darf nicht zu niedrig sein

Berlin – Im Rahmen einer Diabetes-
Therapie erhalten Diabetiker oft 
auch Medikamente, um den Blut-
druck niedrig zu halten. Aktuelle 
Studienauswertungen belegen nun, 
dass es sinnvoll ist, nicht nur nach 
oben, sondern auch nach unten 
Grenzwerte des Blutdrucks festzule-
gen. Dies gilt insbesondere für Dia-
betiker, betonen die Organisation 

diabetesDE und die Deutsche Dia-
betes-Gesellschaft (DDG): Sie leiden 
häufig an einer Verengung der Herz-
kranzgefäße. Fällt ihr Blutdruck zu 
weit ab, wird ihr Herz nicht ausrei-
chend versorgt.
Sowohl hohe Blutzucker-Werte in 
Folge des Diabetes als auch zu hohe 
Blutdruck-Werte schädigen langfris-
tig die Blutgefäße. Sie erhöhen das 

Risiko eines Schlaganfalls oder eines 
Herzinfarkts. Die Beobachtung der 
Blutdruck-Werte und die Behand-
lung eines zu hohen Blutdrucks sind 
deshalb Teil der Diabetes-Therapie. 
Die DDG empfiehlt bisher einen 
Zielblutdruck, der in Ruhe nicht 
höher als 130 zu 80 Milligramm 
Quecksilber (mm Hg) betragen 
sollte.

Zum Vorteil für die Patienten – Kooperation beschlossen

AWO Krankenhaus Calbe und KLINIKUM MAGDEBURG 
verstärken Partnerschaft – Kooperation bei Krankenversorgung 
und Qualifizierung von Fachkräften vereinbart
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Bei gesunden Menschen ist ein Blut-
druck von 120 zu 80 optimal. Auch 
etwas weniger schadet in der Regel 
nicht. Für Menschen mit Verengun-
gen in den Herzkranzgefäßen, zu 
denen auch viele Diabetiker gehö-
ren, kann ein oberer Wert von 120 
jedoch bereits zu wenig sein. Vor 
allem ein Abfall des unteren Werts 
auf unter 75 muss vermieden wer-
den. Dieser untere Wert gibt den 
Blutdruck während der Entspannung 
des Herzens, der sogenannten Dias-
tole, an. In dieser Phase wird der 
Herzmuskel über die Herzkranzge-
fäße mit frischem sauerstoffreichen 
Blut versorgt. Sinkt der Blutdruck in 
der Diastole zu weit ab, kann die 
Blutversorgung des Herzens beein-
trächtigt werden. 
Wegen der Verengungen in den 
Herzkranzgefäßen benötigen betrof-
fene Diabetiker hier quasi eine 

„Reserve“. Sonst könnten Komplika-
tionen auftreten. Dies legen Auswer-
tungen einiger Studien nahe, wie 
Diabetes-Experten jetzt in einer aktu-
ellen Stellungnahme von diabetesDE 
und DDG erläutern. Eine dieser Stu-
dien ist die ACCORD-Studie. 
Teilnehmer waren fast 5000 Diabeti-
ker mit erhöhtem Blutdruck. Bei 
einer Hälfte der Teilnehmer war es 
das Ziel, den oberen Blutdruckwert 
auf unter 140 zu senken. Bei der 
anderen Hälfte strebte man Werte 
von unter 120 an. Der niedrigere 
Zielwert hatte zwar keinen Anstieg 
von Todesfällen oder Herzinfarkten 
zur Folge. Es kam aber zu vermehr-
ten Nebenwirkungen der Therapie.
Dazu zählten starke Blutdruckabfälle 
mit kurzer Bewusstlosigkeit, Ver-
langsamungen des Herzschlags 
sowie Elektrolytstörungen oder Nie-
renschwäche.

Auch andere Studienergebnisse las-
sen vermuten, dass ein zu niedriger 
Blutdruck bei Menschen mit Veren-
gungen in den Herzkranzgefäßen 
das Risiko von Komplikationen 
erhöht. Die European Society of 
Hypertension (ESH) hat deshalb 
kürzlich ihre Empfehlungen neu 
bewertet. Ebenso empfehlen diabe-
tesDE und DDG in ihrer aktuellen 
Stellungnahme einen Zielblutwert 
von 130-140/80-85 mmHg, wobei 
130/80 mmHg weiterhin optimal sei. 
Ein auf Dauer erhöhter Blutdruck bei 
Diabetikern bedeutet nach wie vor 
ein hohes Risiko für Herzkreislaufer-
krankungen

Pi diabetesDE und DDG

Der meistgenannte Grund der Angehörigen zur Entschei-
dung für oder gegen eine Organspende im Jahr 2009 war 
die bekannte Einstellung des Verstorbenen. Zum ersten 
Mal informiert der Jahresbericht über die Motive der 
Zustimmung oder Ablehnung in den Angehörigen- 
gesprächen.
Insgesamt gab es in allen Gesprächen zur Organspende 
15 von Angehörigen benannte Motive, die ihren Ent-
schluss beeinflussten. Ist der Wille des Verstorbenen 
unbekannt, wird seinem mutmaßlichen Willen oder dem 
Gewissen der Angehörigen gefolgt. Beim Einverständnis 
zur Organspende wurden vor allem die Sinngebung für 
den plötzlichen Tod des Angehörigen und das Mitgefühl 
für Wartelistenpatienten genannt. In über 200 Fällen 
führte die Unsicherheit über den Wunsch des Verstorbe-
nen zu einer Ablehnung. 
Die Ergebnisse zeigen: Das Thema Organspende sollte in 
jeder Familie besprochen werden, um den Angehörigen 
in der Akutsituation die Entscheidungsfindung zu erleich-
tern.

Diese und weitere Ergebnisse liefert der aktuelle Jahres-
bericht der Deutschen Stiftung Organtransplantation 
(DSO). Daneben finden sich detaillierte Statistiken zur 

Organspende und Transplantation, Hintergründe zur 
DSO und ihrer Arbeit sowie eine Übersicht zu den Kran-
kenhäusern mit den meisten Explantationen im Jahr 
2009.

Der Jahresbericht ist über das Infotelefon Organspende 
unter der gebührenfreien Rufnummer 0800/90 40 400 
oder per E-Mail unter presse@dso.de zu bestellen. Außer-
dem sind die Publikation - auch in englischer Sprache - 
und die einzelnen Grafiken unter www.dso.de als Down-
load verfügbar. 

Deutsche Stiftung Organtransplantation
Deutschherrnufer 52
60594 Frankfurt am Main
Tel.: + 49 69 677328 9400
oder -9411
Fax: + 49 69 677328 9409

E-Mail: presse@dso.de
Internet:
www.dso.de und www.fuers-leben.de

Pi DSO

Jahresbericht 2009 zur Organspende und Transplantation 
in Deutschland: Bekannte Einstellung des Verstorbenen 
entscheidend für Angehörige 
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Die Magdeburger Station der DRF 
Luftrettung leistete im April 2010  
ihren 5.000. Rettungseinsatz. Die 
Leitstelle Stendal alarmierte die 
Besatzung um 13:25 Uhr zum 
lebensrettenden Transport eines 
Patienten in eine Berliner Herzklinik.
Ein Mann war bereits einige Tage 
zuvor in seiner Wohnung in Tanger-
hütte gestürzt. Sein Zustand hatte 
sich immer mehr verschlechtert, 
zumal seine Blutgerinnung durch ein 
implantiertes Herzunterstützungs-
system teilweise außer Kraft gesetzt 
war. Bei Eintreffen der Magdeburger 
Luftretter um 13:37 Uhr befand er 
sich in akuter Lebensgefahr, es 
drohte eine Einblutung in den Bauch. 
Notarzt und Rettungsassistent der 
DRF Luftrettung übernahmen die 
medizinische Versorgung von den 
bodengebundenen Rettungskräften. 

Aufgrund der speziellen Erkrankung 
des Patienten war die Diagnostik 
und Therapie in einer Berliner Herz-
klinik notwendig. Der Transport des 
Mannes aus seiner Wohnung erfolgte 
über eine Drehleiter der Feuerwehr. 
So konnte der Patient schonend auf 
der Trage über den Balkon gehoben 
und anschließend zum Hubschrau-
ber gebracht werden.
„Dank der guten Zusammenarbeit 
mit der Feuerwehr konnten wir kurze 
Zeit später schon in Richtung Berlin 
starten. Nach nur 30 Minuten Flug-
zeit in die 100 km Luftlinie entfernte 
Klinik übergaben wir den Patienten 
an das dortige Spezialistenteam“, 
berichtet Pilot Peter Ziegler über den 
weiteren Ablauf des Einsatzes.

Der Magdeburger Rettungshub-
schrauber der DRF Luftrettung mit 
dem Funkrufnamen „Christoph 36“ 
wird bei Notfällen als schneller Not-
arztzubringer alarmiert. Dazu ist der 
Hubschrauber täglich von 7.00 Uhr 

morgens bis Sonnenuntergang ein-
satzbereit und mit erfahrenen Pilo-
ten, Notärzten und Rettungsassisten-
ten besetzt. Einsatzorte im Umkreis 
von 60 Kilometern kann „Christoph 
36“ in maximal 15 Minuten errei-
chen. Sein Einsatzgebiet umfasst 
hierbei vor allem die Landkreise und 
kreisfreien Städte Dessau-Roßlau, 
Magdeburg, Altmarkkreis Salzwedel, 
Börde, Harz, Jerichower Land, Salz-
land und Stendal. Darüber hinaus 
wird der Hubschrauber für den drin-
genden Transport von Patienten zwi-
schen Kliniken eingesetzt. 

Die DRF Luftrettung betreibt an 30 
Stationen in Deutschland und Öster-
reich über 50 Rettungs- und Intensiv-
transporthubschrauber. Darüber 
hinaus werden Ambulanzflugzeuge 
für weltweite Patiententransporte 
eingesetzt. Rund 550 Notärzte, 250 

Foto: Quelle „DRF Luftrettung“.

Rettungsassistenten, 180 Piloten 
sowie 70 Techniker sind für die DRF 
Luftrettung tätig. Pro Jahr leistet die 
DRF Luftrettung rund 41.000 Ein-
sätze.

In Deutschland hat jeder Betroffene 
Anspruch auf den Einsatz eines Ret-
tungshubschraubers, wenn dies 
medizinisch erforderlich ist. Die Kos-
ten der Luftrettung können im bun-
desweiten Durchschnitt allerdings 
nicht vollständig durch die gesetzli-
chen Krankenkassen getragen wer-
den. Zur Finanzierung ihrer Arbeit ist 
die DRF Luftrettung daher auf die 
Unterstützung von Förderern und 
Spendern angewiesen. 

Mehr Informationen im Internet 
unter: www.drf-luftrettung.de

Pi DRF Luftrettung

DRF Luftrettung in Magdeburg
5.000. Einsatz für Magdeburger Rettungshubschrauber
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Praxisorientiert und auf den Punkt gebracht: die Kurzfas-
sung der NVL Herzinsuffizienz beinhaltet alle Empfeh-
lungen und die Eckpunkte der Versorgung bei Herzinsuf-
fizienz. Die verschiedenen Entscheidungs- und 
Behandlungsabläufe werden schematisch dargestellt und 
um wichtige Abbildungen und praktische Hinweise 
ergänzt. Alle wesentlichen Aspekte der NVL sind enthal-
ten. Damit informiert die Kurzfassung komprimiert über 
die aktuellen Behandlungsstandards bei Herzinsuffizienz 
und orientiert sich dabei an den Bedürfnissen praktisch 
Tätiger. Die wissenschaftlichen Hintergrundtexte zur 
Begründung der Empfehlungen sind in der Langfassung 
nachzulesen.

Die Langfassung der NVL wurde im Dezember 2009 ver-
öffentlicht und liegt inzwischen in Version 1.1 vor. Acht 
Themen wurden erstmalig in einer deutschen Leitlinie 
zur Herzinsuffizienz behandelt, darunter so wichtige 
Bereiche wie die Prävention und die Rehabilitation. 
Neben Empfehlungen zu Diagnostik und Therapie finden 
auch Bereiche wie Komorbidität, multimorbide und ger-
iatrische Patienten oder psychosoziale Aspekte ihre 
Berücksichtigung. Besonders wichtig ist der Abschnitt zur 
Versorgungskoordination, in dem Nahtstellen der Versor-
gung bei Herzinsuffizienz identifiziert und definiert wer-
den.

Pi ÄZQ

Neue EU-Richtlinie: Mehr Sicherheit bei Nadelstichen
Sichere Instrumente im europäischen Gesundheitswesen einsetzen

Verletzungen durch scharfe oder spitze Instrumente stel-
len eine der größten Gefahren im Gesundheitsdienst dar. 
Am 8. März 2010 hat der Rat der Europäischen Union 
daher eine neue Richtlinie zur Vermeidung von soge-
nannten Nadelstichverletzungen im Gesundheitssektor 
beschlossen. In Deutschland ändert sich allerdings 
wenig, da die Technische Regel für Biologische Arbeits-
stoffe (TRBA) 250 schon seit 2005 für einen entsprechen-
den Schutz sorgt.

Im europäischen Gesundheitswesen arbeiten mehr als 
dreieinhalb Millionen Beschäftigte. Rund eine Million 
arbeitsbedingte Gesundheitsschädigungen durch Nadel-
stichverletzungen treten in der EU jedes Jahr auf. Jede 
Verletzung birgt, wenn Blut übertragen wird, auch das 
Risiko, sich mit einer bedrohlichen Erkrankung wie Virus-
hepatitis und AIDS anzustecken. Zudem verursachen die 
Verletzungen hohe Kosten für die Gesundheitssysteme 
und die Gesellschaft. Effektive Schutzregelungen sind 
daher nicht nur aus ethischen Erwägungen von großer 
Bedeutung. 

Bei konsequenter Umsetzung der bereits bestehenden 
Richtlinien 89/391/EWG und 2000/54/EG hätte der 
Schutz vor Nadelstichverletzungen gewährleistet sein 
müssen. Die Erfahrungen haben jedoch gezeigt, dass 

diese Regelungen nicht genügen, um die Gefahr von Ver-
letzungen tatsächlich zu verringern. Die neue Richtlinie 
enthält Vorschriften, damit Arbeitnehmer nun besser vor 
Verletzungen durch scharfe oder spitze medizinische 
Instrumente geschützt werden. Der Ansatz der Richtlinie 
ist integrativ und sieht die Risikobewertung und -präven-
tion, Schulung, Informationsvermittlung, Sensibilisierung 
und Überwachung sowie die Verfahren für Reaktion und 
Schutzmaßnahmen vor.
In Deutschland hat der Ausschuss für biologische Arbeits-
stoffe (ABAS), ein das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales (BMAS) beratendes Arbeitsschutzgremium, 
schon vor Jahren das Problem von Nadelstichverletzun-
gen erkannt. Deshalb hat der ABAS, dessen Geschäftsfüh-
rung bei der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin liegt, bereits weitgehende Regelungen im Sinne 
der neuen Direktive erlassen. Seit 2005 fordert die Tech-
nische Regel Biologische Arbeitsstoffe (TRBA) 250, dass 
spitze oder scharfe medizinische Instrumente, wenn 
möglich, durch sichere Arbeitsgeräte zu ersetzen sind.

Ein umfangreiches Informationsangebot und Tipps zum 
Umgang mit Nadelstichverletzungen bietet ein vom 
BMAS und der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin (BAuA) im Rahmen des Modellpro-
gramms gefördertes Projekt „STOP - Sicherheit durch 

NVL Herzinsuffizienz: Kurzfassung erschienen

Unter www.versorgungsleitlinien.de/themen/herzinsuffizienz 
ist ab sofort die neue Kurzfassung der Nationalen 
VersorgungsLeitlinie (NVL) Herzinsuffizienz abrufbar.
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Training, Organisation und Produktauswahl“. Das Pro-
jekt gibt Erfahrungen weiter, beinhaltet viele wertvolle 
Informationen wie eine Memocard für die Kitteltasche 
und ein E-Learning-Programm. Die Projektergebnisse 
sind eine gute Hilfe auch für die Umsetzung der neuen 
EU-Richtlinie.
Weitere Informationen zu STOP finden Sie unter:
http://www.baua.de/de/Ueber-die-BAuA/Modellpro-
gramm/Nadelstichverletzungen.html
und
http://www.stopnadelstich.de 

Forschung für Arbeit und Gesundheit
Sichere und gesunde Arbeitsbedingungen stehen für sozi-

alen Fortschritt. Sie garantieren Unternehmen wie auch 
der gesamten Volkswirtschaft einen Vorsprung im globa-
len Wettbewerb. Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin (BAuA) in Dortmund forscht und entwi-
ckelt im Themenfeld Sicherheit und Gesundheit bei der 
Arbeit, fördert den Wissenstransfer in die Praxis, berät die 
Politik und erfüllt hoheitliche Aufgaben – im Gefahr-
stoffrecht, bei der Produktsicherheit und mit dem Gesund-
heitsdatenarchiv. Die BAuA ist eine Ressortforschungs-
einrichtung im Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für Arbeit und Soziales. Rund 660 Beschäftigte arbeiten 
am Hauptsitz in Dortmund und den Standorten Berlin, 
Dresden sowie in der Außenstelle Chemnitz. 

Pi BAuA

Seit Dezember 2009 ist bei der Sachsen-Anhaltischen Krebsgesellschaft ein 
Informationsflyer zur Selbstuntersuchung der weiblichen Brust erhältlich. Mit 
Hilfe genauer Anleitungen und Zeichnungen soll es Frauen ermöglicht wer-
den, ihre Brust richtig zu untersuchen und frühzeitig eventuelle bösartige 
Veränderungen zu erkennen. Das Besondere an diesem Flyer ist, dass der 
gesamte Text nicht nur auf Deutsch, sondern auch auf Russisch gedruckt ist. 
Bei der Übersetzung waren die Mitglieder des Vereins SLAWIA e. V. und bei 
der Korrektur die Ärztin Inna Krol behilflich.

Um auch nichtdeutschsprachige Bürger mit ihren Beratungs- und Hilfsange-
boten zu erreichen, hat die Sachsen-Anhaltische Krebsgesellschaft gemein-
sam mit der Stiftung „Lebensblicke“ bereits vor zwei Jahren einen russisch-
sprachigen Flyer zur Früherkennung von Darmkrebs herausgegeben. Der 
Flyer zur Selbstuntersuchung der Brust setzt dieses Anliegen fort. Interessierte 
können sich zwecks Bestellung telefonisch, per Fax oder per E-Mail gern an 
die Sachsen-Anhaltische Krebsgesellschaft e. V. wenden.

Jährlich erkranken nahezu 436.000 Menschen in Deutschland an Krebs. Die 
Sachsen-Anhaltische Krebsgesellschaft ist ein wichtiger Anlaufpunkt für alle 
Menschen in Sachsen-Anhalt, die von einer Krebserkrankung betroffen sind. 
Krebskranken Menschen, ihren Angehörigen, Freunden und Bekannten sowie 
Interessierten vermitteln wir professionelle Hilfsmöglichkeiten und Bera-
tungsangebote. Wir beantworten Fragen zum Thema Krebs und finden einen 
geeigneten Ansprechpartner für Ratsuchende. 
Unser Ziel ist eine Verbesserung der Versorgung und Information von Betrof-
fenen. Das Anliegen unserer Arbeit wird durch das Motto „Durch Wissen zum 
Leben“ getragen. Unsere Beratung ist kostenlos und wird ausschließlich aus 
Spenden, Mitgliedsbeiträgen und Zuwendungen finanziert.

Pi  Sachsen-Anhaltische Krebsgesellschaft e.V.

„Die Selbstuntersuchung der Brust“ in Deutsch und Russisch
Neuer Flyer der Sachsen-Anhaltischen Krebsgesellschaft e. V.
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Das Internet hat manch einer Buch- 
und Zeitschriften-Karriere in den ver-
gangenen Jahren vorzeitig den Gar-
aus gemacht. Ehrwürdige Jubiläen 
werden immer seltener. 
Allen Veränderungen zum Trotz ist 
die ROTE LISTE® in ihrer unverwech-
selbaren Buchform bis heute das Mit-
tel der Wahl geblieben, wenn es 
darum geht, sich schnell und präzise 
über Arzneimittel zu informieren. 
Für die meisten Ärzte und Apotheker 
ist das dicke rote Buch, das inzwi-
schen auf ein Gewicht von fast drei 
Kilogramm zugelegt hat, nicht mehr 
wegzudenken. Seit über 70 Jahren ist 
sie verfügbar, im Jahresrhythmus 
erscheint sie seit 1979.

Mit rund 8.500 Präparaten, eingeteilt 
in 88 Hauptgruppen (Indikations- 
und Wirkstoffgruppen) gibt das Kom-
pendium einen raschen Überblick 
über den deutschen Arzneimittel-

markt und eine kurze Beschreibung 
zu den dort aufgeführten Medika-
menten.

Betäubungsmittel, Impfempfehlun-
gen und Gegengifte
Darüber hinaus liefert die ROTE 
LISTE® wichtige Informationen in 
ihren Anhängen. Sie gibt rechtliche 
und medizinische Hinweise zu 
Betäubungsmitteln, nennt ihre Dar-
reichungsformen und Verschrei-
bungshöchstmengen. Im Anhang 
„Antidotarium“ sind die wichtigsten 
Stoffe aufgeführt, die bei Vergiftun-
gen einzusetzen sind. Impfempfeh-
lungen für Säuglinge, Kinder, Jugend-
liche und Erwachsene gibt die ROTE 
LISTE® ebenso wie Tipps zur Mala-
riaprophylaxe.
285.000 Exemplare der Jubiläums-
ausgabe wurden gedruckt. Der weit-
aus größte Teil geht an niedergelas-
sene Ärzte (142.500) und an 

Klinikärzte (116.850). 25.650 Bücher 
gehen an Apotheker.
Seit 1998 ist die ROTE LISTE® auch 
als Internet-Ausgabe verfügbar, und 
zwar unter www.rote-liste.de. Von 
hier aus führt eine direkte Verlinkung 
zu den ausführlichen Fachinformati-
onen, die es zu rund 8.000 Präpara-
ten gibt. Der direkte Zugang erfolgt 
über www.fachinfo.de. 
Pi ROTE LISTE® Service GmbH

ROTE LISTE® - Die Fünfzigste!
Die Jubiläumsausgabe der ROTE LISTE® erscheint im April 2010 
– mit rund 8.500 Präparaten auf 2.336 Seiten

Die ROTE LISTE® begeht ihr 
50. Jubiläum als Buchauflage.

Die ROTE LISTE® 2010 ist 
erhältlich ab April 2010

ISBN-13: 978-3-939192-40-4, 
Preis: € 78,00 inkl. MwSt., zzgl. 
Versandkosten, bei 

Rhenus Medien Logistik 
GmbH & Co. KG 
„ROTE LISTE“ 
Justus-von-Liebig-Straße 1 
86899 Landsberg 
Fax: 0800 / 76 83 32 9 

E-Mail: kaufbestellung@rote-liste.de 
Internet: www.rote-liste.de

Wie unentbehrlich die ROTE LISTE® ist, erkennen Sie an 
den nachfolgend aufgeführten Fakten: 

1933 	 Die erste ROTE LISTE® wird herausgegeben. 
1974 	 Anstelle der ursprünglich alphabetischen Auflistung erfolgt ein Ein-

teilung nach Indikations- und Wirkstoffgruppen. 
1976 	 Die ROTE LISTE® wird ergänzt durch die Verschreibungsrichtlinien 

von Betäubungsmitteln. 
1982 	 Ein wichtiger Anhang, die Liste von Intoxikationen und Gegenmit-

teln, erscheint in der ROTE LISTE®. 
1987 	 Die ROTE LISTE® wird um die Impfempfehlungen sowie den Impf-

kalender erweitert. 
1992 	 Der Bundesverband der Pharmazeutischen Industrie beschließt, 

arzneilich nicht wirksame Bestandteile (Hilfsstoffe) in die ROTE 
LISTE® 	 aufzunehmen. 

1998 	 Die erste Internetausgabe der ROTE LISTE® erscheint. 
2010 	 In diesem Jahr werden etwa 
		  142 500 Exemplare an niedergelassene Ärzte, 
		  116 850 Exemplare an Klinikärzte und 
		  25 650 Exemplare an Apotheken verschickt. 
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Niederlassung, Nachfolge, Neuanschaffung.
Moderne Investitions förderung für Ärzte.

Moderne Investitionsförderung 
zu günstigen Konditionen

Als Arzt sind Sie heute immer auch Unternehmer. Mit maßgeschneiderten 
Finanzierungskonzepten investieren Sie erfolgreich. Der zinsgünstige KfW-
 Unternehmerkredit unterstützt Sie dabei. Steigern Sie jetzt den Wert Ihrer 
Praxis, sprechen Sie uns an. Wir informieren Sie gerne über die öffentlichen 
Förderprogramme.

Weitere Informationen erhalten Sie in Ihrer apoBank Filiale oder unter 
www.apoBank.de

Weil uns mehr verbindet.

Deutsche Apotheker- und Ärztebank
Richard-Oskar-Mattern-Straße 6
40547 Düsseldorf
www.apobank.de

In Zusammenarbeit mit

100212-APO-KBV-AnzeigeA4-3mm.indd   1 12.02.2010   12:28:35 Uhr
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Besitz dieses gefälschten Medizinproduktes gelangt sein 
sollten.

Ansprechpartner
Dipl.-Phys. Otfried Zerfass
Landesamt für Verbraucherschutz Sachsen-Anhalt
Fachbereich Arbeitsschutz - Dezernat Technischer und 
sozialer Arbeitsschutz
Kühnauer Str. 70, 06846 Dessau-Roßlau
Tel.:  0340-6501-256, Fax:  0340-6501-294
E-Mail: otfried.zerfass@lav.ms.sachsen-anhalt.de

Die US amerikanische Aufsichtsbehörde Food and Drug 
Administration (FDA) teilt den europäischen Gesund-
heitsbehörden mit, dass im Internet Fälschungen des 
Medizinproduktes „Restylane“ zur Faltenunterspritzung 
angeboten werden, die möglichweise auch auf den Euro-
päischen Markt gelangt sind.

Derzeit liegen keine Erkenntnisse darüber vor, ob von 
dem gefälschten Medizinprodukt eine Gefährdung aus-
geht. Das Landesamt für Verbraucherschutz Sachsen-
Anhalt empfiehlt jedoch dringend, diese Fälschungen 
nicht anzuwenden. Der deutsche Generalvertreiber des 
schwedischen Originalherstellers hat seine Kunden zur 
Problematik informiert.

Die gefälschten Medizinprodukte „Restylane“ können an 
folgenden Merkmalen identifiziert werden (siehe auch 
nachfolgende Bilder):

•	 Die Produkte sind mit der Losnummer 51-19101-09 
und dem Namen LIKOMER gekennzeichnet.

•	 Das Originalprodukt befindet sich in einer Blisterver-
packung, die Fälschung in einem Klarsichtbeutel.

•	 Die CE-Kennzeichnung der Fälschung ist mit der 
Kenn-Nummer 0562 versehen.

Das Landesamt für Verbraucherschutz Sachsen-Anhalt 
als zuständige Überwachungsbehörde bittet die Bürge-
rinnen und Bürger um eine Information, wenn sie in den 

Fälschungen von Medizinprodukten zur 
Faltenunterspritzung

31.05.2010
Muskelschmerzen
Fallvorstellungen: OA Dr. Petz

Anmeldungen erwünscht. 
OA Dr. med. Hoffmeyer, 
Leiter der Schmerzambulanz 
Tel.: 0391 / 67 13 350, Fax.: 67 13 971 

Ko
nf

er
en

z

Ort: Schmerzambulanz/Haus 39, 
Zeit: 15 Uhr
Die Konferenzen werden von der 
Ärztekammer Sachsen-Anhalt für die 
Erlangung des Fortbildungsdiploms 
mit 4 Punkten gewertet. 

Die Schmerzambulanz des Universitäts-
klinikums Magdeburg A.ö.R. lädt zur 
folgenden interdisziplinären Schmerzkon-
ferenz ein:
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Mutterschutzrecht - Beschäftigungsverbote
in der Schwangerschaft
Zur Abgrenzung der generellen Beschäftigungsverbote zum individuellen (ärztlichen) Beschäftigungsverbot

I. Der aktuelle Anlass
Seit einiger Zeit wenden sich zum Thema Beschäfti-
gungsverbote in der Schwangerschaft des Öfteren Ärzte 
an das Landesamt für Verbraucherschutz Sachsen-Anhalt 
und schildern folgendes:

Berufstätige Schwangere suchten die Arztpraxis auf und 
erkundigten sich in der Sprechstunde nach einem 
Beschäftigungsverbot. Hierzu äußerten die Patientinnen, 
dass im Rahmen ihrer Erwerbstätigkeit Arbeitsbedingun-
gen gegeben seien, die sie und ihr ungeborenes Kind 
gesundheitlich gefährden würden. Gelegentlich äußerten 
sie auch, dass das Verhältnis zu ihrem Arbeitgeber oder 
zu anderen Beschäftigten des Unternehmens sehr ange-
spannt sei und sie auf der Arbeit erheblichen psychischen 
Belastungen ausgesetzt seien. Einige Patientinnen seien 
von der Krankenkasse oder vom Arbeitgeber direkt auf-
gefordert worden, sich vom Arzt ein Beschäftigungsver-
bot „geben“ zu lassen.

Hauptsächlich sind die Patientinnen um ihr ungeborenes 
Kind besorgt und meinen, nur ein Arzt könnte ihnen in 
dieser Situation helfen. Dem ist aber nicht so. Der Arzt ist 
zwar angesichts des Vertrauensverhältnisses zwischen 
Patientin und Arzt zumindest aus Sicht der Schwangeren 
ein wichtiger Ansprechpartner für all ihre Sorgen wäh-
rend der Schwangerschaft, so auch für ihre Probleme am 
Arbeitsplatz. Aber das Durchsetzen der Arbeitsschutzvor-
schriften für Schwangere obliegt von Gesetzes wegen 
dem Arbeitgeber und der zuständigen Aufsichtsbehörde. 
Dem Arzt ist es jedoch nicht versagt, der Schwangeren 
auch dann behilflich zu sein, wenn die Aufgabe kraft 
Gesetzes dem Arbeitgeber und der Aufsichtsbehörde 
zugewiesen ist (näheres dazu im Abschnitt IV Nr. 2.). 

II. Arbeitsschutzvorschriften im Mutterschutzrecht
Der Schutz werdender und stillender Mütter vor den 
Gefahren im Arbeitsleben ist umfassend durch gesetzli-
che Vorschriften geregelt. Die wichtigsten bei der 
Beschäftigung werdender und stillender Mütter zu beach-
tenden Rechtsvorschriften sind das Mutterschutzgesetz 
(MuSchG)1 und die Verordnung zum Schutze der Mütter 
am Arbeitsplatz (MuSchArbV)2. Neben dem absoluten 
Kündigungsverbot und dem Schutz vor finanziellen 
Nachteilen enthalten diese Vorschriften eine Vielzahl 

von Regelungen zum Schutz werdender und stillender 
Mütter vor Gesundheitsgefahren und Überforderung am 
Arbeitsplatz. Hierzu zählen insbesondere die Gestaltung 
des Arbeitsplatzes (§ 2 MuSchG), die Beurteilung der 
Arbeitsbedingungen (§§ 1 und 3 MuSchArbV), die gene-
rellen Beschäftigungsverbote vor und nach der Entbin-
dung (§§ 4, 6 Abs. 3 und 8 MuSchG, §§ 4 und 5 
MuSchArbV) und die Schutzfristen vor und nach der Ent-
bindung (§§ 3 Abs. 2 und 6 Abs. 1 MuSchG). Zusätzlich 
besteht die Möglichkeit, dass der Arzt im Hinblick auf 
den individuellen Gesundheitszustand der werdenden 
Mutter ein individuelles (ärztliches) Beschäftigungsverbot 
(§ 3 Abs. 1 MuSchG) attestiert. Ausgehend vom aktuellen 
Anlass beziehen sich die folgenden Erläuterungen vor-
rangig auf die für werdende Mütter geltenden Schutzvor-
schriften.

1. Geltungsbereich des Mutterschutzgesetzes
Das Mutterschutzgesetz gilt für Frauen, die in einem 
Arbeitsverhältnis stehen, für weibliche in Heimarbeit 
Beschäftigte und ihnen Gleichgestellte, d. h für Arbeit-
nehmerinnen. So gilt es beispielsweise für weibliche 
Angestellte, Arbeiterinnen und weibliche Auszubildende. 
Es gilt für Arbeitnehmerinnen in Betrieben und Verwal-
tungen aller Art, in der Landwirtschaft, in Instituten, pri-
vaten Büros und Praxen usw., wenn der Arbeitsort im 
Bundesgebiet liegt.

Das Mutterschutzgesetz gilt z. B. nicht für Hausfrauen, 
Selbständige, Schülerinnen in der Schule, Studentinnen 
an der Hochschule, Beamtinnen und Soldatinnen. Für 
Beamtinnen und Soldatinnen ist der Mutterschutz in ent-
sprechenden Verordnungen geregelt. 

2. Gestaltung des Arbeitsplatzes und Beurteilung der 
Arbeitsbedingungen
Der Arbeitgeber hat eine werdende Mutter so zu beschäf-
tigen und ihren Arbeitsplatz einschließlich der Maschi-
nen, Werkzeuge und Geräte so einzurichten, dass sie vor 
Gefahren für Leben und Gesundheit ausreichend 
geschützt ist (§ 2 MuSchG). Bei bestimmten Tätigkeiten 
ist der werdenden Mutter eine Sitzgelegenheit zum Aus-
ruhen bereitzustellen oder Gelegenheit zur kurzen Unter-
brechung der Arbeit zu geben, ggf. auch um sich unter 
geeigneten Bedingungen hinzulegen. Spätestens nach 

1	 Gesetz zum Schutze der erwerbstätigen Mutter (Mutterschutzgesetz – MuSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Juni 2002 (BGBl. I S. 2318) in 
	 der derzeit geltenden Fassung
2 	Verordnung zum Schutze der Mütter am Arbeitsplatz (MuSchArbV) als Artikel 1 der Mutterschutz-Richtlinienverordnung vom 15.4.1997 (BGBl. I 782) in der 
	 derzeit geltenden Fassung 
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Bekanntgabe der Schwangerschaft muss der Arbeitgeber 
den Arbeitsplatz der werdenden Mutter hinsichtlich Art, 
Ausmaß und Dauer bestehender Gefährdungen überprü-
fen und beurteilen. Die Überprüfung umfasst beispiels-
weise die Arbeitstätigkeit, die Arbeitsorganisation sowie 
die Arbeitszeit und sollte insbesondere unter Berücksich-
tigung der mutterschutzrechtlichen Beschäftigungsver-
bote und Beschäftigungsbeschränkungen (§§ 4 und 8 
MuSchG, §§ 3, 4 und 5 MuSchArbV) erfolgen. Hierbei 
soll sich der Arbeitgeber vom Betriebsarzt und von der 
Fachkraft für Arbeitssicherheit fachkundig beraten lassen. 

Bei den mutterschutzrechtlichen Beschäftigungsverboten 
wird grundsätzlich nach generellen und individuellen 
(ärztlichen) Beschäftigungsverboten unterschieden.

3. Generelle Beschäftigungsverbote
Generelle Beschäftigungsverbote gelten für alle schwan-
geren Arbeitnehmerinnen, unabhängig von ihrer indivi-
duellen körperlichen Konstitution. Sie gelten per Gesetz 
sofort und sind sowohl für den Arbeitgeber als auch für 
werdende Mütter zwingend. Eine Beschäftigung mit ver-
botenen Arbeiten darf auch dann nicht erfolgen, wenn 
sich die Schwangere ausdrücklich dazu bereit erklärt. 
Der Arbeitgeber hat in eigener Verantwortung zu ent-
scheiden, ob ein generelles Beschäftigungsverbot zur 
Anwendung kommt. Die Wahrnehmung dieser Verant-
wortung unterliegt auch dem Strafrecht. Zu den generel-
len Beschäftigungsverboten zählen insbesondere:

a) Das Verbot der Beschäftigung mit schweren körperli-
chen Arbeiten und mit Arbeiten unter gesundheitsschäd-
lichen Einwirkungen
Werdende Mütter dürfen nicht mit schweren körperli-
chen Arbeiten und nicht mit Arbeiten beschäftigt werden, 
bei denen sie schädlichen Einwirkungen von gesund-
heitsgefährdenden Stoffen oder Strahlen, von Staub, 
Gasen oder Dämpfen, von Hitze, Kälte oder Nässe, von 
Erschütterungen oder Lärm ausgesetzt sind (§ 4 Abs. 1 
MuSchG). 

Für werdende Mütter sind insbesondere folgende Tätig-
keiten untersagt (§ 4 Abs. 2 MuSchG): 

-	 regelmäßiges Heben von Lasten von mehr als 5 kg 
Gewicht oder gelegentliches Heben von Lasten von 
mehr als 10 kg Gewicht ohne mechanische Hilfsmittel 
von Hand,

-	 Arbeiten, bei denen sie sich häufig erheblich strecken 
oder beugen oder bei denen sie sich dauernd hocken 
oder sich gebückt halten müssen,

-	 Bedienung von Geräten und Maschinen aller Art mit 
hoher Fußbeanspruchung,

-	 Arbeiten, bei denen sie infolge ihrer Schwangerschaft 
in besonderem Maße der Gefahr, an einer Berufs-
krankheit zu erkranken, ausgesetzt sind,

-	 Arbeiten, mit erhöhten Unfallgefahren (z. B. Absturz- 

oder Rutschgefahr)
-	 nach Ablauf des fünften Schwangerschaftsmonats 

Arbeiten, bei denen Schwangere ständig stehen müs-
sen, soweit diese Beschäftigung vier Stunden täglich 
überschreitet,

-	 nach Ablauf des dritten Monats der Schwangerschaft 
Arbeiten auf Beförderungsmitteln (z. B. Lkw-Fahrerin-
nen, Busfahrerinnen, Straßenbahnfahrerinnen) und

-	 Fließbandarbeit mit vorgeschriebenem Arbeitstempo 
sowie Akkordarbeit. 

Beschäftigungsverbote hinsichtlich der schädlichen Ein-
wirkung von gesundheitsgefährdenden Stoffen (chemi-
sche Gefahrstoffe, biologische Arbeitstoffe) sind in den §§ 
4 und 5 MuSchArbV näher konkretisiert. Der Schutz vor 
schädlichen Einwirkungen von Strahlen beim Einsatz 
werdender Mütter in Kontrollbereichen ist gesondert 
durch entsprechende Vorschriften in der Röntgenverord-
nung und in der Strahlenschutzverordnung geregelt.

b) Verbot der Mehrarbeit, Nacht- und Sonntagsarbeit
Volljährige werdende Mütter dürfen bis zu 8½ Stunden 
täglich oder 90 Stunden in der Doppelwoche und 
Schwangere unter 18 Jahre bis zu 8 Stunden täglich oder 
80 Stunden in der Doppelwoche beschäftigt werden (§ 8 
Abs. 1 und 2 MuSchG). In der Nacht zwischen 20:00 Uhr 
und 06:00 Uhr (§ 8 Abs. 1 MuSchG) dürfen werdende 
Mütter nicht beschäftigt werden. Für einige Branchen gibt 
es im Mutterschutzgesetz Ausnahmen von diesen Verbo-
ten (z. B. für das Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe 
oder die Krankenpflege- und Badeanstalten). Die Fahrzeit 
zwischen Wohnung und Arbeitsort und die gesetzlichen 
Ruhepausen sind keine Arbeitszeit.

III. Pflichten und Verantwortung des Arbeitgebers 
Bei der Beschäftigung werdender Mütter hat der Arbeit-
geber besondere Pflichten zu erfüllen. Deshalb sollen 
werdende Mütter dem Arbeitgeber ihre Schwangerschaft 
und den voraussichtlichen Tag der Entbindung mitteilen, 
sobald ihnen diese Tatsachen bekannt sind. Für den 
Arbeitgeber besteht dann die Pflicht, die zuständige Auf-
sichtsbehörde - in Sachsen-Anhalt das Landesamt für 
Verbraucherschutz, Fachbereich 5 Arbeitsschutz (LAV) - 
unverzüglich über die Mitteilung einer bestehenden 
Schwangerschaft zu benachrichtigen (§ 5 MuSchG). 

Hat die Beurteilung der Arbeitsbedingungen ergeben, 
dass die werdende Mutter mit verbotenen Arbeiten 
beschäftigt ist bzw. die Sicherheit oder Gesundheit von 
Mutter oder Kind durch die Tätigkeit gefährdet wird, muss 
der Arbeitgeber geeignete Schutzmaßnahmen veranlas-
sen. Der Arbeitgeber ist verantwortlich dafür, dass diese 
zum Schutz der werdenden Mütter erforderlichen Maß-
nahmen unverzüglich durchgesetzt werden. Zunächst ist 
zu prüfen, ob der Schutz der werdenden Mutter beispiels-
weise durch die einstweilige Umgestaltung der Arbeits-
bedingungen oder der Arbeitszeit realisiert werden kann. 
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Sind diese Maßnahmen nicht durchführbar, ist der Arbeit-
geber berechtigt die werdende Mutter auf einen anderen, 
geeigneten Arbeitsplatz umzusetzen. Ist auch eine 
Umsetzung der werdenden Mutter auf anderen Arbeits-
platz nicht möglich, gilt ein generelles Beschäftigungs-
verbot, d. h. der Arbeitgeber muss die werdende Mutter 
unter Fortzahlung des Durchschnittsverdienstes (Mutter-
schutzlohn) von der Arbeit freistellen. Für die Freistellung 
der Schwangeren durch den Arbeitgeber bei Vorliegen 
eines generellen Beschäftigungsverbotes ist weder eine 
Bestätigung durch die Aufsichtsbehörde noch ein ärztli-
ches Zeugnis notwendig. 

IV. Individuelles (ärztliches) Beschäftigungsverbot und 
Aufgaben des Arztes
1. Allgemeines 
Wenn mögliche Gesundheitsgefährdungen nicht auf die 
Gefährlichkeit einer bestimmten Tätigkeit oder der 
Arbeitsbedingungen zurückzuführen sind, sondern auf 
die individuellen gesundheitlichen Verhältnisse der wer-
denden Mutter, kann ein generelles Beschäftigungsverbot 
nicht greifen. In diesen Fällen besteht jedoch für den 
behandelnden Arzt die Möglichkeit, ein individuelles 
Beschäftigungsverbot nach § 3 Abs. 1 MuSchG zu ertei-
len. Danach dürfen werdende Mütter nicht beschäftigt 
werden, soweit nach ärztlichem Zeugnis Leben oder 
Gesundheit von Mutter oder Kind bei Fortdauer der 
Beschäftigung gefährdet sind. Die Gefährdung muss von 
der Fortdauer der Beschäftigung ausgehen. Maßgebend 
sind dabei der individuelle Gesundheitszustand und die 
konkrete Arbeitstätigkeit der schwangeren Arbeitneh-
merin. Die Arbeitstätigkeit der Schwangeren oder die 
Arbeitsbedingungen als solche müssen dabei nicht 
gesundheitsgefährdend sein.3 Ein individuelles Beschäfti-
gungsverbot kann beispielsweise gegeben sein bei der 
Gefahr einer Früh- oder Fehlgeburt, bei Mehrlings-
schwangerschaften oder bei extremen psychischen 
Belastungen am Arbeitsplatz. Zu beachten ist hierbei, 
dass das individuelle Beschäftigungsverbot von der 
krankheitsbedingten Arbeitsunfähigkeit abzugrenzen ist. 
In der Praxis gestaltet sich diese Abgrenzung oftmals 
schwierig, insbesondere in Fällen der Risikoschwanger-
schaft. Die Schlussfolgerung, bereits das Bestehen einer 
Risikoschwangerschaft führe stets zu einem individuellen 
Beschäftigungsverbot, ist nicht zulässig. Vielmehr ist zu 
unterscheiden, worauf das Risiko beruht. Risikoschwan-
gerschaften sind gemäß Buchstabe B Nr. 1 der Mutter-
schafts-Richtlinien (Mu-RL)4 Schwangerschaften, bei 
denen aufgrund der Vorgeschichte oder erhobener 
Befunde mit einem erhöhten Risiko für Leben und 
Gesundheit von Mutter oder Kind zu rechnen ist. Dieser 
Begriff dient der Festlegung der erforderlichen ärztlichen 
Leistungen für diese Fälle, nicht zuletzt im Hinblick auf 
deren Finanzierung durch die Krankenkassen. Das bloße 
Vorliegen einer Risikoschwangerschaft besagt für sich 
allein nichts darüber, ob und inwieweit ein individuelles 

Beschäftigungsverbot nach § 3 Abs. 1 MuSchG oder 
krankheitsbedingte Arbeitsunfähigkeit indiziert sind. Wie 
bereits dargelegt, sind die Ursachen der Risikoschwan-
gerschaft maßgebend. Beruht das Risiko darauf, dass die 
werdende Mutter erkrankt ist, so legt dies die Annahme 
krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit nahe. Beruht es 
auf medizinischen Befunden, ohne dass es sich hierbei 
um Erkrankungen handelt, spricht dies für ein individuel-
les Beschäftigungsverbot nach § 3 Abs. 1 MuSchG.5 Der 
Arzt muss somit bei bestehenden Beschwerden stets prü-
fen und aus ärztlicher Sicht entscheiden, ob die wer-
dende Mutter wegen der Beschwerden arbeitsunfähig 
erkrankt ist oder – ohne dass eine Krankheit vorliegt – 
zum Schutz des Lebens oder der Gesundheit von Mutter 
oder Kind ein individuelles Beschäftigungsverbot not-
wendig ist. Diese Entscheidung obliegt ausschließlich 
dem behandelnden Arzt. Ihm steht dementsprechend ein 
Beurteilungsspielraum zu. Dabei kommt es allein auf die 
medizinischen Umstände und die daraus zulässigen Fol-
gerungen an. Die abweichend von der herrschenden 
Meinung vertretene Ansicht, aus Gründen der finanziel-
len Besserstellung der Schwangeren sei ein individuelles 
Beschäftigungsverbot der Feststellung krankheitsbeding-
ter Arbeitsunfähigkeit vorzuziehen, kann nicht geteilt 
werden. Eine solche Ansicht findet im geltenden Recht 
keine Stütze.6 Rechtliche Informationen zur „Abgrenzung 
von Arbeitsunfähigkeit zum Beschäftigungsverbot bei 
Schwangerschaft – Strafbarkeit einer falschen Bescheini-
gung“ sind in der PRO Nr. 9/2009 veröffentlicht.

2. Aufgaben des Arztes
Soweit schwangere Arbeitnehmerinnen in der Sprech-
stunde Probleme und Gefährdungen am Arbeitsplatz 
ansprechen und sich nach einem Beschäftigungsverbot 
erkundigen, sollte sich der Arzt die konkrete Tätigkeit der 
Schwangeren und die Probleme genau erläutern lassen 
und anschließend beurteilen, ob hier sein medizinisches 
Fachwissen gefragt ist oder ob das Problem mit einem 
generellen Beschäftigungsverbot gelöst werden kann. 
Handelt es sich eindeutig um eines generelles Beschäfti-
gungsverbot, darf er die werdende Mutter darauf und auf 
die Zuständigkeit der Aufsichtsbehörde verweisen. Im 
Rahmen des Mutterschutzes ist es nicht Aufgabe des Arz-
tes zu prüfen und zu beurteilen, ob der Arbeitsplatz der 
Schwangeren den Anforderungen der Schutznormen des 
MuSchG und der MuSchArbV entspricht. Insofern ist der 
Arzt auch grundsätzlich nicht berechtigt, ein generelles 
Beschäftigungsverbot nach §§ 4 oder 8 MuSchG auszu-
sprechen. Stützt sich der Arzt in seinem Attest dennoch 
auf ein generelles Beschäftigungsverbot nach §§ 4 oder 8 
MuSchG muss er damit rechnen, dass der Arbeitgeber 
dieses Attest nicht anerkennt, dies in der Folge zu Ausei-
nandersetzungen zwischen Arbeitgeber, Arzt und Kran-
kenkasse führen kann und die werdende Mutter ggf. 
keine Lohnzahlung erhält. In der Regel hat der Arzt keine 
Kenntnisse über die konkreten Arbeitstätigkeiten und die 

3 	BAG Urteil vom 7.11.2007, 5 AZR 883/06
4 	Richtlinien des Bundesausschusses der Ärzte und Krankenkassen über die ärztliche Betreuung während der Schwangerschaft und nach der Entbindung 
	 (Mutterschafts-Richtlinien – Mu-RL) in der Fassung vom 10.12.1985 (BAnz Nr. 60 a v. 27.3.1986) zuletzt geändert am 18.6.2009 (BAnz 2009, Nr. 125 S. 2923)
5 	Schliemann/König, NZA 1998, 1030 (1035)
6 	Schliemann/König NZA 1998, 1030 (1034)
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tatsächlichen Arbeitsbedingungen der Schwangeren und 
ist auf die Ausführungen der Schwangeren angewiesen. 
Grundsätzlich darf sich der Arzt auf die wahrheitsgemäße 
Information durch die werdende Mutter verlassen. 
Manchmal genügen die Erläuterungen der Schwangeren 
jedoch nicht, um eine entsprechende Entscheidung tref-
fen zu können, vor allem, wenn Zweifel an der Glaub-
würdigkeit der Angaben der Schwangeren über ihre tat-
sächliche Beschäftigung bestehen. In derartigen Fällen 
kann sich der Arzt - auch im Interesse der Schwangeren 
- mit zumutbarem Aufwand, z. B. mit einer telefonischen 
Rückfrage beim Arbeitgeber oder beim Betriebsarzt, Klar-
heit über die tatsächlichen Verhältnisse am Arbeitsplatz 
der Schwangeren verschaffen. Hat der Arzt trotz seiner 
Bemühungen damit keinen Erfolg, weil er z. B. keine 
Auskunft vom Arbeitgeber erhält, so bleibt dem Arzt 
keine andere Möglichkeit, als sich auf der Grundlage der 
vorhandenen Informationen für oder gegen ein individu-
elles Beschäftigungsverbot nach § 3 Abs. 1 MuSchG zu 
entscheiden.7 Zur Rechtmäßigkeit eines solchen Beschäf-
tigungsverbotes hat das Bundesarbeitsgericht (BAG) fol-
gendes entschieden: „Nimmt weder der Arbeitgeber 
noch die zuständige Behörde die gebotene fachkundige 
Überprüfung des Arbeitsplatzes der werdenden Mutter 
vor und bestehen aus ärztlicher Sicht ernstzunehmende 
Anhaltspunkte dafür, dass vom Arbeitsplatz Gefahren für 
Leben oder Gesundheit von Mutter oder Kind ausgehen 
können, so darf der Arzt bis zu einer Klärung ausnahms-
weise ein vorläufiges Beschäftigungsverbot ausspre-
chen.“8 Ein derartiges Beschäftigungsverbot dürfte jedoch 
die Ausnahme bleiben. In Sachsen-Anhalt wertet die 
Behörde die Schwangerschaftsmitteilung des Arbeitge-
bers aus und überprüft den Arbeitsplatz der werdenden 
Mutter hinsichtlich möglicher Gefährdungen, ggf. auch 
vor Ort. 

3. Inhalt und Rechtswirkung der ärztlichen Bescheinigung
Im Gegensatz zu den generellen Beschäftigungsverboten 
wird das individuelle Beschäftigungsverbot nach § 3 Abs. 
1 MuSchG erst mit Vorlage einer ärztlichen Bescheini-
gung beim Arbeitgeber wirksam. In der Regel wird das 
individuelle Beschäftigungsverbot schriftlich erklärt. 
Gesetzliche Vorschriften über die Form gibt es nicht. Die 
entsprechende ärztliche Bescheinigung kann jeder 
approbierte Arzt ausstellen. Sie sollte die Rechtsgrund-
lage (§ 3 Abs. 1 Mutterschutzgesetz) enthalten und die 
voraussichtliche Geltungsdauer. Das individuelle 
Beschäftigungsverbot sollte möglichst genau und allge-
meinverständlich formuliert werden, so dass für den 
Arbeitgeber die Art, Dauer und der Umfang der Gefähr-
dung für Mutter oder Kind bei Fortdauer der Beschäfti-
gung erkennbar ist. Es sollte sich auch dazu geäußert 
werden, ob leichtere Tätigkeiten oder verkürzte Arbeits-
zeiten zulässig bleiben. In der ärztlichen Bescheinigung 
sind die für das Beschäftigungsverbot maßgeblichen 
Gründe kurz darzulegen, d. h. dem Arbeitgeber ist auch 

mitzuteilen, von welchen tatsächlichen Arbeitsbedingun-
gen der werdenden Mutter der Arzt bei der Erteilung des 
individuellen Beschäftigungsverbotes ausgegangen ist. 
Persönliche Daten oder Angaben zum Gesundheitszu-
stand der werdenden Mutter sind nicht Bestandteil dieser 
ärztlichen Bescheinigung. 
Sowohl für den Arbeitgeber als auch für die werdende 
Mutter ist ein individuelles Beschäftigungsverbot bin-
dend. Dem individuellen Beschäftigungsverbot nach § 3 
Abs. 1 MuSchG kommt nach ständiger Rechtsprechung 
des BAG ein hoher Beweiswert zu. Hat der Arbeitgeber 
allerdings begründete Zweifel an der Richtigkeit des ärzt-
lichen Zeugnisses, so kann er eine Nachuntersuchung 
verlangen. Dabei hat die schwangere Arbeitnehmerin das 
Recht auf freie Arztwahl.

V. Aufgaben der zuständigen Aufsichtsbehörde
Zuständige Aufsichtsbehörde für die Überwachung der 
Einhaltung der Bestimmungen des Mutterschutzgesetzes 
und der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften 
ist in Sachsen-Anhalt das Landesamt für Verbraucher-
schutz, Fachbereich 5 - Arbeitsschutz (LAV). Frauen und 
Arbeitgeber aber auch Ärzte können sich mit allen Fragen 
zum Mutterschutzgesetz an das LAV wenden. Das LAV 
kann im Einzelfall klären, ob die konkreten Tätigkeiten 
und die vorhandenen Arbeitsbedingungen die Gesund-
heit der werdenden Mutter tatsächlichen gefährden kön-
nen und ob möglicherweise ein generelles Beschäfti-
gungsverbot beachtet werden muss. Außerdem kann das 
LAV in Einzelfällen anordnen, welche Vorkehrungen und 
Maßnahmen zum Schutz der werdenden Mutter vor 
Gefährdungen getroffen werden müssen. Zudem kann 
das LAV die Beschäftigung werdender Mütter mit 
bestimmten Arbeiten untersagen.

VI. Hinweise zum Arbeitsentgelt bei 
Beschäftigungsverboten
Muss die Schwangere wegen eines Beschäftigungsverbo-
tes teilweise oder völlig mit der Arbeit aussetzen, besteht 
gemäß § 11 MuSchG gegenüber dem Arbeitgeber 
Anspruch auf den Durchschnittsverdienst. Arbeitgeber 
können im Rahmen des Umlageverfahrens der Kranken-
kassen „U 2“ von der Krankenkasse die Aufwendungen 
für das nach § 11 Abs. 1 MuSchG zu zahlende Entgelt 
erstattet bekommen. Nähere Auskünfte hierzu erteilen 
die Krankenkassen.

Weitere Informationen des LAV zum Mutterschutz finden 
Sie unter www.verbraucherschutz.sachsen-anhalt.de.

Funktionsbezeichnungen gelten in männlicher und  
weiblicher Form.	

Cornelia Krude
Landesamt für Verbraucherschutz Sachsen-Anhalt
Fachbereich 5, Dezernat 51
Kühnauer Str. 70 • 06846 Dessau
cornelia.krude@lav.ms.sachsen-anhalt.de

7	 Schliemann/König, NZA 1998, 1030 (1032)
8	 BAG, Urteil vom 11.11.1998 – 5 AZR 49/98
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Die korrekte Lagerung
von Amputaten als eine 
Voraussetzung für eine 
erfolgreiche Replantation

Damert, H.-G.; Altmann, S.; Lenz-Scharf, O.
Klinik für Plastische, Ästhetische- und Handchirurgie
Universitätsklinikum Magdeburg

Einleitung

Patienten mit Komplexverletzungen der Hand kommen 
in einem Replantationszentrum nicht selten vor. Ampu-
tationen der Finger sind dabei häufiger als Amputationen 
der ganzen Hand. Die am Unfallort eingeleitete Therapie 
entscheidet häufig bereits über das weitere Schicksal 
amputierter Extremitäten. Eine falsche Lagerung der 
Amputate kann eine Replantation unmöglich machen. 
Leider kommt dies nicht nur durch laienhafte Ersthelfer, 
sondern auch durch Rettungsdienste oder zuweisende 
Einrichtungen vor! Dieser Beitrag soll eine kurze Über-
sicht über die optimale Erstversorgung geben, um die 
falsche Lagerung von Amputaten als eine Ursache für 
eine Nichtreplantierbarkeit auszuschließen.

Präklinische Versorgung

Als primäre Aufgabe gilt selbstverständlich die Sicherung 
der Vitalfunktionen. Zunächst sollte eine saubere, mög-
lichst sterile Abdeckung der Wunde erfolgen. Die Anlage 
eines Druckverbandes zur Blutstillung im Amputations-
bereich ist in der Regel ausreichend, die Anlage einer 
Blutsperre oder eines Tourniquets bleibt Ausnahmefällen 
vorbehalten. In solchen Fällen ist dann die Zeit der 
Anlage des Tourniquets zu dokumentieren. Nach Stabili-
sierung des Patienten wird das Amputat geborgen. Die 
Lagerung muß nach dem Prinzip der trockenen Kühlung 
erfolgen (Abb. 1).  Lagerung in Flüssigkeiten oder mit 
direktem Kontakt zu Eis führen zu Gewebeschäden am 
Amputat, die eine Replantation unmöglich machen. Zur 
korrekten Lagerung dient der sogenannte Zwei-Kammer-
Beutel, bei dem das Amputat im inneren Beutel trocken 
in einer sterilen Kompresse gelagert wird, zur Vermei-
dung von Gewebequellung und -mazeration. Im äußeren 
Beutel sollte sich Wasser mit Eiswürfeln befinden. Das 
Verhältnis von Wasser zu Eis sollte 1:1 betragen, um eine 
Temperatur von ca. 4° Celsius zu erreichen. Manipulati-
onen am Amputationsstumpf sowie am Amputat haben 
zu unterbleiben. Die korrekte Lagerung von Amputaten 

ist durch das erstversorgende medizinische Personal in 
jedem Fall zu kontrollieren und ggf. zu korrigieren. Eine 
Schiene zur Ruhigstellung der verletzten Extremität ist in 
den meisten Fällen sinnvoll. Ob eine Replantation mög-
lich ist, kann letztendlich erst  der Operateur entscheiden. 

Abb. 1: Prinzip des Zwei-Kammer-Beutels 
zur trockenen Kühlung (Quelle: Wikipedia)

Verlegung ins Replantationszentrum:

Bei Verlegung in ein Replantationszentrum ist eine 
Ankündigung notwendig, um eine möglichst lückenlose 
Versorgung zu gewährleisten. Auch in Replantationszen-
tren kann aufgrund laufender größerer Operationen o.ä. 
eine sofortige Versorgung des Patienten bisweilen nicht 
möglich sein. In diesen Fällen ist dann eine Verlegung in 
ein anderes Zentrum sinnvoll. Bei der Anmeldung sollten 
folgende Daten mitgeteilt werden: Patientendaten wie 
Alter, Begleitverletzungen oder Nebenerkrankungen, ver-
letzte Extremität, ggf. Anzahl amputierter Finger, Unfall-
mechanismus (Tabelle 1), Ausmaß der Weichteilschäden 
(totale, subtotale Amputation) (Tabelle 2).
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Dringlichkeit:

Mit dem Zeitpunkt des Unfalles beginnt auch die Ischä-
miezeit des Amputates. Sie reicht bis zur Revaskularisie-
rung intraoperativ. Besonders große Amputate mit viel 
enthaltenem Muskelgewebe müssen innerhalb von 4-6 

Tabelle 1: Unfallmechanismen

	 Schweregrad
•	 Totale Amputation	 =	 völlige Durchtrennung des Gesamtquerschnittes der Extremität
•	 Subtotale Amputation	 =	 Durchtrennung/Verletzung der Hauptversorgungsgefäße

	 Amputationshöhe
•	 Mikro-Amputation	 =	 distal von Hand- bzw. Sprunggelenk
•	 Makro-Amputation	 =	 proximal von Hand- bzw. Sprunggelenk

Tabelle 2: Klassifizierung von Amputationsverletzungen

•	 Glatte Amputation – keine Quetschung
•	 Sägeverletzung mit begrenzter Quetschung und oberflächlicher Zerreißung
•	 Ausrißamputationen/ Avulsionen
•	 Quetschamputationen durch großflächige Gewalteinwirkung
•	 Mehretagenverletzungen

Stunden wieder revaskularisiert sein, da ansonsten mus-
kuläre Nekrosen und somit irreversible Schäden drohen. 
Distale Amputationen der oberen Extremität können bei 
adäquater Kühlung bis ca. 10-12 Stunden nach dem 
Unfall replantiert werden. Hierbei ist jeweils die Opera-
tionszeit einzurechnen.

Beispiele für falsche Lagerung

Abb. 2 a-c: Lagerung des Amputates erfolgte im inneren Teil des Zwei-Kammer-Beutel in Flüssigkeit. 
Der aufgequollene Finger war nicht mehr replantierbar.

Abb. 3 a-b: Lagerung des Amputates in einer trockenen Kompresse im inneren Teil des Zwei-Kammer -Beutels. 
Außen direkt anliegend Eis. Das hart (!) gefrorene Amputat konnte nicht replantiert werden.

Abb. 2a

Abb. 3a Abb. 3b

Abb. 2b Abb. 2c
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Beispiele für falsche Lagerung

Beispiele für Replantationen nach korrekter Lagerung

Abb. 4a Abb. 4cAbb. 4b

Abb. 4 a-c: In Wasser eingelegtes Amputat in provisorischer Kühlbox. Bei trockener Lagerung 
ohne direkten Eiskontakt wäre eine Replantation evtl. möglich gewesen!

Abb. 5a Abb. 5b Abb. 5c

Abb. 5 a-c: Unterarmamputation bei einer jungen Frau (19 Jahre). Amputat wurde direkt in Eis gelagert (a). 
Weißliche Verfärbung von Haut und Muskulatur als Zeichen der Erfrierung (b,c). Eine Replantation war aufgrund 
des fast hart gefrorenen Amputates nicht möglich!

Abb. 6a Abb. 6b

Abb. 6 a-b: Amputation des rechten Daumens durch eine Beilverletzung. Das Amputat war korrekt gelagert.

Abb. 6c Abb. 6d

Abb. 6 c-d: Lokalbefund nach Replantation.
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Beispiele für Replantationen nach korrekter Lagerung

Fazit: Replantationen können sich lohnen

Abb. 6e Abb. 6f

Abb. 7a Abb. 7b

Abb. 7 a-b: Amputation der linken Mittelhand durch eine Bandsäge – Korrekte Lagerung des Amputates.

Abb. 7c Abb. 7d

Abb. 7 c-d: Postoperativer Lokalbefund nach Replantation

Abb. 7e Abb. 7f Abb. 7g

Abb. 7 e-g: Linke Hand zwei Monate postoperativ

Abb. 6 e-f: Funktionelles Ergebnis ein Jahr postoperativ
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Bewerbungen richten Sie bitte an:
Kassenärztliche Vereinigung Sachsen-Anhalt, Abt. 
Zulassungswesen, Postfach 1664, 39006 Magdeburg

Die Ausschreibung endet am 25. diesen Monats. Wir 
weisen darauf hin, dass sich die in der Warteliste 
eingetragenen Ärzte ebenfalls um den Vertragsarzt-
sitz bewerben müssen.

Die Kassenärztliche 
Vereinigung schreibt 
folgende Vertragsarzt-
sitze aus:

Zusammenfassung:

Die Erfolgsrate von Replantationen ist durch mikrochirur-
gische Erfahrungen in den letzten Jahrzehnten deutlich 
angestiegen. Ein limitierender Faktor für eine erfolgreiche 
Replantation ist sicherlich die Schwere der Verletzung. 
Doch darüber kann letztendlich erst der Operateur ent-
scheiden. Eine Voraussetzung für eine erfolgreiche 
Replantation liegt in hohem Maße in einer sachgerechten 
Akutversorgung. Präklinisch tätige ärztliche und auch 
nicht-ärztliche Rettungsdienstmitarbeiter müssen um die 
Wichtigkeit der Amputat- und Stumpfversorgung wissen. 
Das Prinzip der Lagerung von Amputaten ist hierfür 
essentiell. Leider sehen wir immer wieder vor allem 
falsch gelagerte, aufgeweichte oder hart gefrorene Ampu-
tate beim Eintreffen in der Klinik. Dies darf bei Einwei-
sung über den Rettungsdienst oder Verlegung aus erstver-
sorgenden Kliniken nicht vorkommen. Bei der Versorgung 
bzw. Lagerung durch Ersthelfer ist generell eine Kontrolle 
der korrekten Lagerung vorzunehmen und gegebenen-
falls zu korrigieren.

Replantationszentren in Sachsen-Anhalt

Klinik für Plastische- und Handchirurgie und 
Branntverletztenzentrum
Berufsgenossenschaftliche Kliniken Bergmannstrost
Merseburger Str. 165
06112 Halle (Saale)
Tel.: 0345-1326650

Klinik für Plastische, Ästhetische und Handchirurgie
Otto-von-Guericke Universität Magdeburg
Leipziger Str. 44
39120 Magdeburg
Tel.: 0391-6715565 (Station)
0391-6715601 (Zentrale Notaufnahme)

Literatur beim Verfasser
OA Dr. med. Hans-Georg Damert
Klinik für Plastische, Ästhetische und Handchirurgie
Direktor: Prof. Dr. med. W. Schneider
Universitätsklinikum Magdeburg
Leipziger Str. 44
39120 Magdeburg
Tel.: 0391-6721250
Fax: 0391-6715588
hans-georg.damert@med.ovgu.de

Fachgebiet:	 Psychologische  
Psychotherapie

Praxisform:	 Einzelpraxis
Praxisort:	 Halle

Fachgebiet:	 Hausärztliche Praxis
Praxisform:	 Einzelpraxis
Praxisort:	 Halle

Fachgebiet:	 Frauenheilkunde
		  und Geburtshilfe
Praxisform:	 Einzelpraxis
Praxisort:	 Magdeburg

Fachgebiet:	 Psychologische  
Psychotherapie

Praxisform:	 Einzelpraxis
Praxisort:	 Magdeburg

Fachgebiet:	 Psychologische  
Psychotherapie

Praxisform:	 Einzelpraxis
Praxisort:	 Magdeburg
Reg.-Nr.:	 1354 / 10

Fachgebiet:	 Innere Medizin/ 
Kardiologie

Praxisform:	 Berufsausübungs- 
gemeinschaft

Praxisort:	 Stendal

Fachgebiet:	 Frauenheilkunde 
und Geburtshilfe

Praxisform:	 Berufsausübungs- 
gemeinschaft

Praxisort:	 Quedlinburg

Fachgebiet:	 Chirurgie / 
Unfallchirurgie

Praxisform:	 Einzelpraxis
Praxisort:	 Staßfurt

Fachgebiet:	 Psychologische  
Psychotherapie

Praxisform:	 Einzelpraxis
Praxisort:	 Lutherstadt Eisleben

Fachgebiet:	 Orthopädie  
½ Versorgungsauftrag

Praxisform:	 Berufsausübungs-
gemeinschaft

Praxisort:	 Bitterfeld
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AkdÄ Drug Safety Mail 2010-087
Metaanalyse zum Risiko von gastrointestinalen Perfora-
tionen bei Tumorpatienten, die mit Bevacizumab (Ava-
stin®) behandelt werden

Bevacizumab ist jeweils in Kombination mit einer Che-
motherapie zur Behandlung von Patienten mit metasta-
siertem Kolon- oder Rektumkarzinom sowie beim meta-
stasierten Mammakarzinom und fortgeschrittenen 
nicht-kleinzelligen Bronchialkarzinom zugelassen. Dar-
über hinaus ist es in Kombination mit Interferon alpha-2a 
beim fortgeschrittenen bzw. metastasierten Nierenzell-
karzinom indiziert. Zu den schwerwiegenden uner-
wünschten Arzneimittelwirkungen von Bevacizumab 
zählen u. a. Störungen der Blutbildung, thromboemboli-
sche Ereignisse, Blutungen, Wundheilungsstörungen, 
Magen-Darm-Perforationen, reversibles posteriores Leu-
koenzephalopathie-Syndrom (RPLS) und kardiovaskuläre 
Reaktionen wie Hypertonie und Herzinsuffizienz.
Aktuell wurde eine Metaanalyse basierend auf einer sys-
tematischen Literaturauswertung veröffentlicht, die das 
Risiko von gastrointestinalen Perforationen unter Bevaci-
zumab näher untersucht hat.

„Neue Arzneimittel“ sind aktuelle Informationen für 
Ärzte über neu zugelassene Arzneimittel/neu zugelas-
sene Indikationen in der Europäischen Union (EU). 

Sie geben Auskunft zur Indikation, Bewertung, klinischen 
Studien, unerwünschten Arzneimittelwirkungen sowie 
zur Anwendung bei besonderen Patientengruppen, 
Dosierung und Kosten. 

Die Informationen basieren auf den Angaben des Europä-
ischen Öffentlichen Bewertungsberichts (EPAR) der Euro-
päischen Behörde für Arzneimittel (EMEA). Im EPAR wird 
erläutert, wie der Ausschuss für Humanarzneimittel der 
EMEA (CHMP) die für die Zulassung eines Arzneimittels 
durchgeführten klinischen Studien beurteilt und welche 
Empfehlungen er zur Anwendung des Arzneimittels gibt. 

Lesen Sie den kompletten Beitrag:
http://www.akdae.de/20/20/Archiv/2010/20100212.
html

AkdÄ Drug Safety Mail 2010-088
Mitteilung an medizinische Fachkreise zum aktuellen 
Stand über den Zusammenhang von Natalizumab (Tysa-
bri®) und einer progressiven multifokalen Leukoenzepha-
lopathie (PML)

Tysabri® ist zugelassen für die Behandlung der hochakti-
ven, schubförmig remittierenden Multiplen Sklerose, 
wenn die Patienten trotz Behandlung mit Interferon eine 
hohe Krankheitsaktivität zeigen oder die Erkrankung 
rasch fortschreitet. Die Substanz wird einmal monatlich 
als Infusion verabreicht.
In einer aktuellen Mitteilung des pharmazeutischen 
Unternehmers wird darauf hingewiesen, dass bei insge-
samt etwa 66.000 mit Natalizumab behandelten Patien-
ten 31 Fälle mit progessiver multifokaler Leukenzephalo-

www.akdae.de: Neue Arzneimittel
Informationsdienst Arzneimittelkommission der deutschen Ärzteschaft

www.akdae.de: Drug Safety Mail

Auf der Homepage der AkdÄ können Sie unter der Rubrik 
„Neue Arzneimittel“ alle bisher erschienenen Ausgaben 
abrufen.

Neue Arzneimittel 2010-012 vom 22.03.2010

Onbrez Breezhaler® (Indacaterolmaleat) – zur bronchia-
lerweiternden Erhaltungstherapie der Atemwegsobstruk-
tion bei Erwachsenen mit chronisch-obstruktiver Lun-
generkrankung (COPD).

Yondelis® (Trabectedin), neu zugelassene Indikation – 
jetzt auch für die Behandlung von Patientinnen mit einem 
platinsensiblen Ovarialkarzinomrezidiv in Kombination 
mit pegyliertem liposomalen Doxorubicin (PLD).
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AkdÄ Drug Safety Mail 2010-090
Rote-Hand-Brief zu Aclasta® (Zoledronsäure, 5 mg Infu-
sionslösung)

In einem aktuellen Rote-Hand-Brief gibt der Hersteller 
ergänzende Sicherheitsinformationen zu Berichten über 
Nierenfunktionsstörung und Nierenversagen unter 
Aclasta® (Zoledronsäure, 5 mg Infusionslösung). Danach 
wurden nach der Verabreichung von Aclasta® Nieren-
funktionsstörung und Nierenversagen festgestellt, insbe-
sondere bei Patienten mit vorbestehender renaler Dys-
funktion oder mit anderen Risiken. 
Nierenfunktionsstörungen wurden bei Patienten bereits 
nach der ersten Verabreichung beobachtet. Selten trat 
ein dialysepflichtiges Nierenversagen oder Nierenversa-
gen mit letalem Ausgang auf. Es wird darauf hingewie-
sen, dass Aclasta® bei Patienten mit einer Kreatinin-Clea-
rance von < 35 ml/min nicht angewendet werden soll, 
dass die Patienten ausreichend mit Flüssigkeit versorgt 
werden sollen und dass eine Überwachung der Serum-
Kreatinin-Konzentration bei Risikopatienten in Betracht 
gezogen werden sollte.

Lesen Sie den kompletten Rote-Hand-Brief zu Aclasta® 
(Zoledronsäure, 5 mg Infusionslösung):
http://www.akdae.de/20/40/Archiv/2010/20100312.pdf.

pathie (PML) bekannt geworden sind. Das Risiko für die 
Entwicklung einer PML scheint mit zunehmender 
Behandlungsdauer anzusteigen. Zum Risiko einer PML 
unter Behandlung mit Natalizumab wurde bereits im 
August 2008 vom pharmazeutischen Unternehmer ein 
Dear-Doctor-Letter verschickt. Die AkdÄ hat im Oktober 
2009 in einer Risikobekanntgabe einen entsprechenden 
Fallbericht publiziert.
Der pharmazeutische Unternehmer informiert darüber, 
dass Patienten vorzugsweise im Rahmen nationaler Stu-
dienregister oder im Rahmen von Studien nach Marktein-
führung behandelt werden sollten. Patienten müssen 
mittels eines Formblatts über das Risiko einer PML aufge-
klärt werden. Innerhalb von drei Monaten vor Einleitung 
der Behandlung mit Tysabri® und danach in jährlichem 
Abstand muss eine Magnetresonanztomographie (MRT) 
durchgeführt werden. Nach zweijähriger Behandlung ist 
eine sorgfältige Nutzen-Risiko-Abwägung in Rückspra-
che mit dem Patienten erforderlich. Bei Verdacht auf 
Vorliegen einer PML muss Tysabri® sofort abgesetzt und 
eine diagnostische Abklärung einschließlich Standard-
MRT-Untersuchung und Lumbalpunktion durchgeführt 
werden.

Lesen Sie die komplette Mitteilung an medizinische 
Fachkreise zum aktuellen Stand über den Zusammen-
hang von Natalizumab (Tysabri®) und einer progressiven 
multifokalen Leukoenzephalopathie (PML) vom 
18.02.2010: 
http://www.akdae.de/20/55/Archiv/2010/20100218.pdf

AkdÄ Drug Safety Mail 2010-089
Rote-Hand-Brief zum aktuellen Stand über den Zusam-
menhang von Natalizumab (Tysabri®) und einer progres-
siven multifokalen Leukoenzephalopathie (PML)

Inhaltlich entspricht diese Information der Mitteilung an 
Medizinische Fachkreise, die wir in der Drug Safety Mail 
vom 18.02.2010 verschickt haben. Wegen der besonde-
ren Relevanz wurde zusätzlich ein Versand als Rote-
Hand-Brief durchgeführt.
Während im Rote-Hand-Brief noch von 31 Fällen von 
PML im Zusammenhang mit Natalizumab berichtet wird 
(Stand 3. Kalenderwoche) hat die AkdÄ aktuell Kenntnis 
von 40 bestätigten Fällen weltweit sowie 9 weiteren Fäl-
len, die derzeit aufgrund ausstehender Informationen 
noch nicht endgültig bewertet werden können (Stand 9. 

KW). Die meisten bestätigen Fälle wurden aus den USA 
(n = 13) und Deutschland (n = 12) gemeldet. Aufgrund 
der zunehmenden Zahl von Patienten, die über mehr als 
zwei Jahre mit Natalizumab behandelt werden, muss mit 
einem weiteren Anstieg von PML-Fällen gerechnet wer-
den.
Bei einigen gemeldeten Fällen hat sich gezeigt, dass eine 
negative PCR auf JC Virus-DNS im Liquor eine PML nicht 
ausschließt und die Zuverlässigkeit der Untersuchungs-
methode laborabhängig ist. Hinsichtlich des Vorgehens 
beim Verdacht auf eine PML möchten wir daher auf die 
Empfehlungen zur Therapie der Multiplen Sklerose mit 
monoklonalen Antikörpern des Ärztlichen Beirats der 
Deutschen Multiple Sklerose Gesellschaft hinweisen.

Lesen Sie den kompletten Rote-Hand-Brief zum aktuellen 
Stand über den Zusammenhang von Natalizumab 
(Tysabri®) und einer progressiven multifokalen Leukoen-
zephalopathie (PML):
http://www.akdae.de/20/40/Archiv/2010/20100305.pdf



66
Ärzteblatt Sachsen-Anhalt 21 (2010) 5 

„Nie sollt ihr so tief sinken, von dem Kakao, durch den 
man euch zieht, auch noch zu trinken.“  Erich Kästner

Allerorten wird seit Jahren der „Ärztemangel“ beschwo-
ren. So war bei „WELT online“ am 15.10.2009 zu lesen, 
dass der Chef des Uni-Klinikums Schleswig-Holstein Jens 
Scholz vor einem „drohenden Notstand bei der Gesund-
heitsversorgung“ warnte. Vorsichtiger war da der Tages-
spiegel, der feststellte, „Ärzte diagnostizieren Ärzteman-
gel“. Selbst unser Gesundheitsminister und Kollege Dr. 
Rösler wurde in der Leipziger Volkszeitung zitiert, „die 
wichtigste Herausforderung in der gesamten Gesund-
heitspolitik“ sei die „Bekämpfung des Ärztemangels auf 
dem Land“ (LVZ 2.3.10). Sind also zu wenige Ärzte das 
Problem ?
Was ist ein „Ärztemangel“ ? Ökonomisch ausgedrückt 
bedeutet Ärztemangel, dass der Nachfrage nach ärztli-
cher Leistung seitens der Patienten ein ungenügendes 
Angebot gegenüber steht. Weniger volkswirtschaftlich 
verkleistert hieße das: Dem Bedürfnis nach ärztlichem 
Rat und Beistand stehen nicht genug Ärzte gegenüber. 
Betrachtet man dieses Verhältnis nicht von der Angebots-
seite sondern mal von der Seite der Nachfrage, stellt sich 
zwangsläufig die Frage: Bedarf die Befriedigung der Pati-
entenbedürfnisse immer der Expertise des Arztes ? Aus 
Sicht der Bilanz wären neben Umfang und Bereitstellung 
des Angebots auch Umfang und Zustandekommen der 
Nachfrage zu beleuchten.

Ich gehe grundsätzlich davon aus, dass niemand in meine 
Sprechstunde kommt, weil er lange Weile, eine kalte 
Wohnung oder Lust auf mich hat. Was also treibt die 
Patienten in die Praxis ? Krankheit, sollte man meinen. 
Meist ist dies auch so. Was aber trieb z.B. am 1. Oktober 
2007 11,75 % der bundesdeutschen Bevölkerung zum 
Arzt ? Jeden neunten Bundesbürger? Die Zahl stammt aus 
dem „GEK-Report ambulant-ärztliche Versorgung 2008“. 
Alle krank ?  Nein. Der 1. Oktober war ein Montag. Das 
ist der Wochentag, an dem per se die meisten ambulan-
ten Konsultationen stattfinden. Daran ließe sich allenfalls 
etwas ändern, wenn man den Samstag und den Sonntag 

Ärztemangel ! - Ärztemangel ?

Briefe, die uns 
erreichten

zu regulären Sprechtagen gestaltete. Ich möchte das 
nicht. Dieser Tag ist aber auch Quartalsanfang. Quartals-
anfang ? Ist das ein Naturgesetz ?  Ist es unabänderlich, 
dass Überweisungen über Nacht ihre Gültigkeit verlie-
ren? Ist das Quartal als Bezugsgröße ärztlicher Tätigkeit 
unumstößlich ? Ist es nicht. Man stelle sich vor, alle Pati-
enten, die eine neue Überweisung brauchen, weil die 
alte an der Quartalsgrenze ungültig wurde, blieben zu 
Hause, weil die alte Überweisung plötzlich doch noch 
gelten würde.

Bleiben wir beim Montag. Mehrere Patienten suchen die 
Praxis auf, weil sie für den Arbeitgeber eine Bescheini-
gung benötigen, mit der bestätigt wird, dass wegen 
Krankheit der Erwerbstätigkeit nicht nachgegangen wer-
den kann. Ärztliche Expertise ist entbehrlich, man hat 
sich in der Apotheke schon eingedeckt.  Im Schulalter 
mag es sinnvoll sein, Entschuldigungen zu schreiben. 
Aber bei Erwachsenen ? Können die nicht selber für sich 
sprechen ? Im Entgeltfortzahlungsgesetz (§5(1) EntgFG) ist 
eine Bescheinigung erst gefordert, wenn die Krankheit 
länger als drei Kalendertage dauert. Allerdings steht dort 
auch, dass der Arbeitgeber die Bescheinigung früher ver-
langen kann. Per Gesetz werden auf diesem Wege mün-
dige Erwachsene zu unmündigen Kindern, denen vom 
Gesetzgeber pauschal Faulheit und Betrugswillen unter-
stellt werden. 
Wie viele Kontakte blieben aus, würde die Bescheini-
gung der Arbeitsunfähigkeit anders geregelt ?

Nun zum gewichtigsten Grund für  volle Wartezimmer 
und lange Wartezeiten: Die fallzahlabhängige Vergü-
tung. Das „Regel-Leistungs-Volumen“ ergibt sich als Pro-
dukt aus Fallwert und Fallzahl. Bei Hausärzten macht 
dieses „RLV“ 80-90 % des Kassenumsatzes aus. Nach der 
genannten Formel ist bei zentral vorgegebenem Fallwert 
der Umsatz nur über die Fallzahl zu steuern. Kurz: Viele 
Fälle = hoher Umsatz. Wenige Fälle = niedriger Umsatz. 
So entsteht ein katastrophaler Sachzwang zu möglichst 
hoher Patientenzahl. Dass bei steigender Zahl von Pati-
enten die verfügbare Zeit pro Patient sinkt, sieht vorder-
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gründig nach Binsenweisheit aus. Im Kern bedeutet dies, 
dass schon durch die Honorarverteilung Qualität verhin-
dert wird. Fließband ist angesagt, um wirtschaftlich sinn-
voll arbeiten zu können. Hier und da reibt man sich die 
Hände, wenn ein Kollege ohne Nachfolge aufhört, ver-
spricht dies doch einen Fallzahl- und somit Honorarzu-
wachs. 
Interessant wäre es, zu untersuchen, wie viele Über- und 
Einweisungen z.B. pro 100 Patienten pro Jahr in Abhän-
gigkeit von der Fallzahl der Praxis ausgestellt werden. 
Meine Hypothese: Je größer die Praxis, desto höher die 
Rate an Über- und Einweisungen. Wo die Zeit zum 
Gespräch und für die ärztliche Untersuchung fehlt, kann  
die eigentliche Medizin nur noch zum Facharzt oder ins 
Krankenhaus ausgelagert werden. Fehlende Untersu-
chungen dazu (Darstellung von Überweisungen und Ein-
weisungen in Abhängigkeit von der Praxisgröße/Fallzahl) 
lassen auf mangelndes Interesse bei Kassen und Selbst-
verwaltung schließen. Die Infragestellung althergebrach-
ter Gewissheiten gehört offenbar nicht zu den Kernkom-
petenzen der Verantwortlichen in „Selbstverwaltung“ 
und Politik.

Wie viele Kontakte würden wegfallen, wenn Patienten 
nicht immer wieder zu „Kontrollen“ und aus administra-
tiven Gründen einbestellt würden, am besten über Quar-
talsgrenzen hinweg ? Wie viele Überweisungen blieben 
ungeschrieben, wenn sich Arzt und Ärztin selbst ein Bild 
gemacht hätten?
Zurück zur Ausgangsüberlegung: Derzeit stehen einer 
großen Nachfrage nach ärztlicher Expertise scheinbar zu 
wenige Ärzte gegenüber. Betrachtet man die Nachfrage 
und ihr Zustandekommen, erhält die Vermutung Nah-
rung, dass der Mangel an Ärzten ein relativer ist und 
durch medizinisch nicht begründete Nachfrage zu Stande 
kommt. Wie ließe sich die Nachfrage reduzieren?

•	 Die Problematik mit den Arbeitsunfähigkeitsbeschei-
nigungen könnte zumindest teilweise entschärft wer-
den, wenn der Arbeitgeber diese eben nicht laut 
EntgFG früher verlangen könnte.

•	 Das Quartal als Bezugsgröße gehört abgeschafft.
•	 Kassen können nicht mehr nach Lust und Laune  

„Arztanfragen“ absondern.
•	 Die Vergütung ärztlicher Leistung sollte weg von einer 

fallzahlbezogenen  hin zu einer populationsbezoge-
nen Vergütung entwickelt werden. (Capitation, Ein-
schreibemodell)

Besondere Aufmerksamkeit verdient der letzte Punkt, der 
besonders für die Primärversorgung durch Hausärzte 
bedeutsam ist. Hierzu wurde bereits im Sondergutachten 
2009 des „Sachverständigenrates zur Begutachtung der 
Entwicklung im Gesundheitswesen“ (kurz: SVR Gesund-
heit) ausführlich Stellung genommen. Insbesondere mit 
den Thesen 168 bis 195 wird durchaus detailliert ein 
mögliches Szenario gezeichnet. Erstaunlich in diesem 
Zusammenhang ist die  vollständige Ignoranz seitens der 
Politik gegenüber solchen wissenschaftlich begründeten 
Vorschlägen. Sogar Strategien für die in Sachsen-Anhalt 
reichlich vorhandenen ländlichen, „strukturschwachen“ 
Gebiete werden erörtert. Erinnert sei zudem an den Bei-
trag von A. Klement, Uni Halle, im Ärzteblatt 7/2009. 
Allein: Die Politik kümmert es nicht. Man weiß es dort 
auch viel besser, wie das aktuelle Positionspapier der 
CDU-Bundestagsfraktion (Spahn, Henke, Koschorrek) 
zeigt. Nach diesem Dokument der Ignoranz und der 
Kenntnislosigkeit sollen die Kassenärzte mit einem Pro-
zent der Gesamtvergütung, also von ihrem Kassenum-
satz, den „Ärztemangel“ beheben helfen. Anders ausge-
drückt: Die niedergelassenen Ärzte sollen die Folgen von 
20 Jahren verfehlter Politik aus ihrer Tasche bezahlen. Da 
ein nennenswerter Widerstand aus der deutschen Ärzte-
schaft nicht zu erwarten ist, wird es wohl genau so kom-
men. 
Es sei denn, Sachverstand, z.B. in Form des SVR Gesund-
heit und seiner Gutachten, hält Einzug in die Politik.

Man wird ja noch träumen dürfen.

Dr. med. Ilja Karl
Hausarzt

06126 Halle 
Weststraße 3
Telefon: 0345  691 93-0
E-Mail:  halle@BUST.de

39108 Magdeburg 
Maxim-Gorki-Straße 38
Telefon: 0391  735 51-0
E-Mail:  magdeburg@BUST.de

Internet:  www.BUST.de

Steuerberatung
für Ärzte

· Fachbezogene Steuerberatung

 für Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte

· Existenzgründungsberatung, Finanzberatung

 und betriebswirtschaftliche Beratung

· Statistische, zeitnahe Vergleichszahlen 

 der ärztlichen Fachbereiche
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Müssen wir den Fortschritt der Tech-
nologien, die Veränderungen unse-
rer Umwelt, die Globalisierung und 
ihre Folgen nur erleiden oder tun wir 
nicht besser daran, sie zu gestalten, 
einen Wandel in uns selbst schöpfe-
risch  herbeizuführen? Das sei eine 
Schlüsselfrage unserer Zeit!
„Ein Gespenst geht um in Europa, in 
Amerika und längst auch in der gan-
zen Welt. Es ist das Gespenst der 
kreativen Gesellschaft. Viele Mächte 
des alten Denkens haben sich dage-
gen verbündet. Die Medien, die nur 
an Krawall und Negativität interes-
siert sind. Die alten und die jungen 

Ideologien, die wieder vom Haupt-
widerspruch träumen und vom Klas-
senkampf à la 19. Jahrhundert. Die 
Reaktionäre und Kurzdenker aller 
Lager, die Vertreter der alten indust-
riellen Interessen, die immer noch in 
den gleichen Kategorien denken wie 
im Zeitalter der großen Maschine.“

So lautet, nur äußerlich im Duktus 
des Kommunistischen  Manifests von 
1848, die Einleitung  zum Kreativen 
Manifest des Matthias Horx, eines 
profilierten und einflussreichen 
Zukunftsforschers, Gründers des 
Zukunftsinstituts bei Frankfurt mit 
Ableger in Wien.  Er ist von Haus aus 
Publizist und vertritt die intellektuell 
schon fast anrüchige These, dass die 
Welt nicht schlechter wird. Sie müsse 
nur den inneren Wandel vollziehen, 
sich nicht ausschließlich den äuße-
ren Veränderungen unterwerfen.  In 
den vorliegenden, schwungvoll for-
mulierten Texten spricht er vom 
rasenden Wandel der Globalisie-
rung, vom Verlust von Gewissheiten 
und Sicherheit bzw. der beklemmen-
den Angst davor. Er schlägt in zehn 
Kapiteln den Bogen von den Jäger- 
und Sammlerkulturen bis in die kom-
plexe Welt von heute, beschreibt 
Scheitern und Bewältigen. Sehr 
anschaulich schildert er vor dem 
Hintergrund der Erkenntnisse moder-
ner Psychologie,  Neurowissenschaf-
ten und Glücksforschung,  wie für 

die kreative Gesellschaft so ein Wan-
del zur Chance werden kann, wel-
che Rollen Krisen dabei spielen, 
warum Reichtum nicht den Wandel 
erzeugen kann und was überhaupt 
Zukunft ausmacht. Wer Wirtschafts-
krisen abschaffen will, eliminiert die 
Wirtschaft selbst, so eine seiner The-
sen. Jammern? Eine verlässliche Bar-
riere gegen den Wandel und seine 
Zumutungen! Menschen sind von 
der Evolution her zum Überleben 
veranlagt worden. Wir haben nichts 
zu verlieren  als unsere Langeweile, 
unseren Überdruss und unseren Pes-
simismus!
Das Buch strahlt den festen Glauben 
an den Wandel aus. Nicht umsonst 
begäben sich so viele Leute auf Pil-
gerwege.  Yes, we can!  Es liest sich 
flüssig im Stück, bietet so manchen 
Denkanstoß und erfreut  mit diesem 
oder jenem starken Ausdruck. Ein 
umfangreicher Anhang bezieht sich 
auf Anmerkungen, verwendete Lite-
ratur und genannte Namen, Baron 
Münchhausen, Hitler und Stalin ein-
geschlossen.
Matthias Horx zog am 27. März d. J. 
als Redner des traditionsreichen jähr-
lichen Karlsruher Vortrags, initiiert 
von der Akademie für Zahnärztliche 
Fortbildung Karlsruhe, ca 1400 gela-
dene Zuhörer in seinen Bann, ein 
Erlebnis der besonderen Art.

A. Erle, Karlsruhe/Magdeburg

Für Sie gelesen

Matthias Horx. Das Buch des Wandels. 
Wie Menschen Zukunft gestalten 

Deutsche Verlagsanstalt, München 2009, gebunden in Karton m. Schutzumschl. im Oktavformat, 
ISBN 378-3-421-04433-4, 381 S., 26 sw-Abb., € 22,95
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Ferdinand von Schirach.  
Verbrechen.  Stories.

Piper Verlag München 2009, ISBN 378-3-492-05362-4,  geb. m. Schutzumschlag, 
Oktavformat, 205 S., € 16,99

Kurze Titel, lakonische Sätze, über-
sichtliche Texte – so könnte man das 
literarische Erstlingswerk des Juristen 
Ferdinand von Schirach unter forma-
lem Blickwinkel kennzeichnen.
Dieser, ein prominenter und erfolg-
reicher Strafverteidiger, nicht nur 
von Prominenten und Erfolgreichen, 
schöpft aus dem Vollen seiner 
Berufspraxis, legt aus dem Stoff ein-
zelner bemerkenswerter Taten seiner 
Mandanten Geschichten frei, arbei-
tet sie zur Lesbarkeit auf und stellt sie 
ins Netz des Büchermarktes. Dort 
steht sein Buch an der Spitze der am 
häufigsten ins Ausland verkauften 
Debüts.
Verteidiger seien nur Bremser am 
Wagen der Gerechtigkeit, sagt der 
Polizeibeamte zum Richter. Ein 
Wagen ohne Bremsen tauge nichts, 
antwortet dieser. Der Autor weiß, 
dass die Wirklichkeit,  von der wir 
sprechen, nicht die Wirklichkeit an 
sich ist, wie sich Werner Heisenberg 
einmal ausdrückte.  So ist es v. Schi-
rach eben ein Anliegen,  ganz andere 
Facetten von Tätern, Angeklagten 
oder Verdächtigten  aufzuzeigen, als 
die Öffentlichkeit gewohnt ist, wahr-
zunehmen. Daraus werden 
Geschichten, in denen Dialoge keine 
Rolle spielen, die aber die zwischen-
menschlichen Beziehungen trotz-
dem deutlich zeichnen wie auch die 
Motive und Interna der Verbrechen. 
Mitunter wirbt er geradezu für Ver-

ständnis, nicht so sehr für den Ange-
klagten sondern mehr noch für unpo-
puläre Ausgänge von Prozessen.  Die 
Natur der Geschichten bietet vielfä-
tige Möglichkeiten für  Pointen und 
Verblüffungen in den Texten. Da 
erschlägt der gutsituierte Arzt i. R. 
nach vierzigjährigem Martyrium 
durch die hassende Ehefrau dieselbe 
mit  seiner Hobbygärtneraxt und zer-
hackt sie auch noch, um sich dann 
sofort der Polizei zu stellen, barfuß 
und im guten Anzug. Da wird eine 
überaus wertvolle Teeschale Auslö-
ser der Selbstvernichtung einer gan-
zen Verbrecherkette. Ein reicher 
Immobilienmann, der Kindheit für 
verschwendete Zeit hält, induziert 
den Tod seiner erwachsenen Kinder.  
Gelangweilte Gewaltbereite atta-
ckieren auf nächtlichem Bahnsteig 
einen einsamen Reisenden  mit Mes-
ser und Baseballschläger. Beide 
überleben es nur Sekunden, ohne 
Schusswaffeneinsatz. Der Angegrif-
fene gibt seine Identität  vor Polizei 
und Richter nicht preis, redet kein 
Wort, kommt so in Freiheit und hin-
terlässt ein großes Fragezeichen. Da 
beginnt ein Jüngling, an seinem 
geliebten Mädchen mit dem Messer 
herumzuschneiden. Der fluchtartige 
Abbruch der Beziehung rettet ihr 
wahrscheinlich das Leben, nicht 
aber später einer anderen Frau.
Die Geschichten sind unheimlich 
und spektakulär, auch wenn der 

Autor sie nicht auf den Boulevard 
loslässt. Deshalb erscheint Ihre  Ein-
ordnung unter Stories  fast etwas 
daneben. Dafür ist zuviel authenti-
sches Schicksal im Spiel. Und so 
manche sachliche Information zum 
Strafprozess ist eingefügt. Letzteres 
tut der Spannung bei der Lektüre kei-
nen Abbruch. Man verschlingt das 
Büchlein, das nun schon zwölf mal 
aufgelegt werden konnte.
Übrigens, Ferdinand von Schirach ist 
Nachfahre eines Adelsgeschlechts 
mit Wurzeln in der Lausitz und war 
evangelischer Jesuitenschüler in St. 
Blasien. Sein Großvater hieß Baldur. 

F.T.A. Erle, Magdeburg
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Planungsbereich Altmarkkreis Salzwedel
Fachgruppen: Chirurgen, fachärztlich tätige Internisten, Frauenärzte, 
HNO-Ärzte, Hautärzte, Kinderärzte, Nervenärzte, Orthopäden, Psy-
chotherapeuten, Radiologen, Urologen

Planungsbereich Anhalt-Zerbst
Fachgruppen: Anästhesisten, Chirurgen, fachärztlich tätige Internisten, 
Frauenärzte, HNO-Ärzte, Hautärzte, Kinderärzte, Nervenärzte, Ortho-
päden, Psychotherapeuten, Radiologen, Urologen

Planungsbereich Aschersleben-Staßfurt
Fachgruppen: Anästhesisten, Augenärzte, Chirurgen, fachärztlich tä-
tige Internisten, Frauenärzte, HNO-Ärzte, Orthopäden, Psychothera-
peuten, Radiologen, Urologen

Planungsbereich Bernburg
Fachgruppen: Chirurgen, fachärztlich tätige Internisten, HNO-Ärzte, 
Hautärzte, Kinderärzte, Nervenärzte, Orthopäden, Psychotherapeu-
ten, Radiologen, Urologen

Planungsbereich Bördekreis
Fachgruppen: Anästhesisten, Augenärzte, Chirurgen, fachärztlich tä-
tige Internisten, Frauenärzte, HNO-Ärzte, Kinderärzte, Orthopäden, 
Psychotherapeuten, Radiologen

Planungsbereich Burgenlandkreis
Fachgruppen: Anästhesisten, Augenärzte, Chirurgen, fachärztlich täti-
ge Internisten, Frauenärzte, HNO-Ärzte, Hautärzte, Kinderärzte, Ner-
venärzte, Orthopäden, Psychotherapeuten, Radiologen, Urologen

Planungsbereich Dessau, Stadt / Bitterfeld
Fachgruppen: Anästhesisten, Augenärzte, Chirurgen, fachärztlich täti-
ge Internisten, Frauenärzte, HNO-Ärzte, Hautärzte, Kinderärzte, Ner-
venärzte, Orthopäden, Psychotherapeuten, Radiologen, Urologen

Planungsbereich Halberstadt
Fachgruppen: Anästhesisten, Augenärzte, Chirurgen, fachärztlich täti-
ge Internisten, Frauenärzte, HNO-Ärzte, Hautärzte, Kinderärzte, Ner-
venärzte, Orthopäden, Psychotherapeuten, Radiologen, Urologen

Planungsbereich Halle
Fachgruppen: Anästhesisten, Augenärzte, Chirurgen, fachärztlich tä-
tige Internisten, Frauenärzte, HNO-Ärzte, Hautärzte, Kinderärzte, 
Nervenärzte, Orthopäden, Psychotherapeuten, Radiologen, Urologen, 
Hausärzte

Planungsbereich Jerichower Land
Fachgruppen: Anästhesisten, Chirurgen, fachärztlich tätige Internisten, 
Frauenärzte, HNO-Ärzte, Hautärzte, Kinderärzte, Nervenärzte, Ortho-
päden, Psychotherapeuten, Radiologen, Urologen

Planungsbereich Köthen
Fachgruppen: Anästhesisten, Augenärzte, Chirurgen, fachärztlich täti-
ge Internisten, Frauenärzte, Hautärzte, Kinderärzte, Orthopäden, Psy-
chotherapeuten, Radiologen, Urologen

Planungsbereich Magdeburg
Fachgruppen: Anästhesisten, Augenärzte, Chirurgen, fachärztlich täti-
ge Internisten, Frauenärzte, HNO-Ärzte, Hautärzte, Kinderärzte, Ner-
venärzte, Orthopäden, Radiologen, Urologen

1. Der Landesausschuss der Ärzte und Krankenkassen in Sachsen-
Anhalt hat am 16.03.2010 gemäß § 103 Abs. 1 SGB V in folgenden 
Planungsbereichen (identisch mit den jeweiligen Landkreisen und 
kreisfreien Städten per 30.06.2007) und bei folgenden Fachgruppen 
eine Überversorgung festgestellt und deshalb bzw. aufgrund seines 
Beschlusses vom 06.10.2005 Zulassungsbeschränkungen angeordnet:

Planungsbereich Mansfelder Land
Fachgruppen: Anästhesisten, Augenärzte, Chirurgen, fachärztlich tä-
tige Internisten, Frauenärzte, HNO-Ärzte, Kinderärzte, Nervenärzte, 
Orthopäden, Psychotherapeuten, Radiologen, Urologen

Planungsbereich Merseburg-Querfurt
Fachgruppen: Anästhesisten, Augenärzte, Chirurgen, fachärztlich täti-
ge Internisten, Frauenärzte, HNO-Ärzte, Hautärzte, Kinderärzte, Ner-
venärzte, Orthopäden, Psychotherapeuten, Radiologen, Urologen

Planungsbereich Ohrekreis
Fachgruppen: Anästhesisten, Augenärzte, Chirurgen, fachärztlich tä-
tige Internisten, Frauenärzte, HNO-Ärzte, Kinderärzte, Nervenärzte, 
Orthopäden, Psychotherapeuten, Radiologen, Urologen

Planungsbereich Quedlinburg
Fachgruppen: Anästhesisten, Augenärzte, Chirurgen, fachärztlich täti-
ge Internisten, Frauenärzte, HNO-Ärzte, Hautärzte, Kinderärzte, Ner-
venärzte, Orthopäden, Psychotherapeuten, Radiologen, Urologen

Planungsbereich Saalkreis
Fachgruppen: Anästhesisten, Augenärzte, Chirurgen, fachärztlich täti-
ge Internisten, Frauenärzte, Hautärzte, Orthopäden, Psychotherapeu-
ten, Radiologen, Urologen

Planungsbereich Sangerhausen
Fachgruppen: Anästhesisten, Augenärzte, Chirurgen, fachärztlich tä-
tige Internisten, Frauenärzte, HNO-Ärzte, Hautärzte, Kinderärzte, Or-
thopäden, Psychotherapeuten, Radiologen, Urologen

Planungsbereich Schönebeck
Fachgruppen: Anästhesisten, Augenärzte, Chirurgen, fachärztlich täti-
ge Internisten, HNO-Ärzte, Hautärzte, Kinderärzte, Orthopäden, Psy-
chotherapeuten, Radiologen, Urologen, Hausärzte

Planungsbereich Stendal
Fachgruppen: Augenärzte, Chirurgen, fachärztlich tätige Internisten, 
Frauenärzte, HNO-Ärzte, Hautärzte, Kinderärzte, Nervenärzte, Ortho-
päden, Psychotherapeuten, Radiologen, Urologen

Planungsbereich Weißenfels
Fachgruppen: Anästhesisten, Augenärzte, Chirurgen, fachärztlich tä-
tige Internisten, Frauenärzte, HNO-Ärzte, Hautärzte, Kinderärzte, 
Nervenärzte, Orthopäden, Psychotherapeuten, Radiologen, Urologen, 
Hausärzte

Planungsbereich Wernigerode
Fachgruppen: Anästhesisten, Augenärzte, Chirurgen, fachärztlich täti-
ge Internisten, Frauenärzte, HNO-Ärzte, Hautärzte, Kinderärzte, Ner-
venärzte, Orthopäden, Psychotherapeuten, Radiologen, Urologen

Planungsbereich Wittenberg
Fachgruppen: Anästhesisten, Augenärzte, Chirurgen, fachärztlich täti-
ge Internisten, Frauenärzte, HNO-Ärzte, Hautärzte, Kinderärzte, Ner-
venärzte, Orthopäden, Psychotherapeuten, Radiologen, Urologen

Bedarfsplanung in der vertragsärztlichen Versorgung 
(180. Fortschreibung)

2. Der Landesausschuss der Ärzte und Krankenkassen in Sachsen-
Anhalt hat am 16.03.2010 gemäß § 103 Abs. 3 SGB V in folgenden 
Planungsbereichen und bei folgenden Fachgruppen keine Überver-
sorgung mehr festgestellt und deshalb die folgenden Planungsberei-
che für die betreffenden Fachgruppen entsperrt:

Planungsbereich:	 Altmarkkreis Salzwedel
Fachgruppe:	 Anästhesisten

Planungsbereich:	 Magdeburg
Fachgruppe:	 Hausärzte
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Die Entsperrung erfolgt gemäß § 23 der Bedarfsplanungs-Richtlinie-Ärzte 
mit der Auflage an die Zulassungsgremien, dass im Planungsbereich Alt-
markkreis Salzwedel, Fachgruppe Anästhesisten, und im Planungsbereich 
Magdeburg, Fachgruppe Hausärzte, je nur eine Zulassung erfolgen darf. 
Über die Beendigung bestehender Zulassungs- und Leistungsbeschränkun-
gen von Job-Sharing-Gemeinschaftspartnern und die Beendigung beste-
hender Leistungsbegrenzungen bei im Job-Sharing-Verfahren angestellten 
Ärzten ist unter Berücksichtigung der sich aus § 23 Absätze 2, 2a und 4 
Bedarfsplanungsrichtlinie-Ärzte ergebenden Reihenfolge - beginnend mit 
der ältesten hierzu ergangenen Entscheidung - von Amts wegen bis zur 
Ausschöpfung der nach Satz 1 möglichen Anzahl von Zulassungen vorran-
gig vor Anträgen auf (Neu)Zulassung zu entscheiden. 
Da bei Hausärzten in Magdeburg ein Jobsharingverhältnis besteht, dass 
einer halben Zulassung entspricht, kann nur im Planungsbereich Altmark-
kreis Salzwedel, Fachgruppe Anästhesisten, eine neue Zulassung erfolgen. 
Unter mehreren Bewerbern haben die Zulassungsgremien nach pflichtge-
mäßem Ermessen unter Berücksichtigung der beruflichen Eignung, der 
Dauer der bisherigen ärztlichen Tätigkeit, dem Approbationsalter und der 
Dauer der Eintragung in die Warteliste gem. § 103 Abs. 5 Satz 1 SGB V zu 
entscheiden. Bei der Auswahl unter mehreren geeigneten Bewerbern soll 
die räumliche Wahl des Vertragsarztsitzes und ihre Beurteilung in Hinblick 
auf die bestmögliche Versorgung der Versicherten berücksichtigt werden. 
Über Zulassungsanträge (vollständig, mit den erforderlichen Unterlagen 
nach § 18 Ärzte-ZV) entscheidet das Zulassungsgremium erstmalig nach 
Ablauf der Bewerbungsfrist vom 06.04.2010 bis zum 26.05.2010. Zulas-
sungsanträge und die  erforderlichen Unterlagen nach § 18 Ärzte-ZV sind 
bei der Geschäftsstelle des Zulassungsausschusses Sachsen-Anhalt, Doc-
tor-Eisenbart-Ring 2, 39120 Magdeburg einzureichen.

Bedarfsplanung Psychotherapeuten
Auf Grund der von den übrigen Fachgruppen abweichenden Berück-
sichtigung der Psychotherapeuten in der Bedarfsplanung hat der Lan-
desausschuss trotz Anordnung von Zulassungsbeschränkungen für die 
Fachgruppe der Psychotherapeuten am 16.03.2010 folgende Zulas-
sungsmöglichkeiten festgestellt:

Altmarkkreis Salzwedel 2

Anhalt-Zerbst 1 1

Aschersleben-Staßfurt 3 2

Bernburg 2

Bördekreis 2

Burgenlandkreis 2

Dessau-Bitterfeld 5

Halberstadt 1 1

Halle (Salle) 1

Jerichower Land 2

Köthen 2 2

Mansfelder Land 2

Merseburg-Querfurt 4

Ohrekreis 1 2

Quedlinburg 1

Saalkreis 2 1

Sangerhausen 1 1

Schönebeck 3 2

Stendal 2

Weißenfels 3 2

Wernigerode 1

Wittenberg 2

Planungsbereich Anzahl ärztliche 
Psychotherapeuten

Anzahl nur Kinder und 
Jugendliche betreuende 
Psychotherapeuten

Aktualisierung der ehemaligen Aufhebungsbeschlüsse

Planungsbereich Burgenlandkreis
Fachgruppe: Hausärzte

Der Aufhebungsbeschluss der 124. Fortschreibung wird dahinge-
hend geändert, dass nunmehr dreizehn Zulassungen erfolgen kön-
nen.

Bei Rückfragen wenden Sie sich bitte an die Geschäftsstelle des 
Landesausschusses der Ärzte und Krankenkassen Sachsen-Anhalt im 
Hause der
Kassenärztlichen Vereinigung Sachsen-Anhalt
Postfach 1664
39006 Magdeburg
Telefon (0391) 6276463
Fax: (0391) 6278459.

Über Zulassungsanträge (vollständig, mit den erforderlichen Unterlagen 
nach § 18 Ärzte-ZV), die die mit diesem Beschluss neu eröffnete Zulas-
sungsmöglichkeit für ärztliche Psychotherapeuten in Halle  betreffen, 
entscheidet das Zulassungsgremium erstmalig nach Ablauf der Bewer-
bungsfrist vom 06.04.2010 bis zum 26.05.2010. Mangels bestehender 
Jobsharingverhältnisse kann im Planungsbereich Halle (Saale) nur ein 
ärztlicher Psychotherapeut neu zugelassen werden. Unter mehreren 
Bewerbern haben die Zulassungsgremien nach pflichtgemäßem Ermes-
sen unter Berücksichtigung der beruflichen Eignung, der Dauer der 
bisherigen psychotherapeutischen Tätigkeit, dem Approbationsalter 
und der Dauer der Eintragung in die Warteliste gem. § 103 Abs. 5 Satz 
1 SGB V zu entscheiden. Bei der Auswahl unter mehreren geeigneten 
Bewerbern soll die räumliche Wahl des Vertragsarztsitzes und ihre 
Beurteilung in Hinblick auf die bestmögliche Versorgung der Versicher-
ten berücksichtigt werden. Zulassungsanträge und die  erforderlichen 
Unterlagen nach § 18 Ärzte-ZV sind bei der Geschäftsstelle des Zulas-
sungsausschusses Sachsen-Anhalt, Doctor-Eisenbart-Ring 2, 39120 
Magdeburg einzureichen.	
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Ausstellung 

Was ist schön?
27. März 2010– 2. Januar 2011
Deutsches Hygiene-Museum

Informationen

Ausstellungsort
Deutsches Hygiene-Museum
Lingnerplatz 1
01069 Dresden

www.dhmd.de
service@dhmd.de
Tel.: 0351 - 4846-400

Öffnungszeiten
Dienstag bis Sonntag
Feiertage 10 - 18 Uhr
geschlossen am: 1. Januar,
24. und 25. Dezember

Eintrittspreise
7 Euro, ermäßigt 3 Euro
Kinder und Jugendliche bis
16 Jahre frei

Die Ausstellung „Was ist SCHÖN?“ 
präsentiert eine kritische Bestands-
aufnahme des heutigen Schönheits-
diskurses. Bis zum 2. Januar 2011 
zeugen knapp 280 Exponate, darun-
ter Leihgaben aus aller Welt, vom 
Drang der Menschheit nach Schön-
heit und Versuchen, ein Ideal festzu-
schreiben und zu erreichen. Die 
Ausstellung zeigt, welche Themenbe
reiche die Auseinandersetzung mit 
Schönheit heute prägen: Können die 
traditionellen ästhetischen Konzepte 
überhaupt noch Geltung beanspru-
chen? Welchen Einfluss nehmen bei-
spielsweise die Mode und die 
Medien auf die ästhetischen Vorlie-
ben? Welche Rolle spielen evoluti-
onsbiologisch bedingte Vorprägun-
gen bei unseren ästhetischen 
Urteilen? Welche Selbstbilder sind 
wirksam, wenn heute der Körper 
zunehmend zum Objekt von Schön-
heitstechniken wird? Wie und warum 
entscheidet Schönheit auch über den 
gesellschaftlichen Erfolg? Können 
Forschungszweige wie Neurologie 
oder Psychologie neue Antworten 
geben und Schönheit quasi wissen-
schaftlich objektiv beschreiben?

Schönheit ist zu einem allgegenwär-
tigen Thema unserer Lebensführung 
geworden - als verführerisches Ver-
sprechen oder aber als unerreichba-
rer Wunschtraum. Bis weit ins 20. 
Jahrhundert hinein glaubte die Kunst-
wissenschaft noch daran, Schönheit 
in einem System ästhetischer Katego-
rien definieren zu können. Heute 
hingegen löst sich das Schöne in eine 
bunte und widersprüchliche Vielfalt 
von kollektiven Vorstellungen und 
individuellen Praktiken auf. Dieser 
Befund steht im Widerspruch zu der 

verbreiteten Vorstellung, dass durch 
die Macht der Medien ein verbindli-
ches Ideal von Schönheit diktieren 
würde. Die Ausstellung kommt dage-
gen zu einem ganz anderen Schluss: 
Schönheit wird heute von den meis-
ten Menschen als Differenz und Plu-
ralität gelebt.

Besonders intensiv wird diese Viel-
schichtigkeit des Schönheitsdiskur-
ses heute in der Bildenden Kunst 
reflektiert. Zahlreiche Arbeiten zeit-
genössischer Künstler bereichern 
darum die Ausstellung mit ihren ganz 
eigenen Perspektiven und Positio-
nen.

WAS IST SCHÖN? 
Angesichts einer alle Aspekte unserer 
Lebenswelt erfassenden Ästhetisie-
rung liegt die Befassung mit dem 
Thema Schönheit auf der Hand. 
Waren es bis zum Anfang des 20. 
Jahrhunderts vor allem die bildenden 
Künste, die Geisteswissenschaften 
und insbesondere die Philosophie, 
die das Schöne erkundeten und zu 
erklären versuchten, begegnet es uns 
heute überall – in den Medien, im 
Fitness-Studio, im Designer-Shop. 
Auf der einen Seite blüht das Geschäft 
mit der Schönheit, und auf der ande-
ren Seite finden sich Ansätze zu ihrer 
Erklärung in zahlreichen Wissen-
schaftsdisziplinen.
Die Ausstellung möchte die viel-
schichtige Rolle von Schönheit in der 
Gegenwart erkunden - ergänzt um 
einige wichtige kulturhistorischen 
Rückblicke. Statt einer Präsentation 
universeller Maßstäbe von Schönheit 
oder einer Darstellung großer kultu-
reller Traditionen, fragt die Ausstel-
lung kritisch danach, welche The-
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men den Diskurs über Schönheit 
heute prägen. Welche Funktion hat 
Schönheit heute? Was ist ein Schön-
heitsideal, und wie sind diese ent-
standen? Wie wird Schönheit eigent-
lich gemacht? Kann ein neuer 
Forschungszweig wie Neuroästhetik 
Antworten geben und Schönheit wis-
senschaftlich objektiv beschreiben? 

Ein Bereich der Sonderausstellung 
beschäftigt sich mit dem Themen-
komplex der Plastischen Chirurgie 
sowie Hormon- und Botoxbehand-
lungen. Eine Statistik gibt Auskunft 
über die wichtigsten Schönheitsope-
rationen, die seit 2004 durchgeführt 
werden. Danach unterziehen sich 
deutschlandweit jährlich bis zu 
800.000 Frauen und zunehmend 
auch Männer solchen Operationen.
Von Auswüchsen des Schönheits-

wahns zeugen Fotos und Interviews 
mit Schönheitschirurgen.
Die Inhalte der Ausstellung werden 
in inszenierten, atmosphärisch dich-
ten Erfahrungsräumen mit authenti-
schen Objekten und Originaldoku-
menten als Geschichten im Raum 
erzählt. Sinnliches Vergnügen wird 
von Momenten der Reflexion abge-
löst. So wechseln sowohl die opti-
schen Eindrücke als auch die Her-
ausforderungen an das Publikum 
zwischen einer mehr intellektuellen 
und einer eher spielerischen Anspra-
che. Klischees und deren Hinterfra-
gung, Erwartbares und Überraschen-
des bilden ein kontrastreiches 
Miteinander.

So werden die Besucher in dieser 
Ausstellung erfahren können, wie 
Schönheit als gesellschaftliches und 

Exactitudes; 109. Les filles du 7eme - Paris 2008 
© Ari Versluis & Ellie Uyttenbroek - Exactitudes / 
PiArt agency

Das niederländische Künstlerduo dokumentiert seit 
mehreren Jahren weltweit die multikulturelle Gesell-
schaft.  
In seinen Gruppenporträts macht es deutlich, dass 
jeder Einzelne versucht, sich individuell darzustellen, 
um sich abzugrenzen und sich dabei gleichzeitig ein-
ordnet

Brigitte Bardot als französische 
„Marianne“; Gipsbüste von Alain 
Aslan, 1969. © ullstein bild

individuelles Phänomen entsteht 
und wie sie die Menschen dazu 
motiviert, ihre Leben zu formen. 

Schönheit verkörpert nichts Absolu-
tes und nichts Ewiges, sondern ist 
immer zeitlich und epochal gebun-
den. Die moderne Szenografie und 
Architektur der Ausstellung, die von 
einem Gestalterteam aus der Film-
branche entwickelt wurde, ermög-
licht es, das Thema Schönheit einem 
breiten Publikum und besonders jun-
gen Menschen nahezubringen.

Die Ausstellung hat fünf Abteilun-
gen. Jede Abteilung wirft mindestens 
eine Frage auf. Antworten gibt es 
natürlich auch. Aber die meisten 
sollte der Besucher selber geben. 
Das wäre jedenfalls schön.

Blick in den Raum „Norm und Differenz“ 
Foto: Oliver Killig
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Laudatio

Professor Dr. Heinrich Friedel
zum 90. Geburtstag

Heinrich Friedel wurde 1920 als Sohn eines Schlossers in 
Darmstadt geboren. Nach seinem Medizinstudium in 
Frankfurt/Main, Berlin und Breslau, das er 1944 mit dem 
Staatsexamen und der Promotion über „Die Verwendbar-
keit von Schirmbild-Verfahren für Reihenuntersuchungen 
der Bevölkerung“ abschloss,  wurde er zum Militärdienst 
an die Ostfront eingezogen und kam dort in Kriegsgefan-
genschaft, aus der er erst 1949 entlassen wurde.

Er nahm im Städtischen Krankenhaus Schwerin eine chi-
rurgische Ausbildung auf, wechselte jedoch bald in die 
Tuberkulose-Heilstätte Schwerin-Lankow, die er 1952 als 
Lungenfacharzt verließ, um eine Oberarztstelle  im neu 
gegründeten Tuberkulose-Forschungsinstitut in Berlin-
Buch anzutreten.

Hier entwickelte Heinrich Friedel zusammen mit dem 
Ingenieur H. Becker (Fa. SECURA Berlin) das später nach 
ihm benannte Beatmungsbronchoskop mit proximaler 
Beleuchtung, das von nun an endoskopische Untersu-
chungen der Trachea und Bronchien in Relaxationsnar-
kose mit kontinuierlicher Ventilation ermöglichte und die 
zuvor geübte Narkosebronchoskopie in der zeitlich eng 
begrenzten Apnoetechnik ablöste.

1956 konnte das Beatmungsbronchoskop bereits auf der 
Leipziger Messe ausgestellt werden. Es entwickelte sich 
bald zu einem bedeutenden Exportartikel. Damit waren 
die technischen Voraussetzungen für die Ausarbeitung 
praxistauglicher, hocheffektiver endoskopischer Diag-
nostik- und Therapieverfahren geschaffen. An erster 
Stelle ist die Katheterbiopsie nach FRIEDEL* zu nennen 
(*Sondierung, Traumatisierung und Aspiration von Unter-
suchungsmaterial aus peripheren Lungenherden, das sich 
zur histologischen Untersuchung eignete). Als Therapie-
verfahren erlangten die Bronchustamponade bei lebens-
bedrohlichen endobronchialen Blutungen und die 
endobronchiale „Plombierung“ chronischer tuberkulöser 
Kavernen mit Antituberkulotika-Pasten große Bedeutung.  
In einer Zeit ohne Computer-Tomographie lieferte die 
durch Friedel entwickelte Bronchografie in Relaxations-
narkose mit dem Doppellumentubus von E. CARLENS 
zur Darstellung des gesamten Bronchialbaumes eines 
vorgeblähten Lungenflügels in idealer anatomischer Posi-
tion, wichtige Informationen über Bronchiektasen vor 

einer geplanten Resektion sowie der bronchialen Bezie-
hungen von Lungenherden und Hohlräumen als „Pfad-
findermethode“ für deren endobronchiale Sondierung.

1958 übernahm Heinrich Friedel die Tuberkulose-Heil-
stätte „Waldkrankenhaus Lostau“ als Ärztlicher Direktor 
und Chefarzt, die er in den folgenden Jahren zusammen 
mit seinen Mitarbeitern zu einer modernen Lungenklinik 
und zu einem Zentrum der Bronchologie entwickelte.

1960 habilitierte er sich an der Medizinischen Akademie 
Magdeburg mit seiner Arbeit „Die Katheterbiopsie des 
peripheren Lungenherdes“. Frühzeitig erkannte Friedel 
die Notwendigkeit einer Wiedererlangung akademischer 
Repräsentanz der Lungenheilkunde an der Hochschule 
und die Notwendigkeit enger Zusammenarbeit mit den 
medizinischen Einrichtungen der Region, besonders mit 
dem Krankenhaus Altstadt in Magdeburg unter Prof. Dr. 
K.-A. Koelsch und der Thoraxchirurgie in Vogelsang/
Gommern unter MR Dr. G. Schoefer. Leider konnte die 
angestrebte Fusion mit der Thoraxchirurgie zu dieser Zeit 
nicht verwirklicht werden. Friedels Baupläne dazu waren 
nach 1990 jedoch die konzeptionelle Grundlage für die 
lange erstrebte Schaffung eines „kompletten“ Thoraxzen-
trums am Standort Lostau.

Bereits in den ersten Jahren scharte Heinrich Friedel eine 
große Zahl interessierter Ärzte und Naturwissenschaftler 
um sich, schuf Wohnraum und soziale Einrichtungen für 
seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und legte damit 
den Grundstein für die Entwicklung des „Waldkranken-
hauses Lostau“ zu einem pneumologisch-bronchologi-
schem Zentrum vor den Toren der Stadt Magdeburg. So 
entstand unter seiner Leitung der erste Herzkatheter-
Arbeitsplatz im Bezirk Magdeburg, der nicht nur komple-
xen funktionsdiagnostischen Untersuchungen der kardio-
respiratorischen Interaktionen, sondern auch rein 
kardiologischer Diagnostik diente. Ein bakteriologisch-
mykologisches Labor und eine Abteilung für Asthma und 
Allergologie mit pneumologisch-arbeitsmedizinischem 
Schwerpunkt wurden aufgebaut. Als geradezu visionär 
sind Friedels Anstrengungen zu sehen, in der Mitte der 
60-er Jahre in Lostau die endobronchiale Kleinraumbe-
strahlung maligner Tumoren zu verwirklichen.
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Der Kampf gegen die Tuberkulose blieb auch nach dem 
Rückgang der Nachkriegsepidemie ein wichtiger Schwer-
punkt in der Arbeit Heinrich Friedels. In besonderem 
Maße widmete er sich den so genannten Chronikern mit 
nicht sanierungsfähigen Kavernen. Bei vielen dieser kar-
diopulmonal schwer geschädigten und somit funktionell 
inoperablen Menschen konnte er schließlich mit seiner 
bronchoskopischen Kavernenplombierung doch noch 
die für ein Leben in der Gesellschaft unabdingbare bak-
terielle Sanierung erreichen.  Die bereits in seiner Promo-
tion wissenschaftlich behandelten Schirmbildverfahren 
waren in seiner gleichzeitigen Verantwortung als Bezirk-
stuberkulosearzt zunächst das wichtigste Werkzeug zur 
Tuberkulose-Früherkennung im Rahmen der Volks-Rönt-
gen- Reihenuntersuchungen (VRRU). In den folgenden 
Jahren wurde es auch zur Erkennung des Bronchialkarzi-
noms genutzt und von Heinrich Friedels Mitarbeitern in 
dieser Hinsicht auch wissenschaftlich evaluiert.

1962 verliehen der Rektor und der Senat der Medizini-
schen Akademie Magdeburg anlässlich des 60-jährigen 
Bestehens der Heilstätte dem „Waldkrankenhaus Lostau“ 
den Status der „Lungenklinik der Medizinischen Akade-
mie Magdeburg“. Wenig später wurde Heinrich Friedel 
zum Professor mit Lehrauftrag Innere Medizin/Pneumo-
logie ernannt und erhielt schließlich den ersten Lehrstuhl 
für Innere Medizin/Pneumologie an einer Hochschule 
der DDR.

Ein wichtiges Anliegen Heinrich Friedels war stets die 
Weitergabe seines fachlichen Wissens und seines großen 
praktischen Erfahrungsschatzes an Ärzte, Studenten und 
Mitarbeiter der anderen medizinischen Berufe. Das spie-
gelte sich nicht nur in der studentischen und ärztlichen 
Ausbildung an der Medizinischen Akademie Magdeburg 
wider, sondern auch in den vielen wissenschaftlichen 
Symposien sowie den alljährlichen Bronchologischen 
Kursen, die in Lostau unter seiner Leitung hervorragende 
Referenten aus dem In- und Ausland, aus Ost und West, 
aus allen Fachgebieten, die bronchologische Methoden 
brauchten, zusammenführte. Besonders aus den damali-
gen „Ostblockländern“ kamen viele Ärzte zum Erlernen 
moderner bronchologischer Techniken nach Lostau und 
profitierten dabei auch von den guten russischen Sprach-
kenntnissen Heinrich Friedels, die er während der Kriegs-
gefangenschaft erworben hatte und die ihm nun bei der 
Verbreitung seiner „bronchologischen Idee“ halfen.

Anfangs engagierte sich Heinrich Friedel auch als pädia-
trischer Bronchologe und liebte dieses Teilgebiet sehr. Er 
vertrat jedoch die Auffassung, dass die Bronchologie bei 
Kindern möglichst von Kinderärzten praktiziert werden 
sollte. Mit Prof. Dr. W. Thal aus der Kinderklinik der 
Medizinischen Akademie Magdeburg fand er frühzeitig 
einen Schüler, der dieses Statement sehr erfolgreich 
umgesetzt hat.
1965 bis 1967 war Heinrich Friedel Präsident der „Gesell-

schaft für Lungenkrankheiten und Tuberkulose in der 
DDR“. Gleichzeitig betrieb er mit vielen Gleichgesinnten 
die Gründung einer „Gesellschaft für Bronchologie der 
DDR“, welche alle medizinischen Fachrichtungen verei-
nen sollte, die sich bronchologischer Untersuchungsme-
thoden bedienten und an ihrer Entwicklung arbeiteten. 
Die Befreiung der Bronchologie aus dem damals noch 
engen, „tuberkuloselastigen“ Korsett der „Gesellschaft für 
Lungenkrankheiten und Tuberkulose der DDR“ führte 
dazu, dass die Aufnahme in die „Association Internatio-
nale pour l´Étude des Bronches“ möglich wurde und 
Heinrich Friedel bereits 1970 deren XX.Congressus Bron-
chologicus in Dresden ausrichten durfte – zweifelsohne 
damals eine berufspolitische und organisatorische Groß-
tat im „real existierenden Sozialismus“! Unbedingt 
erwähnt werden soll das frühzeitige Engagement Hein-
rich Friedels für die Rückführung der Lungenheilkunde in 
den Schoß der Inneren Medizin, um der modernen Pneu-
mologie nicht nur die Beteiligung an universitärer Lehre 
und Forschung zu ermöglichen, sondern ihr auch wieder 
ausreichenden ärztlichen Nachwuchs zuzuführen. Mit 
Unterstützung des unvergessenen K. A. KOELSCH gelang 
es ihm, in seiner Klinik schon frühzeitig Fachärzte für 
Innere Medizin mit pneumologischem Profil auszubil-
den.

Die Wertschätzung, die sich Professor Dr. Heinrich Frie-
del als Wissenschaftler und Hochschullehrer erwarb, 
wurde durch zahlreiche nationale und internationale 
Fachgesellschaften gewürdigt. Er ist Ehrenmitglied der 
„Gesellschaft für Bronchopneumologie und Tuberkulose 
der DDR“, der „Deutschen Gesellschaft für Pneumologie 
und Beatmungsmedizin“, der „Mitteldeutschen Gesell-
schaft für Pneumologie“ und des „Berufsverband der 
Pneumologen Sachsen-Anhalt“. Sein internationales 
Ansehen als Bronchologe hat 1998 auf dem 10. Weltkon-
gress für Bronchologie in Budapest im Rahmen einer 
Ehrenvorlesung mit der Verleihung der Ehrenmitglied-
schaft in der „World Association for Bronchology“ und 
der „Deszö-Kassey-Medaille die gebührende Anerken-
nung erfahren.
Seine ehemaligen Schüler und Mitarbeiter gratulieren 
dem Jubilar von Herzen und wünschen ihm auch in 
Zukunft alles erdenkliche Gute, vor allem bestmögliche 
Gesundheit und weiter eine schöne gemeinsame Zeit in 
der Familie zusammen mit seinen Kinder, Enkeln und 
Urenkeln. Unsere dankbaren Erinnerungen gehen zurück 
in die Jahre, wo wir bei Heinrich Friedel lernen und arbei-
ten durften. Seine beruflichen Erfahrungen und väterliche 
Unterstützung haben uns immer begleitet und uns zu 
einem Teil der großen „Lostauer Familie“ werden lassen. 
Dafür sei ihm auch an dieser Stelle noch einmal gedankt.

J. F. Fischer, M. Paetz, D. Wenzel
Autoren:	 Dr. med. J. F. Fischer, Quedlinburg  

Dr. med. M. Paetz, Salzwedel 
Priv.-Dozent Dr. med. D. Wenzel, Stendal
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Wir gratulieren

60. Geburtstag

02. Mai	 Walter Schulz
	 Badel
02. Mai	 Dr. med. Astrid Schreiber
	 Barleben
03. Mai	 Dr. med. Ursula Franz
	 Jersleben
03. Mai	 Dr. med. Angelika Mantei
	 Magdeburg
07. Mai	 Dr. med. Wolfgang Lessel
	 Magdeburg
13. Mai	 Dr. med. Ina Koenig
	 Dessau-Roßlau
13. Mai	 Dr. med. Barbara Kuhnert
	 Köpnick
14. Mai	 Dipl.-Med. Lothar Neidler
	 Oschersleben (Bode)
18. Mai	 Dr. med. Christine Richter
	 Halle (Saale)
26. Mai	 Dr. med. Gabriele Woltersdorf
	 Halle (Saale)

65. Geburtstag

02. Mai	 Dr. med. Christl Korb
	 Magdeburg
03. Mai	 Dr. med. Michael Berg
	 Oschersleben (Bode)
04. Mai	 Rosemarie Hentzschel
	 Burgwerben
04. Mai	 Dipl.-Med. Ursula-Renate Welz
	 Magdeburg
05. Mai	 Prof. Dr. med. habil. Elmar Peschke
	 Halle (Saale)
24. Mai	 Prof. Dr. med. Volker Höllt
	 Möser
31. Mai	 Dr. med. Michael Sonnenburg
	 Ilsenburg

70. Geburtstag

01. Mai	 Dr. med. Klaus-Dieter Wegener
	 Dessau-Roßlau

02. Mai	 Dr. med. Rolf Kaste
	 Dessau-Roßlau
02. Mai	 Dr. med. Gerhard Selisko
	 Aschersleben
04. Mai	 MR Dr. med. Karl-Heinz Müller
	 Halle (Saale)
04. Mai	 MR Dr. med. Anneliese Ribbentrop
	 Schönebeck (Elbe)
05. Mai	 Dr. med. Renate Herrmann
	 Lieskau
05. Mai	 SR Dr. med. Dieter-Joachim Bartsch
	 Stendal
06. Mai	 Dr. med. Hans Walz
	 Stiege
10. Mai	 Dr. med. Hans-Peter Ferchland
	 Magdeburg
10. Mai	 Dr. med. Ingeborg Porzig
	 Merseburg
12. Mai	 Dr. med. Dietrich Zabel
	 Tagewerben
13. Mai	 Henning Jauch
	 Gatersleben
15. Mai	 Dr. med. Joachim Kluge
	 Jessen (Elster)
17. Mai	 Karin Zeibig
	 Schwanebeck
19. Mai	 OMR Dr. med. Margarete Neumann
	 Stendal
21. Mai	 SR Heide Simon
	 Merseburg
22. Mai	 Dr. sc. med. Sieglinde Böhme
	 Stendal
25. Mai	 Dr. med. Irene Heinrichs
	 Halle (Saale)
25. Mai	 Dr. med. Heide Bartsch
	 Halle (Saale)
28. Mai	 Prof. Dr. Dr. med. habil. Edgar Spens
	 Halle (Saale)
30. Mai	 MR Dr. med. Ursel Lüderitz-Püchel
	 Dessau-Roßlau
30. Mai	 MR Erich Barth
	 Halle (Saale)
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75. Geburtstag

01. Mai	 Dr. med. Gerhard Bürger
	 Salzmünde
02. Mai	 Prof. Dr. sc. med. Gerd Wagner
	 Halle (Saale)
12. Mai	 OMR Dr. med. Joachim Knipping
	 Merseburg
16. Mai	 MR Dr. med. Frank Riechers
	 Wippra
24. Mai	 Dr. med. Manfred Timm
	 Wernigerode
24. Mai	 Dr. med. Monika Brandstädter
	 Magdeburg
25. Mai	 Prof. Dr. med. habil. Joachim Fröhlich
	 Magdeburg
27. Mai	 Prof. Dr. med. habil. Manfred Klingbeil
	 Magdeburg

80. Geburtstag

11. Mai	 Eva-Maria Hille
	 Osterburg (Altmark)
12. Mai	 MR Dr. med. Fritz Lenk
	 Weißenfels
23. Mai	 Dr. med. Günter Drese
	 Halle (Saale)

81. Geburtstag

29. Mai	 Prof. Dr. med. habil.
	 Wieslaw Skurczynski
	 Halle (Saale)
30. Mai	 OMR Dr. med. Sigrid Dittmann
	 Halle (Saale)

82. Geburtstag

13. Mai	 Dr. med. Christian Kleiber
	 Halle (Saale)
24. Mai	 Prof. Dr. Dr. med. habil. Raimund Petz
	 Möser
29. Mai	 MR Dr. med. Inge Rakette
	 Dessau-Roßlau

83. Geburtstag

08. Mai	 Prof. Dr. med. habil. Horst Knolle
	 Halle (Saale)
17. Mai	 Dr. med. Bernhard Griegel
	 Lutherstadt Wittenberg
19. Mai	 Dr. med. Ruth Ballin
	 Friedensau

20. Mai	 MR Dr. med. Armin Heinemann
	 Halle (Saale)
21. Mai	 Dr. med. Erehelga O`Swald-Treutler
	 Köthen (Anhalt)

84. Geburtstag

02. Mai	 SR Dr. med. Fiera Mölder
	 Dessau-Roßlau
19. Mai	 SR Dr. med. Ilse Eisenstein
	 Querfurt

85. Geburtstag

17. Mai	 Dr. med. Helmut Schwarze
	 Halle (Saale)
31. Mai	 SR Dr. med. Günter Rößger
	 Magdeburg

87. Geburtstag

18. Mai	 Maria Markowsky
	 Bernburg (Saale)

88. Geburtstag

25. Mai	 MR Dr. med. Ernst Horn
	 Köthen (Anhalt)

90. Geburtstag

02. Mai	 Prof. Dr. med. habil. Heinrich Friedel
	 Lostau

94. Geburtstag

13. Mai	 MR Dr. med. Hermann Fischer
	 Ballenstedt
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Erscheinungstermine und Anzeigenschluss 2010 für das Ärzteblatt Sachsen-Anhalt

Ausgabe AusgabeErscheinungstag ErscheinungstagAnzeigenschluss Anzeigenschluss
Heft 6 05.06.2010 Sa 04.05.2010 Di

Heft 7 03.07.2010 Sa 03.06.2010 Do

Heft 8 31.07.2010 Sa 30.06.2010 Mi

Heft 9 04.09.2010 Sa 04.08.2010 Mi

Heft 10 02.10.2010 Sa 02.09.2010 Do

Heft 11 30.10.2010 Sa 30.09.2010 Do

Heft 12 04.12.2010 Sa 04.11.2010 Do
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B·A·D GmbH – Human Resources

Herbert-Rabius-Straße 1, 53225 Bonn

bewerbung@bad-gmbh.de, www.bad-gmbh.de

Wir bieten an unseren Standorten Braunschweig, Burg, Dessau, Halle/Saale, Havelberg, 
Magdeburg, Salzwedel und Wernigerode

Arbeits-/Betriebsmedizinern (m/w) oder 
Ärzten in Weiterbildung (m/w) 

Fachgebiet Arbeitsmedizin neue Perspektiven.

Die B·A·D GmbH betreut mit mehr 

als 2.200 Experten europaweit 

250.000 Betriebe mit über 4 Millionen 

Beschäftigten in den verschiedenen 

Bereichen der Gesundheitsvorsorge 

und der Arbeitssicherheit. 

Allein in Deutschland betreiben wir 

190 Gesundheitszentren. Damit 

gehören wir mit unseren Tochter-

gesellschaften zu den größten 

europäischen Anbietern von 

Präventionsdienstleistungen. Unsere 

Mitarbeiter sind dabei unser wert-

vollstes Kapital, denn ohne sie wären 

wir nicht so erfolgreich!

Gehören Sie 

bald auch 

zu uns?

Unser Angebot: 
– Flexible und planbare  
 Arbeitszeiten
– Möglichkeit der Teilzeittätigkeit
– Keine Wochenend-/Nachtdienste
– Große Gestaltungsfreiräume 
– Zeit für die Beratung in der   
 Präventivmedizin
– Leistungsbezogene Vergütung 
– Finanzierte Weiterbildungs-
 maßnahmen
– Betriebliche Altersvorsorge
– Innerbetriebliches Gesundheits-
 management
– Car-Rent-Sharing-Modell 
– Attraktive Karrierechance

Interessiert? Dann wenden Sie sich bitte direkt an Ihre  
Ansprechpartnerin Linda Otten, Telefon 02 28/4 00 72-339.
Wir freuen uns auf ein Gespräch mit Ihnen! 

Wann hatten 
Sie das letzte Mal 
wirklich Zeit?

Dr. med. Stephanie Grenz, 

B·A·D-Arbeitsmedizinerin: 

» Ich habe mich für eine sichere Alternative zum 

Klinik- und Praxisalltag entschieden. Jetzt berate 

ich Unternehmen aus den verschiedensten 

Branchen, plane meine Termine ohne Nacht- 

und Wochenenddienste und gestalte so aktiv 

meine Zukunft selbst. Das verstehe ich unter 

dem Erfolgsfaktor Mensch!« 

www.erfolg-hat-ein-gesicht.de

Ihre Aufgaben:
– Arbeitsmedizinische Vor- 
 sorgeuntersuchungen
– Betriebsbegehungen und  
 Beratung zu vielfältigen  
 arbeitsmedizinischen Themen
– Arbeitsmedizinische  
 Begutachtung 
– Gestaltung und Durch- 
 führung eines betrieblichen  
 Gesundheitsmanagements
– Schulungen zu verschiedenen 
 Themen der Prävention
– Reisemedizinische Beratung
– Arbeiten in einem interdiszi- 
 plinären Team

Sie interessieren sich für die Arbeit von Ärzte 
ohne Grenzen und möchten mehr erfahren? 
Sie möchten uns aktiv unterstützen oder viel-
leicht sogar selbst in einem Hilfsprojekt mitar-
beiten und haben Fragen dazu? 

Ärzte ohne Grenzen lädt alle Interessierten zu 
einem Informationsabend ein, bei dem ein Pro-
jektmitarbeiter die Organisation vorstellt, Mög-
lichkeiten der Mitarbeit aufzeigt und über seine 
persönlichen Erfahrungen berichtet. Anschlie-
ßend werden die Fragen der Teilnehmer disku-
tiert. 

Für die Projekte suchen wir Ärzte, MTAs, Heb-
ammen, Psychologen, OP- sowie Pflegeperso-
nal und technisch und handwerklich begabte 
„Allrounder“ als Logistiker und Finanz-Admi-
nistratoren. Die Veranstaltung kann im Hinblick 
auf zukünftige berufliche Tätigkeiten auch für 
Studenten sehr interessant sein.










 

 

                                                                                              Foto: Sebastian Bolesch 


                
            



              

          



  

         








 










 

 

                                                                                              Foto: Sebastian Bolesch 


                
            



              

          



  

         








 

Weitere Informationen: Ärzte ohne Grenzen, 
Tel.: 030 – 700 130 0

www.aerzte-ohne-grenzen.de
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Zuschriften bitte unter Chiffre-Nr. 290 an die Agentur Müller Marketing 
GmbH (Anzeigenannahme/-verwaltung) Dürerstr. 2, 39112 Magdeburg  

Große allgemeinmedizinische Gemeinschaftspraxis sucht für 
den ausscheidenden Seniorpartner einen geeigneten Nachfolger. 
Eine finanzielle Beteiligung kann, muss aber nicht sein. 
Ein engagiertes Team freut sich auch über eine Kollegin, welche 
kinderfreundliche Arbeitszeiten zu schätzen weiß. 
Bei überdurchschnittlicher Bezahlung und einem Bereitschafts-
dienst pro Monat sind auch Wiedereinsteiger in die ärztliche 
Basisversorgung willkommen.

ALLE ÄRZTE MACHEN MIT!
Honorararzt-Symposium 2010 & Seminar „Wie werde ich Honorararzt?
3. und 4. September 2010 in Potsdam

Jetzt anmelden:

www.bv-honoraraerzte.de

Orthopädische Praxis in Magdeburg
mit oder ohne Kooperations-
möglichkeiten 2010 abzugeben.
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Hinweis auf Stellenausschreibung
Auf der Homepage des Landkreises 
Mansfeld-Südharz, verfügbar unter 
www.mansfeldsuedharz.de, 

ist die Stelle 
Arzt/Ärztin im 

Kinder- und Jugendärztlichen Dienst
öffentlich ausgeschrieben. Dort können die 

detaillierte Stellenbeschreibung und die 
Bewerbungsmodalitäten eingesehen werden.

Zuschriften bitte unter Chiffre-Nr. 294 an die Agentur 
Müller Marketing GmbH (Anzeigenannahme/-verwaltung) 
Dürerstr. 2, 39112 Magdeburg  

Anzeigenschluss für das Juliheft 
des Ärzteblattes Sachsen-Anhalt 
ist der 03. Juni 2010 
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Neugegründetes, ärztlich geleitetes MVZ im Hallenser Umland 
sucht allgemeinmedizinisch oder hausärztlich-internistisch 
tätige/n Kollegen/-in.
Teil- oder Vollzeit möglich. Bezahlung über öffentlichen bzw. 
privaten Tarifverträgen. Geregelter Bereitschaftsdienst. 
Mit den überörtlichen Fachärzten besteht ein enges Netzwerk.

Zuschriften bitte unter Chiffre-Nr. 289 an die Agentur Müller Marketing 
GmbH (Anzeigenannahme/-verwaltung) Dürerstr. 2, 39112 Magdeburg  

Gut gehende Privatarztpraxis mit den Schwerpunkten 
Homöopathie, Akupunktur und Bioresonanz 
im Zentrum von Magdeburg Anfang 2011
aus Altersgründen abzugeben. 
Einarbeitungsmöglichkeiten in Absprache. 
Patientenstamm und bewährtes Praxisteam vorhanden.

Zuschriften bitte unter Chiffre-Nr. 293 an die Agentur  
Müller Marketing GmbH (Anzeigenannahme/-verwaltung) 
Dürerstr. 2, 39112 Magdeburg  
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5. Saale-Unstrut-Symposium

für Klinische Chirurgie

25. und 26. Juni 2010
Freyburg/Unstrut

Anmeldung und Information: www.saale-unstrut-symposium.de

Hauptthemen
• Erkrankungen des Pankreas

• Maligne Neoplasien
• Operationstechniken

• Fallbesprechungen
• Begutachtung

Wissenschaftliche Leitung

Chefarzt Dr. med. W. Asperger

Chefarzt DM J. Bretschneider

Zertifi zierung durch die Ärztekammer Sachsen-Anhalt
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Das Johanniter-Krankenhaus Genthin-Stendal gGmbH ist eine
Einrichtung der Johanniter GmbH, der Trägergesellschaft für
die Krankenhäuser und Altenpflegeeinrichtungen der Johanniter
in Deutschland mit Sitz in Berlin.
Der Mittelpunkt unserer Arbeit ist die ganzheitliche Betreuung
des kranken und pflegebedürftigen Menschen auf der Grundlage
des christlichen Menschenbildes.

Der Johanniterorden sieht seit über 900 Jahren die Pflege und
Heilung der Kranken als eine besondere Aufgabe an. Die Johanniter-
Krankenhaus Genthin-Stendal gGmbH, Schwerpunktkrankenhaus
und Akademisches Lehrkrankenhaus der Universität Magdeburg
mit 558 Betten an drei Standorten sucht zum nächstmöglichen
Zeitpunkt für Stendal eine/-n

Assistenzärztin/-arzt
für Anästhesie und Intensivmedizin
Wir sind ein Akademisches Lehrkrankenhaus der Otto-von-Guericke-
Universität Magdeburg mit über 800 Mitarbeitern. Die nach den
Erfordernissen einer modernen Medizin ausgestattete Klinik für
Anästhesiologie und Intensivmedizin versorgt am Standort Stendal
mit ca. 9.000 Anästhesien im Jahr die Fächer Allgemein-, Viszeral-
und Gefäßchirurgie, Traumatologie, Urologie, Orthopädie, Pädiatrie,
Gynäkologie und Geburtshilfe. Zusätzlich werden Notarztdienste,
Eigenblutspende und Anästhesieambulanz mitversorgt.
Die interdisziplinäre Intensivstation steht unter anästhesiologischer
Leitung und verfügt über 14 Betten. Der Chefarzt der Klinik
besitzt die volle Weiterbildungsermächtigung für das Fachgebiet
Anästhesiologie und für die spezielle anästhesiologische
Intensivmedizin.
Wir suchen eine/-n engagierte/-n verantwortungsbewusste/-n
Mitarbeiter/-in, die/der Freude daran hat, in motivierten Teams im
Anästhesiebereich und auf der Intensivstation mitzuarbeiten.
Wir erwarten von Ihnen soziale Kompetenz und Teamfähigkeit im
Sinne unseres Leitbildes sowie kooperative Zusammenarbeit mit
allen Bereichen. Erfahrungen in der Intensivmedizin und Schmerz-
therapie sind von Vorteil, aber nicht Bedingung.
Wir bieten Ihnen sehr gute Weiterbildungsmöglichkeiten bei
einer unbefristeten Vollzeitanstellung und eine den Aufgaben ent-
sprechende leistungsgerechte Vergütung nach AVR mit den üblichen
Sozialleistungen. Bei einer notwendigen Wohnungssuche sind
wir gerne behilflich.
Nähere Auskünfte erteilt der Chefarzt der Klinik für Anästhesiologie
und Intensivtherapie, Herr Dr. med. Rau, gern unter Tel. 03931-
661400. Ihre Bewerbung richten Sie bitte an:

Johanniter-Krankenhaus Genthin-Stendal gGmbH
Personalabteilung
Wendstr. 31, 39576 Stendal

Aus Liebe zum Leben

Anzeigenaufträge 
für das Ärzteblatt Sachsen-Anhalt 
richten Sie bitte an

Müller Marketing GmbH  
Dürerstr. 2 
39112 Magdeburg
  
Tel.: 0391 - 5 32 32 27  
Fax: 0391 - 5 32 32 33  
E-Mail: anzeigen@aerzteblatt-sachsen-anhalt.de 

 

                      28. Niederlassungsseminar
    Die Niederlassung lohnt - was habe ich Netto?
    Wie funktioniert die aktuelle Vergütungssystematik?
    Wie gestaltet man sinnvolle Kooperationen?
    Wie sind Versicherungen und Verträge zu gestalten?
    Lassen sich Steuern sinnvoll steuern? 
    Eine Frage der Strategie: Wie gehe ich an die Praxissuche?
    Angestellt im MVZ oder selbständig?

Halle, 29. Mai 2010 - 10:00 bis 17:00 Uhr  
                            Tagungspauschale 50,00 EUR - Partner frei! 
ASI Wirtschaftsberatung AG Halle,  
Tel.: 0345-560 14 99, E-Mail: bernd.huebner@asi-online.de 
	          Zertifizierte Fortbildungsveranstaltung 
                            der Ärztekammer Sachsen-Anhalt (6 Punkte)

  	
          

Anzeigenschluss für das Juliheft 
des Ärzteblattes Sachsen-Anhalt 
ist der 03. Juni 2010 



84
Ärzteblatt Sachsen-Anhalt 21 (2010) 5 

im Gartensaal des Gesellschaftshauses am Klosterbergegarten
Schönebecker Str. 129, Magdeburg

Konzerte 2010

Markus Finkler, Ulrich Neumann - Trompeten
Uerli Bitterli - Horn
Andreas Schumann - Posaune
Reinhard Sand – Tuba

Eintrittskarten: 
VVK 10,-/7,-(erm.) Euro, Abendkasse 12,-/9,-(erm.) Euro. 
Es gelten die üblichen Bedingungen für Ermäßigungen. 
Rentner erhalten ermäßigten Eintritt, Kinder bis 10 Jahre 
sind frei.

Kartenvorverkaufsstellen:
Opernhaus Magdeburg, Universitätsplatz 9
Schauspielhaus Magdeburg, Otto-von-Guericke-Str. 64
und an allen bekannten Vorverkaufsstellen 
in Magdeburg und Umgebung.
Restkarten sind eine Stunde vor Konzertbeginn 
an der Abendkasse erhältlich.

Sonntag 20. Juni 2010 
17:00 Uhr / Terrasse des Gartensaals 
im Gesellschaftshaus
-Bei ungünstiger Witterung findet das Konzert 
im Gartensaal statt.-

Serenade in Blech

Visions fugitives - flüchtige Visionen

Sonntag 9. Mai 2010
17:00 Uhr / Gartensaal des Gesellschaftshauses

Die große Doppelpedalharfe, auch Konzertharfe 
genannt, wird meist als Orchesterinstrument in 
Opern oder Sinfonien wahrgenommen und hin und 
wieder als Begleitinstrument in kammermusikali-
scher Besetzung gehört. Dabei ist die Harfe ein 
machtvolles Soloinstrument voller Klangfarbigkeit 
und Nuancenvielfalt. Kaum ein anderer Komponist 
des 20. Jahrhunderts hat dies in seinen Werken so 
gut zur Geltung gebracht wie der Franzose Carlos 
Salzedo (1885 – 1961), selbst virtuoser Harfenist 
und Pianist, Komponist und Lehrer. Er half der Harfe 

wie kein anderer, sich vom lieblich klinge(l)nden 
Salonschmuckstück des 19. Jahrhunderts in die 
Moderne des 20. Jahrhunderts zu entwickeln. Eva 
Curth-Ignatjeva, die seit 2008 als Dozentin am 
Georg-Philipp-Telemann-Konservatorium lehrt, 
wird in ihrem Konzert diese spannende Entwicklung 
mit Kompositionen von Carlos Salzedo, Prokofjew 
und vielen anderen zu Gehör bringen.

So stellt man sich einen lauschigen Sommerabend 
vor: die Vögel zwitschern im abendlichen Sonnen-
schein, das Rotweinglas in der Hand und die Musik 
spielt dazu….
Genau das können Sie erleben, wenn die Herren des 
Philharmonischen Blechbläserquintetts ihren Instru-

menten die edelsten und strahlendsten Töne entlo-
cken, um Originalkompositionen und Bearbeitun-
gen großer Werke von Komponisten wie Bach, 
Farnaby, Horowitz, Wagner, Gershwin und Lennon/
McCartney zu Gehör zu bringen. 

Harfe solo 
Eva Curth-Ignatjeva, Konzertharfe

Philharmonisches Blechbläserquintett  Magdeburg


